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Norm

AsylG 2005 810 Abs1

AsylG 2005 83 Abs1

AsylG 2005 88 Abs1

EMRK Art8

. AsylG 2005 § 10 heute

—_

2. AsylG 2005 § 10 gtiltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

3. AsylG 2005 § 10 giltig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017

4. AsylG 2005 § 10 glltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017

5. AsylG 2005 § 10 giltig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013

6. AsylG 2005 § 10 giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012

7. AsylG 2005 § 10 giltig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011

8. AsylG 2005 § 10 giltig von 01.01.2010 bis 30.06.2011zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009

9. AsylG 2005 § 10 gultig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 29/2009
10. AsylG 2005 § 10 gultig von 09.11.2007 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 75/2007
11. AsylG 2005 & 10 gultig von 01.01.2006 bis 08.11.2007

1. AsylG 2005 § 3 heute

2. AsylG 2005 § 3 gliltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

3. AsylG 2005 § 3 gultig von 01.06.2016 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016

4. AsylG 2005 § 3 gultig von 20.07.2015 bis 31.05.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

5. AsylG 2005 § 3 gultig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012

6. AsylG 2005 § 3 gltig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

1. AsylG 2005 § 8 heute

2. AsylG 2005 § 8 gultig von 01.03.2027 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 63/2025

3. AsylG 2005 § 8 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

4. AsylG 2005 § 8 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 145/2017

5. AsylG 2005 § 8 gliltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 84/2017

6. AsylG 2005 § 8 gultig von 01.01.2014 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013

7. AsylG 2005 § 8 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 87/2012

8. AsylG 2005 § 8 gliltig von 01.01.2010 bis 31.12.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009

9. AsylG 2005 § 8 gliltig von 01.01.2006 bis 31.12.2009
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1. EMRK Art. 8 heute
2. EMRK Art. 8 giltig ab 01.05.2004

Spruch
E13 420.964-1/2011-7E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. Steininger, als Vorsitzenden und den Richter DDr. Kinzlbauer, LL.M., als
Beisitzer Uber die Beschwerde des XXXX, StA. Pakistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 03.08.2011, ZI.
11 07.533-BAT, in nichtoffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. Steininger,
als Vorsitzenden und den Richter DDr. Kinzlbauer, LL.M., als Beisitzer Uber die Beschwerde des rémisch 40 , StA.
Pakistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 03.08.2011, ZI. 11 07.533-BAT, in nichtoffentlicher Sitzung zu
Recht erkannt:

Die Beschwerde wird gemadl3 88 3, 8 Abs 1 Z 1, 10 Abs 1 Z 2 AsylG 2005BGBI | 2005/100 idFBGBI | 38/2011 als
unbegrindet abgewiesen.Die Beschwerde wird gemal3 Paragraphen 3, 8, Absatz eins, Ziffer eins, 10, Absatz eins, Ziffer
2, AsylG 2005 BGBI rémisch eins 2005/100 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 38 aus 2011, als unbegrindet
abgewiesen.

Text
Entscheidungsgrinde:

I. Der Asylgerichtshof nimmt den nachfolgenden Sachverhalt als erwiesen anrémisch eins. Der Asylgerichtshof nimmt
den nachfolgenden Sachverhalt als erwiesen an:

I.1. Bisheriger Verfahrenshergangromisch eins.1. Bisheriger Verfahrenshergang

I.1.1. Die beschwerdefihrende Partei (in weiterer Folge kurz als "bP" bezeichnet), ein Staatsangehoriger der
Islamischen Republik Pakistan (nachfolgend "Pakistan" genannt), brachte am im Akt ersichtlichen Datum beim
Bundesasylamt (BAA) einen Antrag auf internationalen Schutz ein.romisch eins.1.1. Die beschwerdefihrende Partei (in
weiterer Folge kurz als "bP" bezeichnet), ein Staatsangehoriger der Islamischen Republik Pakistan (nachfolgend
"Pakistan" genannt), brachte am im Akt ersichtlichen Datum beim Bundesasylamt (BAA) einen Antrag auf

internationalen Schutz ein.

Als Begrindung fur das Verlassen des Herkunftsstaates brachte die bP am 20.7.2011 durch ein Organ des 6ffentlichen
Sicherheitsdienstes der Pl Traiskirchen erstbefragt vor, dass eines Tages Mitglieder der Taliban, nachdem diese einen
amerikanischen Wachposten angegriffen haben, in das Haus der Familie des BF kamen, fur ca. 4-5 Stunden blieben
und als die Polizei kam, geflichtet seien. Die Polizei habe folglich die Familie des BF verdachtigt, die Taliban zu
unterstutzen (AS 35f).

Am 28.7.2011 durch einen Organwalter des BAA neuerlich niederschriftlich einvernommen, gab der BF zu Protokoll,
dass ein in Richtung Afghanistan fahrender amerikanischer LKW, welcher mit einem Container beladen war, von
Mitglieder der Taliban Uberfallen worden sei. Folglich seien die Terroristen in das Haus der Familie des BF gestirmt,
hielten sich 4-5 Stunden dort auf und seien nach einem Feuergefecht mit Regierungsleuten geflohen. Folglich haben
die Sicherheitskrafte die Familie beschuldigt, die Taliban zu unterstitzen und sei zwei bis drei Tage spater ein Brief von

der Regierung gekommen, wonach sie sich ergeben sollen, da die Familie die Taliban unterstitzt hatte.

Ebenso sei ein Brief von den Taliban vor dem Haus deponiert worden, wonach sie Verrater seien und der BF zum Islam

kommen solle.

I.1.2. Der Antrag der bP auf internationalen Schutz wurde folglich mit im Spruch genannten Bescheid des BAA gemafs
3 Abs 1 AsylG 2005 abgewiesen und der Status eines Asylberechtigten nicht zuerkannt (Spruchpunkt I.). Gem.§8 8 Abs 1
Z 1 AsylG wurde der Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Pakistan nicht
zugesprochen (Spruchpunkt I.). GemaR 8 10 Abs 1 Z 2 AsylG wurde die Ausweisung aus dem Osterreichischen
Bundesgebiet nach Pakistan verfugt (Spruchpunkt Ill.).rémisch eins.1.2. Der Antrag der bP auf internationalen Schutz
wurde folglich mit im Spruch genannten Bescheid des BAA gemdl Paragraph 3, Absatz eins, AsylG 2005 abgewiesen
und der Status eines Asylberechtigten nicht zuerkannt (Spruchpunkt rémisch eins.). Gem. Paragraph 8, Absatz eins,
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Ziffer eins, AsylG wurde der Status des subsididr Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Pakistan nicht
zugesprochen (Spruchpunkt rémisch zwei.). Gemal3 Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG wurde die Ausweisung
aus dem o6sterreichischen Bundesgebiet nach Pakistan verfuigt (Spruchpunkt rémisch drei.).

I.1.2.1. Im Rahmen der Beweiswurdigung erachtete die belangte Behérde das Vorbringen der bP als unglaubwurdig
und fuhrte hierzu aus:rémisch eins.1.2.1. Im Rahmen der Beweiswirdigung erachtete die belangte Behdrde das
Vorbringen der bP als unglaubwirdig und fahrte hierzu aus:

"Im Asylverfahren ist es nicht ausreichend, dass der Antragsteller Behauptungen aufstellt, sondern muss er diese
glaubhaft machen. Dazu muss das Vorbringen in gewissem Mal} substantiiert und nachvollziehbar sein, der
Handlungsablaufe und der allgemeinen Lebenserfahrungen entsprechen und auch der Antragsteller persénlich
glaubwurdig auftreten.

Ihre Aussagen entsprechen diesen Anforderungen nicht. Sie beschranken sich in lhren niederschriftlichen
Einvernahmen im Bundesasylamt am 20.7.2011 und 28.7.2011 auf abstrakte und allgemein gehaltene Darlegungen,
konkrete oder detaillierte Angaben konnten Sie - trotz Nachfrage - nicht machen. Ihr zentrales Vorbringen, in Pakistan
sowohl von den Taliban als auch von der Regierung verfolgt worden zu sein, konnte nicht als glaubwirdig gewertet
werden. Sie haben wahrend des gesamten Asylverfahrens nicht den Eindruck erwecken kdnnen, dass Ihre Angaben
den Tatsachen entsprechen und sind diese daher seitens des Bundesasylamtes als nicht glaubhaft und - hinsichtlich
Ihrer subjektiv empfundenen Furcht - als objektiv nicht nachvollziehbar einzustufen gewesen. lhre Behauptung, in
Pakistan sowohl von den Taliban als auch von der Regierung verfolgt worden zu sein, stellten Sie nur allgemein in den
Raum, ohne diese durch konkrete Anhaltspunkte glaubhaft machen zu kénnen.

Die Glaubwdurdigkeit Ihres Vorbringens wird bereits in sehr wesentlichen Sachverhaltselementen schwer erschittert.
Am 20.7.2011 behaupteten Sie, dass die Taliban in der Nahe lhres Hauses einen amerikanischen Wachposten
angegriffen hatten. Am 28.7.2011 stellten Sie dies vollig anders dar und fihrten nun aus, dass die Taliban einen
amerikanischen LKW Uberfallen hatten. Als |hnen dieser gravierende Widerspruch zur Kenntnis gebracht wurde,
vermochten Sie nicht zu dessen Aufklarung beizutragen, sondern erklarten, dass es in lhrer Heimat keine
amerikanischen Wachposten gabe. Die Frage, ob Ihnen die Niederschrift vom 20.7.2011 rickUbersetzt wurde, bejahten
Sie allerdings. Als Sie nun gefragt wurden, warum lhnen dies dann nicht aufgefallen sei, gaben Sie die wenig
Uberzeugende Auskunft, dass Sie nicht ausgeschlafen gewesen seien. Dieser Erklarungsversuch vermochte jedoch
keinesfalls zu Uberzeugen und ist wohl ein eindeutiges Indiz dafur, dass Sie lhr Asylverfahren nicht mit der dafir
erforderlichen Ernsthaftigkeit betreiben. Andernfalls hatten Sie die Rucklbersetzung der Niederschrift aufmerksam
verfolgt. Der Umstand, dass Sie vielleicht zum Zeitpunkt der Ruckibersetzung der Niederschrift vom 20.7.2011 nicht
ausgeschlafen gewesen waren, rechtfertigt jedenfalls nicht die Annahme, dass Ihnen deshalb ein solch gravierender
Widerspruch nicht auffallen kdnnte.

In Threm Vorbringen fanden sich aber noch weitere Widerspriiche. Zu Beginn lhrer niederschriftlichen Einvernahme
vom 28.7.2011 fuhrten Sie aus, dass die Taliban direkt auf Ihr Haus zugestirmt seien, da dieses Uber ein Tor verfligt
hatte. Vor lhrem Haus hatten sich noch zwei andere Hauser befunden. Zu einem spateren Zeitpunkt anderten Sie lhr
Vorbringen und gaben nun an, dass sich vor Ihrem Haus noch etwa sechs andere Hauser befunden hatten. Zum
Zeitpunkt der Erstirmung Ihres Hauses durch die Taliban seien Sie nicht zu Hause gewesen. Sie hatten sich in lhrem
Geschaft befunden. Auf die Frage, um welches Geschaft es sich gehandelt haben soll, erklarten Sie, dass es sich um ein
Dorfgeschaft gehandelt hatte. Sie hatten dort griinen und schwarzen Tee verkauft und alles, was man so brauchen
wulrde. Als Sie daher gefragt wurden, seit wann Sie dieses Geschaft betrieben haben wollen, korrigierten Sie sich
plétzlich und fuhrten nun aus, dass das Geschaft nicht Ihnen gehdrt hatte. Sie hatten sich dort nur mit Freunden
getroffen. Als die Taliban lhr Haus erstirmt hatten, hatte lhre Mutter Sie angerufen und gebeten, gleich nach Hause zu
kommen. Aus dieser Vorgangsweise kann kein Sinn erkannt werden. Wenn sich schon acht Angehorige der Taliban in
Ihrem Haus befunden haben sollen, dann ware es eher statthaft gewesen, dass sogar die restlichen Familienmitglieder
vor den Taliban flichten oder dass Ihre Mutter Sie vor den Taliban gewarnt hatte, damit Sie eben nicht nach Hause
kommen.

Sie erklarten dazu weiters, dass zwei bis drei Tage nach der Erstirmung lhres Hauses durch die Taliban ein Brief von
der Regierung gekommen sei, dem zufolge Sie sich ergeben sollen, da Sie die Taliban unterstitzt hatten. Es sei dann
auch ein Brief der Taliban vor Ihr Haus geworfen worden, dem zu entnehmen gewesen sei, dass Sie ein Verrater seien.



Es ist jedoch nicht nachvollziehbar, dass seitens der pakistanischen Regierung jemandem postalisch mitgeteilt werden
soll, dass sich dieser ergeben mdége. Ein solcher Umstand wirde in Wahrheit wohl spontan durch einen Exekutiveinsatz
durchgesetzt und nicht schriftlich angekiindigt werden, um den betreffenden Personen rechtzeitig die Flucht zu
ermoglichen. Als Sie diesbezlglich um eine Erklarung gebeten wurden, gaben Sie an, dass es zu konkreten
MaRnahmen nicht mehr gekommen sei, da Sie zu lhrem Schwiegervater gefllichtet seien. Es sei aber in beiden Fallen
so (sowohl seitens der Taliban als auch seitens der Regierung), dass es keine zweite Warnung mehr geben wirde. Es
wulrde dann etwas schlimmeres passieren. Es ist daher umso mehr davon auszugehen, dass sich ja lhre Eltern und lhre
beiden Geschwister noch immer in Ihrem Haus befunden haben mussen und auch dann keine konkreten MaRnahmen
gesetzt wurden. Sie konnten schlussendlich nicht einmal angeben, wann der Uberfall durch die Taliban stattgefunden
haben soll. Dazu befragt, erklarten Sie, das Datum nicht zu wissen. Sie wirden nur die Zeit schatzen kdnnen. Sie
versuchten dann das Datum irgendwie auszurechnen, was Ihnen jedoch nicht gelang. Sie erkldrten nun, vor drei
Monaten ausgereist zu sein und der Uberfall sei etwa zehn Tage vor Ihrer Ausreise gewesen. Wenn Sie tatséchlich ein
solch einschneidendes Ereignis wie die Erstirmung lhres Hauses durch acht Angehdrige der Taliban erlebt hatten,
dann musste es lhnen sehr wohl méglich sein, den Zeitpunkt dieses Vorfalles genauer eingrenzen zu kénnen.

Ihre Angaben sind somit nicht in sich schlissig und daher aus objektiver Sicht nicht nachvollziehbar. lhre gesamten
Angaben waren daher offensichtlich auf Vermutungen und Spekulationen aufgebaut, die durch keinerlei
Anhaltspunkte fir konkret gegen Sie gerichtete oder geplante Verfolgungshandlungen untermauert werden konnten.
Auf Grund der Allgemeinheit und der mangelnden Nachvollziehbarkeit lhres Vorbringens kann diesem von der
erkennenden Behdrde keine Glaubwurdigkeit zugesprochen werden.

Die erkennende Behérde gelangte daher im Rahmen der von ihr vorzunehmenden Beweiswurdigung zu einem den
Denkgesetzen und den Erfahrungen des Lebens entsprechendem Ergebnis, indem sie aufgrund der getroffenen
Feststellungen, insbesondere auf Grund lhres eigenen Vorbringens, zu dem Schluss kommt, dass der maRgebende,
von Ihnen behauptete und den Fluchtgrund betreffende Sachverhalt, nicht den Tatsachen entspricht."

I.1.2.2. Zur asyl- und abschiebungsrelevanten Lage in Pakistan traf das Bundesasylamt ausfuihrliche Feststellungen.
Deren wesentliche Teile werden wie folgt wieder gegeben:romisch eins.1.2.2. Zur asyl- und abschiebungsrelevanten
Lage in Pakistan traf das Bundesasylamt ausfiihrliche Feststellungen. Deren wesentliche Teile werden wie folgt wieder
gegeben:

Allgemeine Lage

Die islamische Republik Pakistan wurde als unabhangiger Staat am 14. August 1947 gegrindet und hat Uber 177
Millionen Einwohner. Das Land grenzt im Sidwesten an den Iran, im Osten an Indien, im Nordwesten an Afghanistan
und im Nordosten an die Volksrepublik China. Pakistan ist ein Bundesstaat mit den vier Provinzen Punjab, Sindh,
Baluchistan, Khyber Pakhtunkhwa (ehemals North West Frontier Province NWFP) und den "Federally Administered
Tribal Areas" (FATA). Die Hauptstadt ist Islamabad. Die Verfassung Pakistans sieht eine Dreiteilung der Macht vor: Die
Legislative ist mit der Gesetzgebung betraut, die Exekutive implementiert die Gesetze und die Judikative interpretiert
sie.

(IOM - Internationale Organisation fur Migration:
Landerinformationsblatt Pakistan, August 2010 / U.K. Home Office:
Country of Origin Information Report, Pakistan, 17. January 2011)
Politik / Wahlen

Die gesetzgebende Gewalt in Pakistan liegt beim Parlament, welches aus zwei Kammern besteht: der
Nationalversammlung und dem Senat. Die Nationalversammlung umfasst 342 Abgeordnete, wovon 272 fur funf Jahre
nach Mehrheitswahlrecht direkt vom Volk gewahlt werden. Wahlberechtigt sind alle Staatsbirger ab einem Alter von
18 Jahren. 60 Parlamentssitze sind fir Frauen, zehn weitere fiir Vertreter religidser Minderheiten reserviert. Die
reservierten Sitze werden auf die in der Nationalversammlung vertretenen Parteien entsprechend ihrem
Stimmenanteil verteilt. Der Senat hat 100 Abgeordnete, die von den Parlamenten der vier Provinzen sowie der
Stammesgebiete unter Bundesverwaltung gewahlt werden.

Aus den Parlamentswahlen am 18. Februar 2008 war die bis dahin oppositionelle Pakistan Peoples Party (PPP) unter
der Fihrung von Asif Ali Zardari, dem Witwer von Benazir Bhutto, als Sieger hervorgegangen. lhre Parlamentsmehrheit



reichte aber fur eine Alleinregierung nicht aus. Sie schloss sich deshalb mit der zweitgroRten Partei, der Pakistan
Muslim League (PML-N) des ehemaligen Premierministers Nawaz Sharif, und zwei kleineren Parteien zu einer Koalition
zusammen. Yousaf Rana Gilani (PPP) wurde am 24. Marz 2008 zum Premierminister gewahlt.

Prasident Musharraf, der am 29. November 2007 als ziviler Prasident fur eine weitere flinfjdhrige Amtszeit vereidigt
worden war, trat am 18. August 2008 angesichts eines drohenden Amtsenthebungsverfahrens zurick. Die zwischen
Zardari und Sharif lange Zeit strittigen Fragen Uber den Umgang mit Prasident Musharraf und die Wiedereinsetzung
der wahrend des Notstands im November 2007 entlassenen Hohen Richter fihrten am 25. August 2008 zum Austritt
der PML-N aus der Regierungskoalition. Die PPP fuhrt seitdem eine Koalitionsregierung zusammen mit der Muttahida
Quami Movement (MQM), der viertstarksten Partei im Parlament, sowie den kleineren Parteien Awami National Party
(ANP) und Jamaat-e-Ulema-e-Islamyia (JUI-F). Am 6. September 2008 wurde Zardari von der Nationalversammlung und
den vier Provinzversammlungen zum neuen Prasidenten gewahlt und am 9. September 2008 vereidigt.
Premierminister Gilani stimmte am 16. Madrz 2009 nach landesweiten Protesten der Juristenbewegung der
Wiedereinsetzung aller verbliebenen abgesetzten Richter zu, einschlielflich des Vorsitzenden des Obersten
Gerichtshofs, Iftikar M. Chaudhry.

Im April 2010 wurde eine weitreichende Verfassungsreform verabschiedet, die von einem parteilbergreifenden
Parlamentsausschuss seit Juni 2009 vorbereitet worden war. Kernelemente der vorgenommenen
Verfassungsanderungen sind eine Starkung der Position des Premierministers bei gleichzeitiger Schwachung der
Machtbefugnisse des Prasidenten, eine Starkung des Féderalismus durch eine deutliche Ausweitung der Kompetenzen
der Provinzen gegenuber der Zentralregierung, eine Starkung der Unabhangigkeit der Justiz durch ein neues

Ernennungsverfahren fur die obersten Richter und die Einfuhrung zweier neuer Grundrechte:
des Rechts auf Information und des Rechts auf Erziehung.
(Auswartiges Amt: Pakistan, Staatsaufbau/Innenpolitik, Stand: April 2011,

http://www.auswaertiges-
amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Pakistan/Innenpolitik_node.html#doc344388bodyText3, Zugriff
5.5.2011 / Freedom House: Freedom in the World - Pakistan (2010),

http://www.freedomhouse.org/inc/content/pubs/fiw/inc_country_detail.cfm?year=2010&country=7893&pf, Zugriff
5.5.2011)

Regionale Problemzonen

Pakistan ist mit einer erheblichen terroristischen Bedrohung durch die Taliban und andere jihadistische Gruppen
konfrontiert. In den vergangenen Jahren hatten Talibangruppen in Teilen der sog. "Stammesgebiete" an der Grenze zu
Afghanistan eigene Herrschaftsstrukturen etabliert und ihre extrem konservative Interpretation der Sharia
durchgesetzt. Wesentliche Menschenrechte und Grundfreiheiten werden in diesen Gebieten verletzt; die Willkur der

Taliban richtet sich nicht nur gegen politische Gegner, sondern auch gegen Schiiten und andere

Minderheiten. Dabei kam es auch immer wieder zu Auseinandersetzungen mit so genannten "Lashkars"

(BUrgerwehren, mit denen sich einzelne Stamme oder Dorfer gegen die Bedrohung der Taliban zur Wehr setzen).

Die Militaroperationen gegen die Taliban werden von der grolen Mehrheit der Bevdlkerung und der Medien
unterstutzt. Grund dafur ist, dass vielen Pakistanern die Mdglichkeit einer Taliban-Herrschaft erst mit der Ubernahme
des Swat-Tals real vor Augen gefuhrt wurde. Tagliche Berichte tber die Willkiirherrschaft der Taliban (Hinrichtungen,
Auspeitschung als Strafe, Sprengung von Madchenschulen, Rekrutierung von Minderjahrigen) fihrten dazu, dass die
Taliban von der Mehrheit als existentielle Bedrohung fur das Land betrachtet werden. Auch die Terrorwelle, mit denen
die Taliban und sympathisierende jihadistische Gruppen versuchen, ein Ende der Militdroperationen zu erzwingen, hat
bislang noch zu keiner Kehrtwende in der offentlichen Meinung gefuhrt.

Seit Ende April 2009 haben sich die militarischen Auseinandersetzungen zwischen dem pakistanischen Militar und den
Taliban verscharft. Zuvor hatten die Taliban eine Vereinbarung mit der Provinzregierung von Khyber Pakhtunkhwa im
Februar 2009 genutzt, um die Herrschaft im Swat-Tal zu Gbernehmen und anschlieBend in zwei Nachbardistrikte
vorzuriicken. Die Armee antwortete daraufhin am 26. April 2009 mit einer Gegenoffensive und beendete die Taliban-



Herrschaft im Swat-Tal. Von Oktober bis Dezember 2009 wurden die Taliban aus Sud-Wasiristan (FATA) vertrieben,
einer Region, die von ihnen jahrelang kontrolliert worden war. Daneben finden auch in anderen Teilen der FATA immer
wieder Gefechte statt.

Die Taliban reagieren auf diese Militaroperationen mit Terroranschldgen, von denen vor allem Khyber Pakhtunkhwa
und FATA betroffen sind, die sich aber auch gegen Ziele in pakistanischen GroR3stadten wie z.B. Karachi, Lahore und
Faisalabad richten. Die Terroranschlage halten auch im Jahr 2011 an. Sie zielen vor allem auf Einrichtungen des Militars
und der Polizei. Opfer sind aber auch politische Gegner der Taliban, religidse Minderheiten sowie Muslime, die nicht
der strikt konservativen Scharia-Auslegung der Taliban folgen.

(Auswartiges Amt: Bericht Uber die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen Republik Pakistan, Stand:
Marz 2010 / Auswartiges Amt: Pakistan, Staatsaufbau/Innenpolitik, Stand: April 2011, http://www.auswaertiges-
amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Pakistan/Innenpolitik_node.html#doc344388bodyText3, Zugriff
5.5.2011)

Justiz

Die Verfassung garantiert die Unabhangigkeit der Judikative, die aber nicht frei von Einfluss seitens der Regierung oder
militdrischen Institutionen ist. Das pakistanische Justizsystem umfasst Zivil- und Strafgerichte auf Republik-, Provinz-
und Departementebene. Zusatzlich existieren ein Scharia - Gerichtshof auf Bundesebene und Scharia - Gerichte auf
lokaler Ebene. Die Entscheidungskompetenzen der verschiedenen Gerichtssysteme Uberschneiden sich teilweise, und
sich widersprechende Urteile sind mdglich. Darin widerspiegelt sich die variierende Auslegung weltlichen und
religisen Rechts durch die parallel bestehenden Gerichtssysteme.

Um das pakistanische Justizsystem sind in Politik und Zivilgesellschaft starke Kontroversen ausgetragen worden.
Insbesondere die Frage der Unabhangigkeit der Judikative und deren Schutz vor politischer Einflussnahme pragt die
offentliche Diskussion seit vielen Jahren. Von besonderer Bedeutung sind die seit Mitte 2007 anhaltenden, teils
blutigen Proteste pakistanischer Rechtsanwalte, die so genannte "Lawyers' Movement". Sie fihrten unter anderem zur
Wiedereinsetzung von Richtern des Obersten Gerichtshofes und der Provinzgerichte, die zuvor durch
Notrechtsbeschluss abgesetzt worden waren. Weiterhin trugen die Proteste entscheidend dazu bei, dass der damalige
Staatsprasident Pervez Musharraf im August 2008 nach einer Wahlniederlage zuriicktrat.

Einschatzungen zur Unabhdangigkeit und Rechtsstaatlichkeit der pakistanischen Justizpraxis fallen unterschiedlich aus.
Generell arbeiten héhere Instanzen diesbezlglich besser als die regional oder lokal zustandigen Gerichte; Berichte von
Korruption und Beeinflussung betreffen jedoch alle Instanzen. Die durch die Anwaltschaft und auf Druck der Stral3e
erzwungene Wiedereinsetzung der von Staatsprasident Musharraf entlassenen Richter und des Obersten Richters des
Verfassungsgerichts hat eine deutliche Starkung der Judikative bewirkt. Bei der Bearbeitung von unpolitischen Fallen
werden die héheren Instanzen und der Oberste Gerichtshof von den Medien und der Offentlichkeit im Generellen als
zuverlassig eingeschatzt.

Das "National Judicial Policy Making Committee", ein Ausschuss des Obersten Gerichtshofes, erarbeitete zwischen April
und Mai 2009 eine neue nationale Strategie zur Uberwindung der drangendsten Problemen des pakistanischen
Justizsystems. Mitglieder des Ausschusses waren die Prasidenten des Obersten Gerichtshofes, des Scharia -
Gerichtshofes und der vier Obergerichte auf Provinzebene. Ungenlgende Unabhangigkeit der Gerichte,
Korruptionsprobleme im Justizsystem sowie die immense Zahl hangiger Verfahren wurden als Hauptprobleme
identifiziert. Die neue Strategie ist seit dem 1. Juni 2009 in Kraft.

(SFH - Schweizerische Fliichtlingshilfe: Auskunft der SFH - Landeranalyse, Pakistan: Justizsystem und Haftbedingungen,
5. Mai 2010 / USDOS - US Department of State: Country Report on Human Rights Practices 2010, 08. April 2011)

Sicherheitsbehorden

Ein sog. "First Information Report" (FIR) ist die gesetzliche Grundlage fir alle Inhaftierungen. Die Polizei ist verpflichtet
solche FIRs einem Klager auszustellen, die nachvollziehbare Beweise anflihren, dass ein Verbrechen geschehen ist. Ein
FIR erlaubt der Polizei einen Verdachtigen 24 Stunden festzuhalten, wobei eine Verlangerung der Untersuchungshaft
um weitere 14 Tage nur nach Vorfuhrung vor einen Polizeirichter, und dann auch nur, wenn die Polizei triftige Grinde



anfihrt, dass eine solche Verlangerung fur die Ermittlungen unbedingt notwendig ist. In der Praxis kommt es aber
immer wieder zur Missachtung dieser Fristen bzw. wird die gesetzlich festgelegte Vorgangsweise nicht immer
eingehalten.

Die polizeilichen Zustandigkeiten sind zwischen nationalen und regionalen Behdérden aufgeteilt. Die Bundespolizei
(Federal Investigation Agency, FIA) ist dem Innenministerium unterstellt; ihre Zustandigkeit liegt im Bereich der
Einwanderung, organisierten Kriminalitdt und Interpol sowie der Terrorismus- und Rauschgiftbekampfung. Die
einzelnen Provinzen haben ihre eigenen Verbrechensbekampfungsbehdrden; gegenilber diesen Provinzbehorden ist
die FIA nicht weisungsbefugt. In der Offentlichkeit genieRt die vor allem in den unteren Réngen schlecht ausgebildete,
gering bezahlte und oft unzureichend ausgestattete Polizei kein Ansehen. Dazu tragt die extrem hohe
Korruptionsanfilligkeit ebenso bei, wie haufige unrechtmaRige Ubergriffe und Verhaftungen, sowie Misshandlungen
von in Polizeigewahrsam genommenen Personen. Die Effizienz der Arbeit der Polizeikrdfte und damit auch die
Schutzfahigkeit vor privaten Verfolgungshandlungen sind regional sehr unterschiedlich. Bei besonderen religiosen
Ereignissen ruft die Regierung auch Militarkrafte zu Hilfe um die 6ffentliche Ordnung und Sicherheit gewahrleisten zu
kdénnen. Die Regierung veranstaltet fUr alle Polizeibeamten regelmafiige Trainingskurse, die sich mit Kriminaltechnik
und Menschenrechtsfragen befassen.

(USDOS - US Department of State: Country Report on Human Rights Practices 2010, 08. April 2011 / Auswartiges Amt:
Bericht Uber die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen Republik Pakistan, Stand: Marz 2010)

NGOs

Zahlreiche nationale und internationale Menschenrechtsorganisationen kdnnen generell ohne Behinderung seitens
staatlicher Stellen operieren, Untersuchungen von Menschenrechtsverletzungen durchfihren und deren Ergebnisse
veroffentlichen. Regierungsstellen kooperieren meistens mit diesen Gruppen und antworten auch auf ihre Ergebnisse.
Im Allgemeinen besteht fir NGOs Zutritt zu Polizeistationen und Gefangnissen.

(USDOS - US Department of State: Country Report on Human Rights Practices 2010, 08. April 2011)
Menschenrechte

Ratifikation internationaler Abkommen:

Pakistan ist den folgenden internationalen Abkommen zum Schutz der Menschenrechte beigetreten:
International Convention on the Elimination of All Forms of Racial Discrimination;

Convention on the Rights of the Child;

Convention on the Elimination of All Forms of Discrimination Against Women;

Convention Against Torture and Other Cruel Inhuman or Degrading Treatment or Punishment;
International Covenant on Civil and Political Rights in April 2008.

(U.K. Home Office: Country of Origin Information Report, Pakistan, 17. January 2011)

Allgemein

Pakistan hat im Juni 2010 den internationalen Pakt Uber burgerliche und politische Rechte sowie die Konvention gegen
Folter ratifiziert. Nach der Ratifikation des internationalen Pakts Uber wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte im
April 2008 hat Pakistan damit eine Reihe wichtiger menschenrechtlicher Kodifikationen ratifiziert. Allerdings enthalten
die Ratifikationen Vorbehalte, die teilweise den Schutzbereich der Konventionen erheblich einschranken.

Die pakistanische Verfassung enthdlt in einem eigenen Abschnitt Gber Grundrechte auch eine Reihe wichtiger
menschenrechtlicher Garantien. Allerdings weichen der Anspruch der Verfassung und die gesellschaftliche Realitat
voneinander ab. Polizei und Justiz unterlaufen haufig Fehler bei der Untersuchung von Straftaten. Korruption ist weit
verbreitet. Die pakistanischen Gerichtshéfe sind zudem Uberlastet: Gerichtsverfahren ziehen sich nicht selten tUber
Jahrzehnte hin. Auch die seit dem Ende der Militdrherrschaft wieder erstarkte Judikative ist bisher noch nicht in der
Lage gewesen, einen besseren gerichtlichen Schutz der Menschenrechte zu gewahrleisten.

Die Lage der religiosen Minderheiten (v.a. Christen und Hindus) sowie der Ahmadis, die vom pakistanischen Staat als
Nicht-Muslime klassifiziert werden, ist weiterhin schwierig. Eine gezielte Bedrohung geht von militanten



Organisationen v.a. gegen Christen, Ahmadis und Schiiten aus. Gewalttater, die Angehodrige von Minderheiten
schadigen, gehen aufgrund von Korruption, lokalen Feudalstrukturen und der Ineffizienz der Justiz noch zu haufig
straffrei aus.

(Auswartiges Amt: Pakistan, Staatsaufbau/Innenpolitik, Stand: April 2011,

http://www.auswaertiges-
amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Pakistan/Innenpolitik_node.html#doc344388bodyText3, Zugriff
5.5.2011)

Versammlungs-, Meinungs- und Pressefreiheit

Die Versammlungsfreiheit wird durch die pakistanische Verfassung garantiert, unterliegt aber dem Vorbehalt der
offentlichen Sicherheit und Ordnung, der sich teilweise als Sicherheitsverwahrung und in massivem Gewalteinsatz der
Polizei gegenuber Demonstranten dulRert. Art. 19 der pakistanischen Verfassung garantiert die Meinungsfreiheit, stellt
sie jedoch unter einen Gesetzesvorbehalt. Einschrankungen der Meinungsfreiheit sind danach zuléssig zum Schutz der
Integritat, Sicherheit oder Verteidigung von Pakistan oder zum Schutz des Islam ("in the interest of the glory of
Islam").Die Versammlungsfreiheit wird durch die pakistanische Verfassung garantiert, unterliegt aber dem Vorbehalt
der 6ffentlichen Sicherheit und Ordnung, der sich teilweise als Sicherheitsverwahrung und in massivem Gewalteinsatz
der Polizei gegeniber Demonstranten &uRert. Artikel 19, der pakistanischen Verfassung garantiert die
Meinungsfreiheit, stellt sie jedoch unter einen Gesetzesvorbehalt. Einschrankungen der Meinungsfreiheit sind danach
zulassig zum Schutz der Integritat, Sicherheit oder Verteidigung von Pakistan oder zum Schutz des Islam ("in the
interest of the glory of Islam").

Die zahlreichen Medien kdnnen weitgehend frei berichten, Kritik an der Regierung ist moglich und verbreitet. In
Einzelfallen berichten Journalisten Uber Repressionen durch Regierungsstellen, dies betrifft vor allem Reaktionen auf
Falle von investigativem Journalismus gegeniber einzelnen Regierungsmitgliedern. Nicht geduldet wird auch eine ein
bestimmtes MaR Uberschreitende Kritik an der Institution des Militars oder den Sicherheitsdiensten. Die Sanktionen fur
solche VerstoRe beinhalten bis zu drei Jahre Haft, Geldstrafen von bis zu 10 Millionen Rupien ($ 165.000) und die
Stornierung von Medien - Lizenzen.

Die Hauptgefahr fiir die Meinungsfreiheit und die freie Betdtigung der Medien ging 2009 von nicht-staatlichen
bewaffneten Gruppen, wie den Taliban und mit ihnen verbliindeten Gruppen, aus. Diese setzen Morde, Entfihrungen
und Einschiichterungen, auch gegenuber Familienangehdrigen der Journalisten, ein, um missliebige Journalisten zu
beseitigen oder mundtot zu machen. In von Taliban kontrollierten Gebieten ist eine Taliban - kritische
Berichterstattung unmaglich, in den Ubrigen Landesteilen werden Taliban - kritische Journalisten gezielt bedroht und
eingeschilichtert. Viele Journalisten aus der Nordwestgrenzprovinz oder den "Stammesgebieten" sind in die Stadte
Karachi, Lahore oder Islamabad geflohen und arbeiten von dort aus.

(Auswartiges Amt: Bericht Uber die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen Republik Pakistan, Stand:

Marz 2010 / Freedom House: Freedom in the World - Pakistan (2010),
http://www.freedomhouse.org/inc/content/pubs/fiw/inc_country_detail.cfm?year=2010&country=7893&pf, Zugriff
5.5.2011)

Haftbedingungen

Die Human Rights Commission of Pakistan zitiert den Prasidenten des Obersten Gerichtshofes, nachdem dieser im Mai
2009 mehrere Gefdngnisse besichtigt hatte: Inhm zufolge zdhlen zu den dringendsten Problemen im pakistanischen
Strafvollzug die starke Uberbelegung, die langen Haftdauern iber die Maximalstrafen hinaus sowie die unzureichende
medizinische Versorgung und der allgemein schlechte physische und psychische Zustand der Inhaftierten.

Haftzeitverminderungen und Hafterleichterungen bis hin zu Massenentlassungen sind in Pakistan keine Seltenheit.
Besonders an Feiertagen werden Inhaftierte auf freien Ful gesetzt: Beispielsweise wurden 2007 wie auch in friiheren
Jahren am Nationalfeiertag (23. Marz) und zum Ramadanfest (14. Oktober 2007) Haftzeitverminderungen gewahrt und
Uberdies 121 beziehungsweise 125 Gefangene vorzeitig entlassen.

(SFH - Schweizerische Flichtlingshilfe: Auskunft der SFH - Landeranalyse, Pakistan: Justizsystem und Haftbedingungen,
5. Mai 2010)



Todesstrafe

Nach Angaben der Menschenrechtskommission von Pakistan verhangten die Gerichte des Landes im Berichtszeitraum
(2009) 276 Todesurteile. Hinrichtungen fanden allerdings nicht statt. Ende 2009 waren gegen rund 7.700 Menschen
Todesurteile anhangig.

(Al - Amnesty International: Amnesty International Report 2010 - Zur weltweiten Lage der Menschenrechte, 28. Mai
2010)

Opposition

Eine Einschrankung der politischen Opposition findet nicht statt. Politische Auseinandersetzungen werden jedoch vor
allem in Karachi zum Teil auch gewalttatig ausgetragen.

(Auswartiges Amt: Bericht Uber die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen Republik Pakistan, Stand:
Marz 2010)

Religionsfreiheit

Pakistan ist eine islamische Republik. Der Islam ist Staatsreligion, wobei etwa 95% der Bevolkerung dem Islam zu
zurechnen sind, rund 5% der Bevélkerung sind Hindus, Christen oder Ahmadis. Religiose Gruppen muissen zugelassen
und registriert werden. Die Verfassung garantiert Religionsfreiheit und sieht vor, dass fur alle religiosen Minderheiten
entsprechende Einrichtungen fir die freie Religionsausibung zur Verfugung zu stellen sind. Die Rechtsordnung
schrankt nicht die Freiheit ein, die Religion zu wechseln. Im Gegensatz zu anderen islamischen Landern, in denen
Apostasie in Anlehnung an den Koran mit dem Tode bestraft wird, gibt es in Pakistan keine entsprechende
strafrechtliche Bestimmung.

In der Praxis schrankt die Regierung die Religionsfreiheit fallweise ein. Blasphemiefdlle zeigen, dass das Blasphemie-
Gesetz nicht nur gegen religidse Minderheiten, sondern immer 6fters auch gegen Muslime eingesetzt wird, um z.B. alte
Konflikte auf diese Weise zu begleichen. In den meisten Fallen wird auf Druck von Extremisten im erstinstanzlichen
Urteil die Todesstrafe verhangt; Berufungsgerichte heben solche Urteile aber wieder auf. So wurde bislang kein

Todesurteil in einem Blasphemiefall vollstreckt.

(USDOS - US Department of State: International Religious Freedom Report 2010, 17. November 2010 / Auswadrtiges

Amt: Bericht Gber die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen Republik Pakistan, Stand: Marz 2010)
Religiése Gruppen

Die Lage der religiosen Minderheiten (v.a. Christen und Hindus) sowie der Ahmadis, die vom pakistanischen Staat als
Nicht-Muslime klassifiziert werden, ist weiterhin schwierig. Eine Bedrohung geht von militanten Organisationen v.a.
gegen Christen, Ahmadis, Schiiten und gemaRigte Sunniten aus. Gewalttater gehen aufgrund von Korruption, lokalen
Feudalstrukturen und der Ineffizienz der Justiz jedoch haufig straffrei aus. Eine systematisch diskriminierende

Strafverfolgungs- und Strafzumessungspraxis ist grundsatzlich jedoch nicht festzustellen.

(Auswartiges Amt: Bericht Uber die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen Republik Pakistan, Stand:
Marz 2010 / Auswadrtiges Amt: Pakistan, Staatsaufbau/Innenpolitik, Stand: April 2011, http://www.auswaertiges-
amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Pakistan/Innenpolitik_node.html#doc344388bodyText3, Zugriff
5.5.2011)

Schiiten

Der Staat unternimmt grofRe Anstrengungen, Konflikte und die inter-konfessionelle Gewalt zwischen Gruppierungen
der schiitischen Minderheit (bis zu 20% der Muslime Pakistans) und der sunnitischen Mehrheit (ca. 80%) einzugrenzen.
Zu besonderen Feiertagen der Glaubensgemeinschaften setzt die Polizei groRe Kontingente ein, um Ubergriffe zu
verhindern. Zum schiitischen Ashura-Fest kommt es dennoch haufig zu Anschldgen sunnitischer Extremisten auf
Prozessionen, insbesondere in der nordwestlichen Grenzprovinz sowie zu teilweise blutigen Anschlagen auf schiitische

Moscheen, wie z.B. im Janner 2011 in Lahore.

(Auswartiges Amt: Bericht Uber die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen Republik Pakistan, Stand:
Marz 2010 / FOCUS Online: Pakistan, Neun Tote bei Selbstmordanschlag in Lahore, 25.01.2011,



http://www.focus.de/politik/weitere-meldungen/pakistan-neun-tote-bei-selbstmordanschlag-in-lahore-
_aid_593659.html, Zugriff 5.5.2011)

Hindus

In Pakistan leben etwa 2,5 Millionen Hindus. Sie sind wirtschaftlich eine besonders unterprivilegierte Gruppe. Viele
Hindus leben in der stdlichen Provinz Sindh in schuldknechtschaftlichen Arbeitsbeziehungen zu ihren jeweiligen
Grol3grundbesitzern. Sie erhalten wenig Aufmerksamkeit seitens offizieller Stellen und werden manchmal als "finfte
Kolonne Indiens" angesehen. Sie werden zwar keiner willkirlichen Gewalt von staatlicher Seite ausgesetzt, finden in
landlichen Regionen, wo Grol3grundbesitzer einer Strafverfolgung entgehen kdénnen, aber auch nur begrenzten
staatlichen Schutz.

(Auswartiges Amt: Bericht Uber die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen Republik Pakistan, Stand:
Marz 2010)

Ahmadis

Unter Druck von sunnitischen Hardlinern hatte der damalige Regierungschef Zulfigar Ali Bhutto bereits in den 1970er
Jahren die Ahmadiya zu einer nicht-muslimischen Minderheit erklart. Sie durfen sich seitdem nicht als Muslime
bezeichnen oder muslimische Praktiken austiben, wie beispielsweise das Zitieren islamischer Gebete.

Nach eigenen Angaben zahlen sich rund vier Millionen Pakistani zu den Anhangern der Ahmadiya-Gemeinschaft, dies
ungeachtet der Tatsache, dass ihr Glaubensbekenntnis und ihre Religionsausiibung unter Strafe stehen. Der weitaus
grolte Teil der Ahmadis lebt friedlich mit den muslimischen Nachbarn zusammen; berichtet wird aber weiterhin Gber

einzelne Falle von Repressionen Dritter gegen Ahmadis.

(Hanns Seidel Stiftung: Projektland: Pakistan / Afghanistan, Quartal/Jahr: April bis Juni 2010 / Auswartiges Amt: Bericht

Uber die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen Republik Pakistan, Stand: Marz 2010)

Der Groliteil der Ahmadis lebt im zentralen Punjab, jedoch verstreut in den Stadten. Es existieren zwei separate
Ahmadi-Gruppen, die Hauptgruppe in der Stadt Rabwah (auch bekannt als Chenab Nagar), und eine weitere kleinere
Gruppe in Lahore. Die Glaubenspraxis der Ahmadis wird durch Gesetze eingeschrankt. Die Polizei gewahrleistet den
Ahmadis im Allgemeinen nur geringen Schutz. In den letzten Jahren hat es einige Falle gegeben, wo Polizeibeamte auf
niedriger Ebene bestochen wurden um falsche Anklagen gegen Ahmadis wegen eines VerstoRBes gegen das
Blasphemiegesetz zu erheben. Meistens werden solche Anschuldigungen in der Berufung zwar wieder entkraftet;
jedoch mussen Verdachtige im Generellen eine langere Zeit im Gefangnis verbringen, wo sie Berichten zu Folge auch
Misshandlungen unterworfen sind. Nach der Entlassung besteht die Gefahr einer Verfolgung durch religiose
Extremisten. Als Versuch, den Gesetzesmissbrauch einzudammen, wurde im Jahr 2005 eine Anderung dahingehend
erlassen, dass solche Falle durch hochrangige Polizeibeamte untersucht werden sollen. Dies hat zu einer Reduzierung
der Anzahl von neuen Blasphemiefdllen gefuhrt. In vielen Fallen stellt zumindest einfachen Mitgliedern der
Ahmadigemeinschaft bei einer Furcht vor Misshandlung/Verfolgung durch Dritte oder durch staatliche Behérden auch
die Nutzung der innerstaatlichen Fluchtalternative eine Option dar:

(U.K. Home Office: Country of Origin Information Report, Pakistan, 17. January 2011)
Innerstaatliche Fluchtalternative

Fur Angehdrige aller Gruppen gilt, dass ein Ausweichen in der Regel das Aufgeben der wirtschaftlichen Basis mit sich
bringt. In den Stadten, v.a. den GroR3stadten Rawalpindi, Lahore, Karachi, Peshawar oder Multan, leben potentiell
Verfolgte aufgrund der dortigen Anonymitat sicherer als auf dem Lande. Selbst Personen, die wegen Mordes von der
Polizei gesucht werden, kénnen in einer Stadt, die weit genug von ihrem Heimatort entfernt liegt, unbehelligt leben.

(Auswartiges Amt: Bericht Uber die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen Republik Pakistan, Stand:
Mérz 2010)

Grundversorgung / Wirtschaft

Staatliche oder sonstige Aufnahmeeinrichtungen, auch fur zuriickkehrende, allein stehende Frauen und unbegleitete
Minderjahrige, sind in Pakistan nicht vorhanden. Personen, die nach Pakistan zurtickkehren, erhalten keinerlei
staatliche Wiedereingliederungshilfen oder sonstige Sozialleistungen. Kehren sie in ihren Familienverband zuruck, ist



ihre Grundversorgung im Rahmen von dessen wirtschaftlicher Leistungsfahigkeit gesichert.

(Auswartiges Amt: Bericht Uber die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen Republik Pakistan, Stand:
Mérz 2010)

Soziale Wohlfahrt

Die Overseas Pakistanis Foundation (OPF) hat zur Unterstitzung von im Ausland lebenden Pakistanis bzw.
pakistanischen Staatsburgern, die innerhalb von drei Jahren nach der Rickkehr nach Pakistan berufsunfahig werden,
ein Darlehensprogramm eingerichtet, in dessen Rahmen Anspruchsberechtigten bis zu 150.000 Rupien zur Verfiigung
gestellt werden. Das Darlehen kann in 60 Monatsraten zurlickgezahlt werden und dient in erster Linie dazu, diesen
Personen die Grindung eines kleinen Geschafts oder Unternehmens zu ermdéglichen.

Kontaktinformationen: Geschaftsfihrer OPF Tel. +92 51 9202457, Fax +92 51 9224335

Die Pakistan Bait-ul-Mal (PBM) ist eine autonome Behdrde, die einen erheblichen Beitrag zur Bekampfung der Armut
durch die verschiedenen MalRnahmen fir die armsten Mitglieder der Gesellschaft leistet und Unvermdgende, Witwen,
Waisen, Invaliden sowie schwache und andere bedurftige Menschen unterstutzt. Die PBM vertritt Richtlinien und
Programme, die einen angemessenen Ausgleich zwischen den sozialen und wirtschaftlichen Bedurfnissen der
benachteiligten Mitglieder der Gesellschaft schaffen.

Der NCRDP (National Council for the Rehabilitation of Disabled Persons) und PCRDP (Provincial Council for the
Rehabilitation of Disabled Persons) wurden eingerichtet, um die Beschdaftigung, das Wohl und die Rehabilitation
behinderter Personen sicherzustellen.

(IOM - Internationale Organisation fur Migration: Landerinformationsblatt Pakistan, August 2010)
Medizinische Versorgung

In den staatlichen Krankenhdusern, die allerdings in der Regel europaische Leistungsstandards nicht erreichen, kann
man sich bei Bedurftigkeit kostenlos behandeln lassen - ausreichend dazu ist die Erklarung, dass die Behandlung nicht
bezahlt werden kann. Eine offizielle Definition von Bedurftigkeit gibt es nicht; allerdings betrifft dies nicht schwierige
Operationen, z.B. Organtransplantationen. Die Grundversorgung mit nahezu allen gangigen Medikamenten ist
sichergestellt. Arztliche Versorgung und Medikamente sind fiir weite Teile der Bevélkerung erschwinglich. In den
modernen Krankenhdusern in den GroBRstddten konnte - unter dem Vorbehalt der Finanzierbarkeit - eine
Behandlungsmadglichkeit fur die meisten in Rede stehenden Krankheiten festgestellt werden. Auch die meisten
Medikamente, wie z.B. Insulin, kénnen in den Apotheken in ausreichender Menge erworben werden.

(Auswartiges Amt: Bericht Uber die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen Republik Pakistan, Stand:
Marz 2010)

Medizinische Infrastruktur

Es gibt in Pakistan verschiedene hauptamtliche Stellen, die fur die medizinischen Ressourcen zustandig sind: das
Pakistan Medical and Dental Council, die Pakistan Dental Association und das College of Physicians & Surgeons.

Das National Institute of Cardiovascular Diseases (NICVD) wurde eingerichtet, um den steigenden Diagnose-,
Behandlungs- und Praventionsbedarf fur kardiovaskuldre Erkrankungen zu decken und mit den schnellen
technologischen Fortschritten in der kardiologischen Praxis durch Forschung und Entwicklung Schritt zu halten.

Ebenso ist das Nationale Programm fur Familienplanung und gesundheitliche Grundversorgung eine angemessene
und dringend erforderliche Reaktion auf die Bedirfnisse der landlichen Gemeinden des Landes nach
Gesundheitsleistungen.

Lahore beherbergt einige der altesten medizinischen Hochschulen und Krankenhduser wie etwa das King Edward
Medical College, das Allama Igbal Medical College, das Fatima Jinnah Medical College fiir Frauen, das Mayo Hospital,
Lady Willington, das Lahore General Hospital, das Sir Ganga Ram Hospital, das Shaukat Khanum Memorial Cancer
Hospital & Research Centre, das Services Hospital und das Sheikh Zayed Hospital.

Islamabad/Rawalpindi beherbergt das Pakistan Institute of Medical Sciences (PIMS), das Shifa

International Hospital, das Marghala Institute of Health Sciences (MIHS), das Al-Shifa Eye Hospital, das Rawalpindi
General Hospital, das Holy Family Hospital, das Army Medical College und das Rawalpindi Medical College.



Karachi beherbergt das Fazal Hospital, das Agha Khan University Hospital (AKUH), das Karachi

Adventist Hospital, das Bismillah Tagee Hospital, das Sindh Medical College und Jinnah Postgraduate Medical Centre,
das Liaquat National Hospital, die Imam Clinic und das General Hospital, das Dow Medical College und das Civil
Hospital Karachi. Dartiber hinaus gibt es das Fazal Hospital in Jhelum, das Jinnah Memorial Hospital in Gujranwala und
das Bahawalpur Victoria Hospital (Tel. 884289) in Bahawalpur.

Es gibt viele NGOs und staatliche Stellen, die medizinische Dienstleistungen im Rahmen verschiedener Projekte
bereitstellen.

Solche Angebote umfassen folgende Aktivitaten:

¢ Psychosoziale Unterstutzung

¢ Medizinische Notversorgung

¢ Familienplanung

¢ Kostenlose Apotheken

¢ Mobile Krankenlager

¢ Notunterkinfte

¢ Krankentransport (auch Luftrettung)

¢ Blutbanken

Weitere Organisationen, die medizinische Hilfe und ahnliche Dienste anbieten:

Die Pakistan Bait-ul-Mal (PBM) ist eine Wohlfahrtsorganisation die sich der Armutsbekampfung widmet. Im Fokus steht
dabei die soziale Integration marginalisierte Bevdlkerungsgruppen wie Witwen, Waisen, behinderte und kranke
Menschen und andere bedurftige Personen. PBM unterstitzt politische MaBnahmen und unterhalt Programme, die
auf einen besseren Ausgleich in den 0Okonomischen und sozialen Bereichen zugunsten schwacher
Gesellschaftsschichten zielen.

Die Edhi Foundation ist die grof3te Wohlfahrtstiftung Pakistans. Sie unterhalt 300 Zentren, sowohl in GroRstadten als
auch in entlegenen Gebieten, die medizinische Hilfe, Familienplanung und Notfallhilfe anbieten.

(IOM - Internationale Organisation fur Migration: Landerinformationsblatt Pakistan, August 2010)
Flutkatastrophe

Starke Monsunregenfille haben Anfang August 2010 eine Reihe sintflutartiger Uberschwemmungen in allen Provinzen
Pakistans ausgel®st. Die Uberschwemmungen haben schwere Zerstérungen an der Infrastruktur in allen Provinzen des
Landes angerichtet. Die Instandsetzungsarbeiten wurden mittlerweile in allen Landesteilen aufgenommen, doch
werden diese, vor allem in den entlegenen Regionen noch langer anhalten. In der Provinz Sindh sind nur noch wenige
Landstriche, vor allem in den Bezirken Dadu und Thatta, weiterhin Uberflutet. Einige Regionen in Khyber-Pakhtunkhwa
und Gilgit Baltistan sind nach wie vor von der Aul3enwelt abgeschnitten.

(Auswartiges Amt: Pakistan, Reise- und Sicherheitshinweise, Stand 05.05.2011,
http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Laenderinformationen/00-SiHi/PakistanSicherheit.ntml, Zugriff 5.5.2011)
Behandlung nach Riickkehr / Dokumente

Zuruckgefihrte Personen haben bei ihrer Rickkehr nach Pakistan allein wegen der Stellung eines Asylantrags nicht mit
staatlichen Repressalien zu rechnen. Eine Uber eine Befragung hinausgehende besondere Behandlung
Zurlckgefuhrter ist nicht festzustellen.

Die Zahl der vorgelegten inhaltlich ge- oder verfdlschten Dokumente ist hoch. Die zum Nachweis eines
Verfolgungsschicksals vorgelegten Strafanzeigen, Haftbefehle, Gerichtsurteile und die Rechtsanwaltsschreiben
erwiesen sich in fast allen Fallen als gefalscht oder inhaltlich unrichtig. Die Ausfihrungen und Erkldrungen zu einer
geltend gemachten Verfolgung aus politischen oder religiosen Grinden, bei Frauen auch ein angeblicher VerstoR
gegen islamische



Moralvorschriften, hielten in der Regel einer Nachforschung vor Ort nicht stand.

Es ist in Pakistan problemlos mdglich, ein (Schein-)Strafverfahren gegen sich selbst in Gang zu bringen, in dem die
vorgelegten Unterlagen (z.B. "First Information Report" oder Haftverschonungsbeschluss) echt sind, das Verfahren in
der Zwischenzeit aber langst eingestellt wurde. Verfahren kénnen zum Schein jederzeit durch einfachen Antrag wieder
in Gang gesetzt werden. Genauso ist es ohne groRRe Anstrengungen moglich, Zeitungsartikel, in denen eine
Verfolgungssituation geschildert wird, gegen Bezahlung oder aufgrund von Beziehungen verdéffentlichen zu lassen.

Angesichts der hohen Korruptionsanfalligkeit der &ffentlichen Verwaltung und des unzureichenden Zustands des
Zivilstandswesens ist es ohne Schwierigkeit moglich, einen fiktiven Standesfall (Geburt, Tod, EheschlieBung) in ein
echtes Personenstandsregister eintragen zu lassen und auf der Basis dieser Registereintragung eine formal echte

Personenstandsurkunde ausgestellt zu erhalten.

Ebenso ist es problemlos méglich, die Verfalschung einzelner Fakten tatsachlicher Personenstandsfalle (z.B. das
Geburtsdatum) in den Personenstandsregistern zu erreichen, um damit standesamtliche Urkunden zu erhalten, deren
Inhalt verfahrensangepasst nur teilweise der tatsachlichen Faktenlage entspricht. Die Sicherheitsmerkmale auf einigen
modernen Personenstandsurkunden (z.B. Geburtsurkunden) zur Verhinderung der Verfalschung des Dokuments

selbst konnen so miuhelos unterlaufen werden.

(Auswartiges Amt: Bericht Uber die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen Republik Pakistan, Stand:
Mérz 2010)

Sofern auf Quellen dlteren Datums verwiesen wurde, dient dies zur Dokumentierung der geschilderten
chronologischen Hergange der Ereignisse bzw. gegen jungere 6ffentlich zugangliche Quellen, seien sie von UNHCR,
Menschenrechtsorganisationen oder periodisch aktualisierte Online-Quellen das gleiche Bild wieder bzw. dienen diese
Quellen der Schilderung chronologischer Hergange asylrelevanter Ereignisse. Das Bundesasylamt konnte sich daher
bei der Feststellung des Ermittlungsergebnisses auf die streckenweise wortliche Zitierung dieser Quellen beschranken
(vgl. zu dieser Vorgangsweise etwa Bescheid des UBAS vom 4.2.2005, Az.:Sofern auf Quellen alteren Datums verwiesen
wurde, dient dies zur Dokumentierung der geschilderten chronologischen Hergange der Ereignisse bzw. gegen jlingere
offentlich zugangliche Quellen, seien sie von UNHCR, Menschenrechtsorganisationen oder periodisch aktualisierte
Online-Quellen das gleiche Bild wieder bzw. dienen diese Quellen der Schilderung chronologischer Hergdnge
asylrelevanter Ereignisse. Das Bundesasylamt konnte sich daher bei der Feststellung des Ermittlungsergebnisses auf
die streckenweise wortliche Zitierung dieser Quellen beschranken vergleiche zu dieser Vorgangsweise etwa Bescheid
des UBAS vom 4.2.2005, Az.:

242.404/0-VI1/22/03). Aufgrund der politischen kontinuierlichen Lage, sowie aufgrund der Ausfihrungen in den
vorhergegangenen Satzen sind daher samtliche Quellen als aktuell anzusehen.

Zur Aussagekraft der einzelnen Quellen wird angefuhrt, dass zwar in nationalen Quellen rechtsstaatlich-demokratisch
strukturierter Staaten, von denen der Staat der Verdffentlichung ausgehen muss, dass sie den Behdérden jenes Staates
Uber den berichtet wird zur Kenntnis gelangen, diplomatische Zurtickhaltung geubt wird, wenn es um Sachverhalte
geht, fur die auslandische Regierungen verantwortlich zeichnen, doch andererseits sind gerade diese Quellen aufgrund
der nationalen Vorschriften vielfach von besonderer Objektivitat verpflichtet, weshalb diese Quellen keine einseitige
Parteiennahme weder fur den potentiellen Verfolgerstaat, noch fur die behaupteter maRRen Verfolgten unterstellt
werden kann. Hinsichtlich der Uberlegungen zur diplomatischen Zurlickhaltung findet sich bei
Menschenrechtsorganisationen im Allgemeinen das gegenteilige Verhalten wie bei den oa. Quellen nationalen
Ursprungs (vgl. hiezu Feststellung des UBAS im Bescheid 3.2.20005, Az.:Zur Aussagekraft der einzelnen Quellen wird
angefuhrt, dass zwar in nationalen Quellen rechtsstaatlich-demokratisch strukturierter Staaten, von denen der Staat
der Veroffentlichung ausgehen muss, dass sie den Behodrden jenes Staates Uber den berichtet wird zur Kenntnis
gelangen, diplomatische Zurtickhaltung gelibt wird, wenn es um Sachverhalte geht, fir die auslandische Regierungen
verantwortlich zeichnen, doch andererseits sind gerade diese Quellen aufgrund der nationalen Vorschriften vielfach
von besonderer Obijektivitat verpflichtet, weshalb diese Quellen keine einseitige Parteiennahme weder fur den
potentiellen Verfolgerstaat, noch fir die behaupteter malien Verfolgten unterstellt werden kann. Hinsichtlich der
Uberlegungen zur diplomatischen Zuriickhaltung findet sich bei Menschenrechtsorganisationen im Allgemeinen das
gegenteilige Verhalten wie bei den oa. Quellen nationalen Ursprungs vergleiche hiezu Feststellung des UBAS im
Bescheid 3.2.20005, Az.:



242.404/0-VI1/22/03 zum  Verhaltnis zwischen Berichten des Deutschen Auswartigen Amtes und
Menschenrechtsorganisationen).

Zu den Feststellungen:

Die angeflhrten Feststellungen sind notorisch, entsprechen den der gangigen Judikatur zugrunde liegenden
Landerfeststellungen und stammen aus den angefuhrten verlasslichen, unbedenklichen und seridsen Quellen.

Bezlglich der von der ho Behorde getatigten Feststellungen ist festzuhalten, dass diese Kenntnisse als notorisch
vorauszusetzen sind. GemalR § 45 Abs 1 AVG bedurfen namlich Tatsachen, die bei der Behdrde offenkundig sind (sog
"notorische" Tatsachen; vgl Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze13-MSA1998-89) keines Beweises.
"Offenkundig" ist eine Tatsache dann, wenn sie entweder "allgemein bekannt" (notorisch) oder der Behdrde im Zuge
ihrer Amtstatigkeit bekannt und dadurch "bei der Behorde notorisch" (amtsbekannt) geworden ist; "allgemein
bekannt" sind Tatsachen, die aus der alltdglichen Erfahrung eines Durchschnittsmenschen - ohne besondere
Fachkenntnisse - hergeleitet werden kénnen (VwWGH 23.1.1986, 85/02/0210; vgl auch Fasching; Lehrbuch 2 Rz853). Zu
den notorischen Tatsachen zdhlen auch Tatsachen, die in einer Vielzahl von Massenmedien in einer der Allgemeinheit
zuganglichen Form Uber Wochen hin im Wesentlichen gleichlautend und oftmals wiederholt auch fir einen
Durchschnittsmenschen leicht Gberprafbar publiziert wurden, wobei sich die Allgemeinnotoritat nicht auf die bloRe
Verlautbarung beschrankt, sondern allgemein bekannt ist, dass die in den Massenmedien verbreiteten Tatsachen auch
der Wahrheit entsprechen.Bezuglich der von der ho Behdrde getatigten Feststellungen ist festzuhalten, dass diese
Kenntnisse als notorisch vorauszusetzen sind. Gemal3 Paragraph 45, Absatz eins, AVG bedtrfen namlich Tatsachen, die
bei der Behdorde offenkundig sind (sog  "notorische"  Tatsachen; vergleiche  Walter/Thienel,
Verwaltungsverfahrensgesetze13-MSA1998-89) keines Beweises. "Offenkundig" ist eine Tatsache dann, wenn sie
entweder "allgemein bekannt" (notorisch) oder der Behdrde im Zuge ihrer Amtstatigkeit bekannt und dadurch "bei der
Behorde notorisch" (amtsbekannt) geworden ist; "allgemein bekannt" sind Tatsachen, die aus der alltaglichen
Erfahrung eines Durchschnittsmenschen - ohne besondere Fachkenntnisse - hergeleitet werden kénnen (VwGH
23.1.1986, 85/02/0210; vergleiche auch Fasching; Lehrbuch 2 Rz853). Zu den notorischen Tatsachen zahlen auch
Tatsachen, die in einer Vielzahl von Massenmedien in einer der Allgemeinheit zuganglichen Form Gber Wochen hin im
Wesentlichen gleichlautend und oftmals wiederholt auch flr einen Durchschnittsmenschen leicht Uberprufbar
publiziert wurden, wobei sich die Allgemeinnotoritat nicht auf die blof3e Verlautbarung beschrankt, sondern allgemein
bekannt ist, dass die in den Massenmedien verbreiteten Tatsachen auch der Wahrheit entsprechen.

1.1.2.3. Rechtlich fihrte das Bundesasylamt aus, dass die bP weder einen unter Art. 1 Abschnitt A Ziffer 2 GFK bzw3§ 8
AsylG zu subsumierenden Sachverhalt vorbrachte. Auch ergab sich kein unzulassiger Eingriff in die durch Art. 8 EMRK
gesicherten Rechte auf ein Privat- und Familienleben der bP.rémisch eins.1.2.3. Rechtlich fihrte das Bundesasylamt
aus, dass die bP weder einen unter Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2 GFK bzw. Paragraph 8, AsylG zu subsumierenden
Sachverhalt vorbrachte. Auch ergab sich kein unzuldssiger Eingriff in die durch Artikel 8, EMRK gesicherten Rechte auf
ein Privat- und Familienleben der bP.

I.1.2.4. Hinsichtlich des Inhaltes des angefochtenen Bescheides im Detail wird auf den Akteninhalt (VWGH 16. 12. 1999,
99/20/0524) verwiesen.rémisch eins.1.2.4. Hinsichtlich des Inhaltes des angefochtenen Bescheides im Detail wird auf
den Akteninhalt (VWGH 16. 12. 1999, 99/20/0524) verwiesen.

I.1.3. Gegen den angefochtenen Bescheid wurde mit Schriftsatz vom 17.8.2011 innerhalb offener Frist Beschwerde
erhoben.rémisch eins.1.3. Gegen den angefochtenen Bescheid wurde mit Schriftsatz vom 17.8.2011 innerhalb offener
Frist Beschwerde erhoben.

Im Wesentlichen wurde vorgebracht, dass sein Vater in der Haft geistig krank geworden sei und der BF sich seiner
Verhaftung entziehen konnte. Zudem fiihrte der Beschwerdefiihrer aus, konkrete und detaillierte Angaben gemacht zu
haben. Zudem sei die Behorde durch gezieltes Befragen etwaige Unklarheiten, wirkliche oder vermeintliche
Widerspriche und Missverstandnisse aufzuklaren.

Seitens des Beschwerdeflhrers kann in keinster Weise nachvollzogen werden, dass das BAA amtswegige vor Ort
Erhebungen unterlassen habe und besteht der BF darauf auch im Interesse der materiellen Wahrheitsfindung.
Insoweit die belangte Behoérde lediglich allgemein Feststellungen zur Situation in Pakistan getroffen und keine
einzelfallbezogenen Recherche in Bezug auf die individuelle Fluchtgeschichte durchgefihrt hat, liegt in Ansehung der
Judikatur des VfGH ein in die Verfassungssphare reichender Verfahrensfehler vor. Nur das Heranziehen von
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Landerberichten kann kein Garant fiir ein ordentliches Ermittlungsverfahren durch das BAA sein.

Da die Polizei der Meinung ist, dass der BF die Taliban unterstitze, kann dieser von der Polizei keine Hilfe vor den
Drohungen der Taliban erwarten. Folglich weist der BF auf die schlechte Ausbildung, die geringe Bezahlung und
unzureichende Ausstattung sowie die Korruptionsanfalligkeit der Polizei hin. Angesichts der falschen Verdachtigung sei
es auszuschlieBen, dass die Behdrde dem BF aufgrund der Drohungen durch die Taliban effektiven Schutz gewahren

wdirden.

Hinsichtlich des Inhaltes der Beschwerde im Detail und des weiteren Vorbringens wird auf den Akteninhalt (VwGH 16.
12. 1999, 99/20/0524) verwiesen.

I.1.5. Hinsichtlich des Verfahrensherganges im Detail wird auf den Akteninhalt verwiesenromisch eins.1.5. Hinsichtlich
des Verfahrensherganges im Detail wird auf den Akteninhalt verwiesen.

I.2. Basierend auf das Ergebnis des Beweisverfahrens sind folgende Feststellungen zu treffenrémisch eins.2. Basierend
auf das Ergebnis des Beweisverfahrens sind folgende Feststellungen zu treffen:

1.2.1. Die beschwerdeflihrende Parteirdmisch eins.2.1. Die beschwerdefiihrende Partei

Bei der beschwerdefiihrenden Partei handelt es sich um einen Staatsbirger Pakistan, sunnitischen Glaubens. Die bP
ist ein junger, gesunder, arbeitsfahiger Mann einer - wenn auch auf niedrigerem Niveau als in Osterreich - gesicherten
Existenzgrundlage.

Die bP hat keine relevanten familidren und privaten Anknipfungspunkte in Osterreich.

Die Identitat der bP steht nicht fest.

1.2.2. Die Lage im Herkunftsstaat Pakistanrémisch eins.2.2. Die Lage im Herkunftsstaat Pakistan

Zur asyl- und abschiebungsrelevanten Lage in Pakistan wird auf die Feststellungen der belangten Behorde verwiesen.
1.2.3. Behauptete Ausreisegrinde aus dem Herkunftsstaat

Es konnte nicht festgestellt werden, dass dem BF in seinem Heimatland Pakistan eine begriindete Furcht vor einer
asylrelevanten Verfolgung droht. Ebenso konnte unter Bertcksichtigung samtlicher Umstande nicht festgestellt
werden, dass dieser im Falle einer Ruckkehr nach Pakistan der Gefahr einer Verfolgung aus Grinden der Rasse,
Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder politischen Gesinnung iSd GFK
ausgesetzt ware.

Weiters konnte unter Berlcksichtigung aller bekannten Umstande nicht festgestellt werden, dass seine
Zurlckweisung, Zurick- oder Abschiebung nach Pakistan eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3
EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wirde oder fur ihn als Zivilperson eine
ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines
internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wuirde.Weiters konnte unter Berucksichtigung aller
bekannten Umstande nicht festgestellt werden, dass seine Zurlickweisung, Zurlick- oder Abschiebung nach Pakistan
eine reale Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur
Konvention bedeuten wirde oder fur ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der
Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich

bringen wirde.

Es existieren unter Berlcksichtigung aller bekannten Tatsachen keine Umstande, welche seiner Ausweisung. aus dem
Bundesgebiet der Republik Osterreich entgegenstiinden.

Weitere Ausreisegrinde und/oder Ruckkehrhindernisse kamen bei Bertcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen

nicht hervor.
II. Der Asylgerichtshof hat erwogen:romisch zwei. Der Asylgerichtshof hat erwogen:
I.1. Beweiswurdigungromisch zwei.1. Beweiswurdigung

I1.1.1. Der AsylGH hat durch den vorliegenden Verwaltungsakt Beweis erhoben. Der festgestellte Sachverhalt in Bezug
auf den bisherigen Verfahrenshergang steht aufgrund der auRer Zweifel stehenden Aktenlage fest.rémisch zwei.1.1.
Der AsylGH hat durch den vorliegenden Verwaltungsakt Beweis erhoben. Der festgestellte Sachverhalt in Bezug auf
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den bisherigen Verfahrenshergang steht aufgrund der auBer Zweifel stehenden Aktenlage fest.

I1.1.2. Mangels im Verfahren erfolgter Vorlage eines unbedenklichen nationalen Identitatsdokuments bzw. sonstigen
Bescheinigungsmittels konnte die Identitat der bP nicht festgestellt werden. Soweit diese namentlich genannt wird, legt
das Gericht auf die Feststellung wert, dass dies lediglich der Identifizierung der bP als Verfahrenspartei dient, nicht
jedoch eine Feststellung der Identitdt im Sinne einer Vorfragebeurteilung im Sinne des 8 38 AVG bedeutet.rémisch
zwei.1.2. Mangels im Verfahren erfolgter Vorlage eines unbedenklichen nationalen Identitdtsdokuments bzw. sonstigen
Bescheinigungsmittels konnte die Identitat der bP nicht festgestellt werden. Soweit diese namentlich genannt wird, legt
das Gericht auf die Feststellung wert, dass dies lediglich der Identifizierung der bP als Verfahrenspartei dient, nicht
jedoch eine Feststellung der Identitat im Sinne einer Vorfragebeurteilung im Sinne des Paragraph 38, AVG bedeutet.

I1.1.3 Zu der getroffenen Auswahl der Quellen, welche seitens der belangten Behérde zur Feststellung der asyl- und
abschiebungsrelevanten Lage im Herkunftsstaat herangezogen wurden, ist anzufiihren, dass es sich hierbei aus der
Sicht des AsylGHs einer ausgewogenen Auswahl verschiedener Quellen, sowohl staatlichen, als auch nichtstaatlichen
Ursprunges bediente, welches es ermoglichen, sich ein mdglichst umfassendes Bild von der Lage im Herkunftsstaat
machen zu kdnnen. Zur Aussagekraft der einzelnen Quellen wird angefihrt, dass zwar in nationalen Quellen
rechtsstaatlich-demokratisch strukturierter Staaten, von denen der Staat der Veroffentlichung davon ausgehen muss,
dass sie den Behdrden jenes Staates Uber den berichtet wird zur Kenntnis gelangen, diplomatische Zurtickhaltung
gelbt wird, wenn es um Sachverhalte geht, fir die auslandische Regierungen verantwortlich zeichnen, doch
andererseits sind gerade diese Quellen aufgrund der nationalen Vorschriften vielfach zu besonderer Objektivitat
verpflichtet, weshalb diesen Quellen keine einseitige Parteiennahme weder fiir den potentiellen Verfolgerstaat, noch
fir die behauptetermalBen Verfolgten unterstellt werden kann.romisch zwei.1.3 Zu der getroffenen Auswahl der
Quellen, welche seitens der belangten Behdrde zur Feststellung der asyl- und abschiebungsrelevanten Lage im
Herkunftsstaat herangezogen wurden, ist anzuflhren, dass es sich hierbei aus der Sicht des AsylGHs einer
ausgewogenen Auswahl verschiedener Quellen, sowohl staatlichen, als auch nichtstaatlichen Ursprunges bediente,
welches es ermoglichen, sich ein méglichst umfassendes Bild von der Lage im Herkunftsstaat machen zu kénnen. Zur
Aussagekraft der einzelnen Quellen wird angefuhrt, dass zwar in nationalen Quellen rechtsstaatlich-demokratisch
strukturierter Staaten, von denen der Staat der Verdéffentlichung davon ausgehen muss, dass sie den Behoérden jenes
Staates Uber den berichtet wird zur Kenntnis gelangen, diplomatische Zurlckhaltung gelbt wird, wenn es um
Sachverhalte geht, fur die auslandische Regierungen verantwortlich zeichnen, doch andererseits sind gerade diese
Quellen aufgrund der nationalen Vorschriften vielfach zu besonderer Objektivitat verpflichtet, weshalb diesen Quellen
keine einseitige Parteiennahme weder fir den potentiellen Verfolgerstaat, noch fur die behauptetermalien Verfolgten
unterstellt werden kann.

Hingegen findet sich  hinsichtlich  der  Uberlegungen zur  diplomatischen  Zurlickhaltung  bei
Menschenrechtsorganisationen im Allgemeinen das gegenteilige Verhalten wie bei den oa. Quellen nationalen
Ursprunges. Der Organisations-zweck dieser Erkenntnisquellen liegt gerade darin, vermeintliche Defizite in der Lage
der Menschenrechtslage aufzudecken und falls laut dem Daflrhalten -immer vor dem Hintergrund der hier
vorzunehmenden inneren Quellenanalyse- der Organisation ein solches Defizit vorliegt, dies unter der Heranziehung
einer entsprechenden Wortwahl ohne diplomatische Ricksichtnahme gepaart mit Schlussfolgerungen und Wertungen
-allenfalls unter teilweiser AuRerachtlassung einer systematisch-analytischen wissenschaftlich fundierten Auswertung
der Vorfalle, aus welchen gewisse Schlussfolgerungen und Wertungen abgeleitet werden- aufzuzeigen, was dazu flhrt,
dass auch in Bezug auf Staaten, welche bemuht sind die Menschenrechte zu achten [wozu laut Daflirhalten des
erkennenden Gerichts auch Osterreich zu zédhlen ist] eine &hnliche Wortwahl gefunden wird (vgl. beispielsweise
wortliche Wiedergabe einer Passage aus dem Jahresbericht 2005 von Amnesty International zu Osterreich:
"Misshandlungen durch die Polizei und der Einsatz exzessiver Gewalt sind an der Tagesordnung.Hingegen findet sich
hinsichtlich der Uberlegungen zur diplomatischen Zuriickhaltung bei Menschenrechtsorganisationen im Allgemeinen
das gegenteilige Verhalten wie bei den oa. Quellen nationalen Ursprunges. Der Organisations-zweck dieser
Erkenntnisquellen liegt gerade darin, vermeintliche Defizite in der Lage der Menschenrechtslage aufzudecken und falls
laut dem Daflrhalten -immer vor dem Hintergrund der hier vorzunehmenden inneren Quellenanalyse- der
Organisation ein solches Defizit vorliegt, dies unter der Heranziehung einer entsprechenden Wortwahl ohne
diplomatische Rlcksichtnahme gepaart mit Schlussfolgerungen und Wertungen -allenfalls unter teilweiser
AuBerachtlassung einer systematisch-analytischen wissenschaftlich fundierten Auswertung der Vorfalle, aus welchen
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gewisse Schlussfolgerungen und Wertungen abgeleitet werden- aufzuzeigen, was dazu fuhrt, dass auch in Bezug auf
Staaten, welche bemiht sind die Menschenrechte zu achten [wozu laut Daflirhalten des erkennenden Gerichts auch
Osterreich zu zéhlen ist] eine dhnliche Wortwahl gefunden wird vergleiche beispielsweise wortliche Wiedergabe einer
Passage aus dem Jahresbericht 2005 von Amnesty International zu Osterreich: "Misshandlungen durch die Polizei und
der Einsatz exzessiver Gewalt sind an der Tagesordnung.

Weitere Schwerpunkte der Kritik sind rassistische Ubergriffe,

FuBtritte, Schldge und demutigende Rituale vonseiten der Polizei

sowie die Verabschiedung des neuen Asylgesetzes, das bestimmte
Kategorien von Asylwerbern vom Asylverfahren ausschlief3t." bzw.
dieselbe Quelle, Jahresbericht 2008: "Asylsuchende wurden
routinemaRig in Haft genommen und Migranten ohne Beachtung ihrer
familidaren Bindungen und privaten Situation abgeschoben. Das System
zur Kontrolle von Hafteinrichtungen war weder unabhangig noch
umfassend. Personen, die in Polizeigewahrsam misshandelt wurden,
sowie Angehdrige bei Todesfallen in Haft erhielten nur in
geringfligigem MaRe Wiedergutmachung und Entschadigung ... Die
schlechten Haftbedingungen nahmen das Ausmal3 von Misshandlungen an,
und die Asylsuchenden erhielten weder umgehend noch regelmaRig
Zugang zu einem Rechtsbeistand." Dieselbe Quelle, Jahresbericht
2009: "... Die Behorden versagten beim Schutz von Asylsuchenden und
Migranten. ... Die Behérden machten sich weiter Gesetzesllicken

zunutze und wiesen Migranten und Asylsuchende aus, ohne ihre Familiensituation und ihr Privatleben angemessen zu
bericksichtigen. Im Oktober kurzte das Innenministerium die Finanzierung fir die Rechtsberatung von Asylsuchenden
erheblich, die ausschlie3lich von Nichtregierungsorganisationen geleistet wird. Dieselbe Quelle, Themenpapier vom
4.5.2009: "In einem aktuellen Bericht dokumentiert Amnesty International Falle von rassistischem Verhalten und
Misshandlungen durch die 6sterreichische Polizei. Migrantinnen und Angehorige ethnischer Minderheiten werden von
der Polizei oft anders behandelt, als Angehorige der Bevélkerungsmehrheit. Die in dem Bericht aufgefiihrten Beispiele
reichen von offenem rassistischem Verhalten durch einzelne Polizeibeamtinnen bis zu Fallen, in denen
Exekutivbeamtinnen bewusst oder unbewusst Angehorige ethnischer Minderheiten gegenuber weillen

Osterreicherlnnen benachteiligen.

Die Haufigkeit der Vorfalle legt den Verdacht nahe, dass es sich hierbei nicht um Ausnahmen, sondern um ein
strukturelles Problem der 6sterreichischen Justiz handelt. Besonders problematisch ist das wiederholte Versagen der
Justiz bei der Ahndung von rassistischer Diskriminierung durch Polizeibeamte: In den meisten Fdllen entgehen
Taterlnnen einer angemessenen Strafe und werden von ihren administrativen und politischen Vorgesetzten 6ffentlich
unterstutzt. Es besteht die Gefahr, dass dadurch der Eindruck entsteht, Rassismus zdge keine Konsequenzen nach sich.
Amnesty International fordert daher, Vorwdirfe rassistischen Verhaltens, durch die Polizeibeamtinnen genau zu
untersuchen, im Falle einer Bestatigung entsprechend zu ahnden sowie grundsatzlich bei Polizisten das Bewusstsein
far diskriminierendes Verhalten zu steigern) Reduziert man die hier erdrterten Schilderungen seitens NGOs zur Lage
im festgestellten Herkunftsstaat unter Beachtung der soeben getroffenen Ausfihrungen auf den objektiven
Aussagekern, ergeben sich die vom erkennenden Gericht getroffenen Feststellungen in Bezug auf die Kernaussagen im
Rahmen einer ausgewogenen Gesamtschau. Der Asylgerichtshof konnte sich daher bei der Feststellung des
Ermittlungsergebnisses auch auf die streckenweise wortliche Zitierung dieser Quellen beschranken.

Die getroffenen Feststellungen ergeben sich daher im Rahmen einer ausgewogenen Gesamtschau unter
Berucksichtigung der Aktualitdt und der Autoren der einzelnen Quellen. Auch kommt den Quellen im Rahmen einer
Gesamtschau Aktualitat zu (vgl. Erk. d. VWGHSs. vom 9. Marz 1999, ZI. 98/01/0287 und sinngemal im Zusammenhang
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mit Entscheidungen nach 8 4 AsylG 1997 das E. vom 11. November 1998,98/01/0284, bzw. auch das E. vom 7. Juni
2000, ZI.99/01/0210).Die getroffenen Feststellungen ergeben sich daher im Rahmen einer ausgewogenen
Gesamtschau unter Berucksichtigung der Aktualitdt und der Autoren der einzelnen Quellen. Auch kommt den Quellen
im Rahmen einer Gesamtschau Aktualitdt zu vergleiche Erk. d. VwGHs. vom 9. Marz 1999, ZI. 98/01/0287 und
sinngemal im Zusammenhang mit Entscheidungen nach Paragraph 4, AsylG 1997 das E. vom 11. November 1998,
98/01/0284, bzw. auch das E. vom 7. Juni 2000, Z1.99/01/0210).

Auch die bP trat den Quellen und deren Kernaussagen nicht konkret und substantiiert entgegen.

Im Rahmen der Erwdgungen wird dargestellt, dass es der bP nicht gelungen ist glaubhaft zu machen, dass sie die von
ihr geschilderten Erlebnisse tatsachlich so erlebt hat.

Soweit die bP mit ihrer Stellungnahme zu der vom BAA herangezogenen Landerfeststellung zum Herkunftsstaat
entgegen tritt, ist anzufihren, dass sich in den zitierten Berichten die von der bP als persdnliche (Real)Erlebnisse
behaupteten, bislang von ihr unbescheinigt und auch ohne konkretes Beweisanbot gebliebenen Ereignisse (unter
konkretem Personenbezug) nicht wiederfinden und somit nicht geeignet sind die diesbezugliche Beweiswirdigung des
BAA zu erschuttern.

Dass es derartige Sachlagen im Herkunftsstaat der bP im Allgemeinen geben kann wird nicht bestritten, jedoch ist es
ihr eben nicht gelungen ihre personliche Betroffenheit bzw. Involvierung glaubhaft zu machen, wie sich ndher aus den
Erwagungen zum Vorbringen ergibt.

Weder aus der Berichtslage des BAA noch aus den in der Beschwerde angefuhrten Berichten lasst sich, vor allem unter
zentraler Berlcksichtigung der persdnlichen Verhaltnisse der bP, die Prognose stellen, dass sie im Falle einer Riickkehr
eine mit malgeblicher Wahrscheinlichkeit drohende asylrelevante Verfolgungsgefahr oder eine Uber die bloRe
Moglichkeit hinausgehende reale Gefahrdung fur hier maRRgebliche Rechtsgliter zu gegenwartigen hatte.

I1.1.4. In Bezug auf den weiteren festgestellten Sachverhalt ist anzufiihren, dass die vom BAA vorgenommene freie
Beweiswurdigung im hier dargestellten Rahmen im Sinne der allgemeinen Denklogik und der Denkgesetze in sich
schlUssig und stimmig ist.romisch zwei.1.4. In Bezug auf den weiteren festgestellten Sachverhalt ist anzufiihren, dass
die vom BAA vorgenommene freie Beweiswirdigung im hier dargestellten Rahmen im Sinne der allgemeinen Denklogik
und der Denkgesetze in sich schltssig und stimmig ist.

Die freie Beweiswirdigung ist ein Denkprozess der den Regeln der Logik zu folgen hat und im Ergebnis zu einer
Wahrscheinlichkeitsbeurteilung eines bestimmten historisch-empirischen Sachverhalts, also von Tatsachen, fuhrt. Der
Verwaltungsgerichtshof fihrt dazu prazisierend aus, dass eine Tatsache in freier Beweiswirdigung nur dann als
erwiesen angenommen werden darf, wenn die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens ausreichende und sichere
Anhaltspunkte fur eine derartige Schlussfolgerung liefern (VwGH 28.09.1978, Zahl 1013, 1015/76). Hauer/Leukauf,
Handbuch des dsterreichischen Verwaltungsverfahrens,

5. Auflage, § 45 AVG, E 50, Seite 305, fihren beispielsweise in Zitierung des Urteils des Obersten Gerichtshofs vom
29.02.1987, Zahl13 Os 17/87, aus: "Die aus der gewissenhaften Prifung aller fir und wider vorgebrachten
Beweismittel gewonnene freie Uberzeugung der Tatrichter wird durch eine hypothetisch denkbare andere
Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der Untersuchung mit den Methoden
einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung nicht zuganglich ist, dem Richter ein
empirisch-historischer Beweis gentigen. Im gedanklichen Bereich der Empirie vermag daher eine héchste, ja auch eine
(nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Uberzeugung von der Richtigkeit der wahrscheinlichen Tatsache zu begriinden,
(...)".5. Auflage, Paragraph 45, AVG, E 50, Seite 305, fuhren beispielsweise in Zitierung des Urteils des Obersten
Gerichtshofs vom 29.02.1987, Zahl13 Os 17/87, aus: "Die aus der gewissenhaften Prifung aller fir und wider
vorgebrachten Beweismittel gewonnene freie Uberzeugung der Tatrichter wird durch eine hypothetisch denkbare
andere Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der Untersuchung mit den
Methoden einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung nicht zuganglich ist, dem
Richter ein empirisch-historischer Beweis gentigen. Im gedanklichen Bereich der Empirie vermag daher eine hochste,
ja auch eine (nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Uberzeugung von der Richtigkeit der wahrscheinlichen Tatsache zu
begrinden, (...)".
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Aus Sicht des Asylgerichtshofes ist unter Heranziehung dieser, von der hochstgerichtlichen Judikatur festgelegten,
Pramissen fur den Vorgang der freien Beweiswulrdigung dem Bundesasylamt nicht entgegenzutreten, wenn es das
ausreisekausale Vorbringen im dargestellten Ausmal? als nicht glaubhaft qualifiziert.

Im Rahmen der oa. Ausfihrungen ist durch das erkennende Gericht anhand der Darstellung der personlichen
Bedrohungssituation des Beschwerdefuhrer und den dabei allenfalls auftretenden Ungereimtheiten --z. B. gehadufte
und eklatante Widerspriche ( z. B. VwGH 25.1.2001, 2000/20/0544) oder fehlendes Allgemein- und Detailwissen (z. B.
VwGH 22.2.2001, 2000/20/0461)- zu beurteilen, ob Schilderungen eines Asylwerbers mit der Tatsachenwelt im Einklang

stehen oder nicht.

Auch wurde vom Verwaltungsgerichtshof ausgesprochen, dass es der Verwaltungsbehoérde [nunmehr dem
erkennenden Gericht] nicht verwehrt ist, auch die Plausibilitat eines Vorbringens als ein Kriterium der Glaubwurdigkeit
im Rahmen der ihr zustehenden freien Beweiswurdigung anzuwenden. (VWGH v. 29.6.2000, 2000/01/0093).

Auch ist eine abweisende Entscheidung im Verfahren nach8 7 AsylG bereits dann moglich, wenn es als wahrscheinlich
angesehen wird, dass eine Verfolgungsgefahr nicht vorliegt, das heil3t, mehr Grinde flr als gegen diese Annahme
sprechen (vgl zum Bericht der Glaubhaftmachung: Ackermann, Hausmann, Handbuch des Asylrechts (1991) 137 f; s.a.
VwGH 11.11.1987, 87/01/0191) ;Rohrbdck AsylG 1997, Rz 314, 524)Auch ist eine abweisende Entscheidung im
Verfahren nach Paragraph 7, AsylG bereits dann maoglich, wenn es als wahrscheinlich angesehen wird, dass eine
Verfolgungsgefahr nicht vorliegt, das heil3t, mehr Grinde fir als gegen diese Annahme sprechen vergleiche zum
Bericht der Glaubhaftmachung: Ackermann, Hausmann, Handbuch des Asylrechts (1991) 137 f; s.a. VWGH 11.11.1987,
87/01/0191) ;Rohrbdck AsylG 1997, Rz 314, 524).

Dem Bundesasylamt ist zuzustimmen, wenn dieses anfihrt, dass die Glaubwurdigkeit des Flurchvorbringens erheblich
erschittert wird, wenn der Beschwerdefiuhrer am 20.7.2011 behauptet, dass die Taliban in der Nahe des Hauses der
Familie des BF einen amerikanischen Wachposten angegriffen haben, am 28.7.2011 jedoch in Widerspruch dazu durch
den BF ausgefuhrt wird, dass die Taliban einen LKW Uberfallen haben. Ebenso zutreffend stellte die belangte Behérde
fest, dass der BF nicht in der Lage war diesen Widerspruch plausibel aufzuklaren, wenn dieser tber Nachfragen
vermeint, dass es in der Heimat des BF keine amerikanischen Wachposten gebe. Die Rechtfertigung, der BF sei zum
Zeitpunkt der Ruckubersetzung der Niederschrift vom 20.7.2011 nicht ausgeschlafen gewesen, vermag - wie die
Erstbehdrde bereits zutreffend festgestellt hat - diesen gravierenden Widerspruch nicht zu begriinden.

Erganzend sei angemerkt, dass der BF eigenen Angaben zur Folge in der Lage war der Einvernahme ohne Probleme
folgen zu kénnen (AS 21) und nahm die niederschriftliche Einvernahme lediglich 30 Minuten in Anspruch. Zudem findet
sich in der in Frage stehenden Niederschrift kein Vermerk, dass der BF der Fragestellung nicht folgen kdnne oder
unkonzentriert sei.  Vielmehr verneinte der Beschwerdefiihrer abschlieBend das Vorliegen von
Verstandigungsproblemen (AS 29).

Nicht plausibel zu erkldren vermochte der Beschwerdefiihrer den Widerspruch anlasslich seiner niederschriftlichen
Einvernahme vor dem BAA, wenn dieser zunachst angibt, dass die Taliban zum Haus der Familie gestirmt seien, da sie
ein Tor haben und sich vor dem Haus noch zwei weitere Hauser befinden wirden (AS 47), folglich jedoch darlegte, dass
vor dem Haus eine nicht befestigte StraRe sei und rundherum Hauser seien und der Uberfall etwa sechs Hauser vor
dem Haus der Familie gewesen sei (AS 49).

Insoweit die belangte Behoérde Beweiswirdigend anfihrt, dass der BF angegeben habe, dass er sich in seinem
Geschaft befunden habe, als der Uberfall erfolgte, so ist dies aktenwidrig. Vielmehr gab der BF zu Protokoll, im
Geschaft (Dorfgeschaft) gewesen zu sein, als ihn seine Mutter anrief.

Ungeachtet des nicht glaubwirdigen Umstandes, dass die Taliban die Mutter des BF diesen anrufen liel3, erweist es
sich als nicht plausibel, dass die Mutter den BF nach Hause gebeten habe (AS 49), anstatt diesen vor der Bedrohung
durch die Anwesenheit der Taliban zu warnen.

Nicht entgegengetreten werden kann der Beweiswirdigung der Erstbehorde, wenn diese anfiihrt, dass es nicht
plausibel und sohin im Ergebnis unglaubwurdig ist, dass die Regierung zwei bis drei Tage nach der Erstirmung des
Familienhauses postalisch mitteilt, dass sich dieser ergeben mdge, da er verdachtigt wird, die Taliban zu unterstitzen
(AS 45).

Der Erstbehérde ist zuzustimmen, wenn diese anflhrt, dass dies bei terrorverdachtigen Personen durch einen
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Exekutiveinsatz durchgesetzt werden wurde. Den Angaben des Beschwerdefihrers zur Folge habe es ein Feuergefecht
gegeben, und sei die Familie folglich beschuldigt worden, die Taliban zu unterstitzen. Bei hypothetischer
Wahrunterstellung dieses Vorfalles, ware wohl davon auszugehen, dass die Sicherheitskrafte die Familienmitglieder
sofort mitgenommen und Ermittlungen betreffend der unterstellten Unterstltzung einer Terrororganisation
durchgefihrt hatten. Erganzend sei angemerkt, dass dieses im Rahmen der freien Erzahlung kurz und oberflachlich
behauptete Feuergefecht (AS 45) im Rahmen der Erstbefragung keinerlei Erwdahnung fand. Vor der PI Traiskirchen
fuhrte der BF

lapidar aus: "... Es kam die Polizei und die Manner flichteten....".

Dass ein derart schwerwiegender Eingriff in die kdrperliche Integritdt bzw. erhebliche Gefahrdungssituation der
Familie bzw. des BF in der Erstbefragung keinerlei Erwahnung findet bzw. vor dem BAA lediglich mit einem Satz
abgetan wurde, erweist sich als nicht nachvollziehbar.

Nicht plausibel erweist sich auch der Umstand, dass die Taliban 4-5 Stunden im Haus der Familie des BF aufhaltig
waren und nicht unmittelbar nach dem Uberfall aus dem Dorf fliichteten. Dass das Haus wahrend der gesamten Zeit
unter Beschuss lag bzw. von Sicherheitskraften umstellt war, wurde seitens des BF nicht behauptet. Der BF kehrte nach
dem Anruf seiner Mutter zum Haus der Familie zurlick. Dass sich dabei Probleme ergeben hatten brachte der BF nicht

vor.

Im Ubrigen wird die Beweiswiirdigung des BAA in der Beschwerde auch nicht substantiiert bekdmpft, weshalb der
Asylgerichtshof nicht veranlasst war das Ermittlungsverfahren zu wiederholen bzw. zu erganzen (vgl. zB. VwWGH
20.1.1993, 92/01/0950; 14.12.1995, 95/19/1046; 30.1.2000,2000/20/0356; 23.11.2006,2005/20/0551 ua.).Im Ubrigen
wird die Beweiswirdigung des BAA in der Beschwerde auch nicht substantiiert bekampft, weshalb der Asylgerichtshof
nicht veranlasst war das Ermittlungsverfahren zu wiederholen bzw. zu ergdnzen vergleiche zB. VWGH 20.1.1993,
92/01/0950; 14.12.1995, 95/19/1046; 30.1.2000, 2000/20/0356; 23.11.2006, 2005/20/0551 ua.).

II.1.5. Ebenso weist das erkennende Gericht auf folgende Umstdnde hinrémisch zwei.1.5. Ebenso weist das
erkennende Gericht auf folgende Umstande hin:

Wenn der Beschwerdeflihrer vor dem BAA Uber Nachfrage, weshalb nur der BF gefllchtet sei, obwohl an der gesamten
Familie Rache gelbt werden soll, erstmals angibt, dass dessen Vater eine Woche inhaftiert gewesen sei (AS 51f), diese
Inhaftierung jedoch weder in der Erstbefragung noch in der freien Erzahlung Erwdhnung findet (AS 25, 45) so war darin
eine Steigerung des Vorbringens des BF zu ersehen, zumal nicht schlussig nachvollzogen werden kann, dass der BF
diesen Umstand nicht bereits zurtickliegend darlegte.

Nach standiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist ein Vorbringen insbesondere auch dann nicht als
glaubwirdig anzusehen, wenn dieses im Laufe des Instanzenzuges gesteigert wird (VWGH v. 7.12.1988,
88/01/0276,0284, VWGH v. 2.2.1994,93/01/1035 auch VwGH vom 10.10.1996, ZI196/20/0361; vgl. auch VWGH vom
17.6.1993, Z1 92/01/0776, vom 30.6.1994, Z193/01/1138, oder vom 19.5.1994, ZI194/19/0049). Aufgrund der gleichen
Interessenslage muss dies auch bei Vorbringenssteigerung innerhalb derselben Instanz oder zwischen Vorbringen vor
verschiedenen Behorden gelten.Nach standiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist ein Vorbringen
insbesondere auch dann nicht als glaubwiirdig anzusehen, wenn dieses im Laufe des Instanzenzuges gesteigert wird
(VWGH v. 7.12.1988, 88/01/0276,0284, VWGH v. 2.2.1994, 93/01/1035 auch VwGH vom 10.10.1996, Z196/20/0361;
vergleiche auch VwGH vom 17.6.1993, ZI92/01/0776, vom 30.6.1994, ZI93/01/1138, oder vom 19.5.1994, ZI|
94/19/0049). Aufgrund der gleichen Interessenslage muss dies auch bei Vorbringenssteigerung innerhalb derselben
Instanz oder zwischen Vorbringen vor verschiedenen Behorden gelten.

Insoweit der BF in der Beschwerdeschrift darlegte, dass der Vater wegen des Vorwurfs der Unterstltzung der Taliban
verhaftet wurde und in der Haft geistig krank geworden sei (AS 151), so war auch darin ein nicht in Einklang zu
bringender Widerspruch zu seinem bisherigen Vorbringen zu ersehen. Vor dem BAA etwa gab der BF auf die Frage,
was die Taliban wahrend des 4-5 Stunden wahrenden Aufenthaltes gesagt hatten, ausweichend zu Protokoll, dass sein
Vater geistig krank sei, er nicht zu Hause war und die Mutter den BF telefonisch aufgefordert habe, nach Hause zu
kommen (AS 49). Etwas spater fihrte der BF vor dem BAA ins Treffen, dass sein Vater eine Woche in Haft ggnommen
worden sei, da er aber geistig krank ist, sei er wieder freigelassen worden. Kurz darauf gab der BF an, dass sein Vater
nicht fahig sei, die Dinge aufzunehmen, er vieles durcheinanderredet, die das eingesehen und ihn schlieBlich
freigelassen haben (AS 53). Der Anruf der Mutter sowie die Formulierung betreffend der Freilassung des Vaters aus der
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einwochigen Haft lasst nur den Schluss zu, dass dieser bereits vor der Inhaftierung geistig krank war und nicht - wie
nunmehr in der Beschwerdeschrift erstmals behauptet - durch die Inhaftierung krank wurde.

Vor dem BAA fuhrte der BF auf die Frage, ob er nun die Taliban unterstitzt hatte, aus, dass sie bewaffnet in das Haus
stirmten und "wir" (demzufolge auch der BF) bei der Erstirmung nichts machen konnten (AS 47). In Folge jedoch legte
der BF dar, dass er zum Zeitpunkt der Erstirmung des Familienhauses im Dorfgeschaft gewesen sei (AS 49).

Im Lichte dieser unterlassenen Vorlage unbedenklicher Bescheinigungsmittel - etwa den Drohbrief der Taliban bzw.
den Brief der Regierung, in welchem die Familie aufgefordert worden sei, sich zu ergeben - sind abseits der nationalen
Rechtsprechung dazu auch die europarechtlichen Vorgaben von Bedeutung. So normiert die - nicht direkt
anwendbare - Statusrichtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April 2004 als Ausfluss der Staatenpraxis in deren Artikel 4
Absatz 1 und 5 Folgendes: "Wenden die Mitgliedstaaten den in Absatz 1 Satz 1 genannten Grundsatz an, wonach der
Antragsteller seinen Antrag auf internationalen Schutz begriinden muss, und fehlen fur Aussagen des Antragstellers

Unterlagen oder sonstige Beweise, so bedulrfen diese Aussagen keines Nachweises, wenn
a) der Antragsteller sich offenkundig bemuht hat, seinen Antrag zu substanziieren;

b) alle dem Antragsteller verfligbaren Anhaltspunkte vorliegen und eine hinreichende Erklarung fir das Fehlen anderer

relevanter Anhaltspunkte gegeben wurde;

c) festgestellt wurde, dass die Aussagen des Antragstellers koharent und plausibel sind und zu den fur seinen Fall

relevanten besonderen und allgemeinen Informationen nicht in Widerspruch stehen;

d) der Antragsteller internationalen Schutz zum friihest méglichen Zeitpunkt beantragt hat, es sei denn, er kann gute

Grinde dafur vorbringen, dass dies nicht moglich war;
e) die generelle Glaubwurdigkeit des Antragstellers festgestellt worden ist."

Wendet man im Wege einer richtlinienkonformen Auslegung diese sekundarrechtliche Norm auf das gegenstandliche
Verfahren an, so fuhrt auch dies nicht zum Verzicht auf die Beischaffung von Bescheinigungsmitteln seitens der bP,
zumal nicht festgestellt werden kann, dass sich die bP offenkundig bemdihte ihren Antrag in Bezug auf die
bestehenden Verfolgungshandlungen zu substanziieren, viel mehr war offensichtlich gegenteiliges der Fall. Weiters
konnte die generelle Glaubwurdigkeit der bP im Verfahren im oa. Ausmal3 nicht festgestellt werden. Keinesfalls konnte
festgestellt werden, dass ihre Aussagen zur aktuellen Verfolgungssituation kohdrent und plausibel waren und zu den

far ihren Fall relevanten besonderen und allgemeinen Informationen nicht in Widerspruch stehen.

Im gegenstandlichen Fall ist daher festzustellen, dass der bP auch aus europarechtlicher Sicht die Glaubhaftmachung
des behauptetermalien ausreisekausalen Sachverhaltes nicht gelang, zumal nicht festgestellt werden konnte, dass die
Aussagen der bP kohdrent und plausibel sind und zu den fir ihren Fall relevanten besonderen und allgemeinen
Informationen nicht in Widerspruch stehen und sie aufgrund der mangelnden Glaubwdrdigkeit des Vorbringens auch
den geforderten Nachweis nicht erbrachte (das Gebot der richtlinienkonformen Interpretation der entsprechenden
asylrechtlichen Bestimmungen entspricht auch dem Gesetzgeber (vgl. Wortlaut der RV zum AsylG 2005: "...Mit dem
vorgeschlagenen Entwurflm gegenstandlichen Fall ist daher festzustellen, dass der bP auch aus europarechtlicher Sicht
die Glaubhaftmachung des behauptetermalen ausreisekausalen Sachverhaltes nicht gelang, zumal nicht festgestellt
werden konnte, dass die Aussagen der bP kohadrent und plausibel sind und zu den fur ihren Fall relevanten
besonderen und allgemeinen Informationen nicht in Widerspruch stehen und sie aufgrund der mangelnden
Glaubwiurdigkeit des Vorbringens auch den geforderten Nachweis nicht erbrachte (das Gebot der richtlinienkonformen
Interpretation der entsprechenden asylrechtlichen Bestimmungen entspricht auch dem Gesetzgeber vergleiche
Wortlaut der Regierungsvorlage zum AsylG 2005: "...Mit dem vorgeschlagenen Entwurf

werden folgende Richtlinien umgesetzt ... : Richtlinie 2004/83/EG

des Rates vom 29. April 2004 Uber Mindestnormen fir die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehdrigen
oder Staatenlosen als Flliichtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz benétigen, und Gber den
Inhalt des zu gewdhrenden Schutzes, ABI. Nr. L 304 vom 30.09.2004 S. 12, CELEX Nr. 32004L0083; ...) und ist aufgrund
der hochstgerichtlichen Judikatur gebogen, wonach wann immer nationale Behdrden oder Gerichte Recht anwenden,
das Richtlinien umsetzt, diese gemaR der richtlinienkonformen Interpretation dazu verhalten sind, "das zur Umsetzung
einer Richtlinie erlassene nationale Recht in deren Licht und Zielsetzung auszulegen" (VfSlg. 14.391/1995; zur
richtlinienkonformen Interpretation siehe weiters VfSlg. 15.354/1998, 16.737/2002, 18.362/2008; VfGH 5.10.2011, B



1100/09 ua.).des Rates vom 29. April 2004 Uber Mindestnormen fir die Anerkennung und den Status von
Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen als Flichtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz
bendtigen, und Uber den Inhalt des zu gewadhrenden Schutzes, Amtsblatt Nummer L 304 vom 30.09.2004 Seite 12,
CELEX Nr. 32004L0083; ...) und ist aufgrund der héchstgerichtlichen Judikatur gebogen, wonach wann immer nationale
Behorden oder Gerichte Recht anwenden, das Richtlinien umsetzt, diese gemal3 der richtlinienkonformen
Interpretation dazu verhalten sind, "das zur Umsetzung einer Richtlinie erlassene nationale Recht in deren Licht und
Zielsetzung auszulegen" (VfSlg. 14.391 aus 1995,; zur richtlinienkonformen Interpretation siehe weiters VfSlg. 15.354
aus 1998,, 16.737 aus 2002,, 18.362 aus 2008,; VfGH 5.10.2011, B 1100/09 ua.).

I.1.5. In Bezug auf den in der Berufungsschrift gestellten Beweisantrag, Einholung eines landerkundlichen
Sachverstandigengutachtens zum Beweis fur eine dem BF bei einer Rickkehr nach Pakistan drohenden, aussichtslose
und existenzbedrohende Lebenssituation iSd Art. 3 EMRK sowie einer vor Ort Recherche zur materiellen
Wahrheitsfindung, wird festgehalten, dass hier kein tauglicher Bewesantrag vorliegt. Ein tauglicher Beweisantrag liegt
nach der Rsp des VWGH nur dann vor, wenn darin sowohl| das Beweisthema wie auch das Beweismittel genannt sind
und wenn das Beweisthema sachverhaltserheblich ist (VWGH 24.1.1996, 94/13/0152;  Thienel,
Verwaltungsverfahrensrecht, 3. Auflage, S 174, zu Beweisantragen in Bezug auf die allgemeine Lage in Landern mit
hoher Berichtsdichte vgl. auch Erk. d. VWGH vom 7.9.2007, Zahl 2005/20/0507). Der Asylgerichtshof ist daher nicht
verhalten, dem Beweisantrag zu entsprechen.réomisch zwei.1.5. In Bezug auf den in der Berufungsschrift gestellten
Beweisantrag, Einholung eines landerkundlichen Sachverstandigengutachtens zum Beweis fur eine dem BF bei einer
Riickkehr nach Pakistan drohenden, aussichtslose und existenzbedrohende Lebenssituation iSd Artikel 3, EMRK sowie
einer vor Ort Recherche zur materiellen Wahrheitsfindung, wird festgehalten, dass hier kein tauglicher Bewesantrag
vorliegt. Ein tauglicher Beweisantrag liegt nach der Rsp des VwGH nur dann vor, wenn darin sowohl das Beweisthema
wie auch das Beweismittel genannt sind und wenn das Beweisthema sachverhaltserheblich ist (VwGH 24.1.1996,
94/13/0152; Thienel, Verwaltungsverfahrensrecht, 3. Auflage, S 174, zu Beweisantragen in Bezug auf die allgemeine
Lage in Landern mit hoher Berichtsdichte vergleiche auch Erk. d. VwGH vom 7.9.2007, Zahl 2005/20/0507). Der
Asylgerichtshof ist daher nicht verhalten, dem Beweisantrag zu entsprechen.

Auch der Asylgerichtshof ist dazu nicht verhalten, zumal es sich hier auch um als unzuldssig zu erachtenden
Erkundungsbeweise handelt. Erkundungsbeweise sind Beweise, die nicht konkrete Behauptungen sondern lediglich
unbestimmte Vermutungen zum Gegenstand haben. Sie dienen also nicht dazu, ein konkretes Vorbringen der Partei
zu untermauern, sondern sollen es erst ermdglichen, dieses zu erstatten. Nach der Rsp des Verwaltungsgerichtshofes
sind Erkundungsbeweise im Verwaltungsverfahren - und somit auch im asylgerichtlichen Verfahren - unzulassig. Daher
ist die Behdrde/der Asylgerichtshof einerseits nicht gem. 88 37 iVm 39 Abs 2 AVG zur Durchfliihrung eines solchen
Beweises (zur Entsprechung eines dahin gehenden Antrages) verpflichtet, sodass deren Unterlassung keinen
Verfahrensmangel bedeutet. (Hengstschlager - Leeb, Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz, Manz Kommentar, Rz
16 zu 8 46 mwN). Nichts anderes beabsichtigt aber der Beschwerdefuhrer jedoch mit dem hier erdrterten
Beweisantrag.Auch der Asylgerichtshof ist dazu nicht verhalten, zumal es sich hier auch um als unzuldssig zu
erachtenden Erkundungsbeweise handelt. Erkundungsbeweise sind Beweise, die nicht konkrete Behauptungen
sondern lediglich unbestimmte Vermutungen zum Gegenstand haben. Sie dienen also nicht dazu, ein konkretes
Vorbringen der Partei zu untermauern, sondern sollen es erst ermoglichen, dieses zu erstatten. Nach der Rsp des
Verwaltungsgerichtshofes sind Erkundungsbeweise im Verwaltungsverfahren - und somit auch im asylgerichtlichen
Verfahren - unzuldssig. Daher ist die Behdrde/der Asylgerichtshof einerseits nicht gem. Paragraphen 37, in Verbindung
mit 39 Absatz 2, AVG zur Durchfiihrung eines solchen Beweises (zur Entsprechung eines dahin gehenden Antrages)
verpflichtet, sodass deren Unterlassung keinen Verfahrensmangel bedeutet. (Hengstschlager - Leeb, Allgemeines
Verwaltungsverfahrensgesetz, Manz Kommentar, Rz 16 zu Paragraph 46, mwN). Nichts anderes beabsichtigt aber der
Beschwerdefiihrer jedoch mit dem hier erérterten Beweisantrag.

I1.1.6. Sofern in der Beschwerde seitens der bP moniert wird, dass die Beweiswurdigung des Bundesasylamtes
mangelhaft sei, wird festgestellt, dass nach Ansicht des AsylGH wie bereits oben ausgefiihrt das Bundesasylamt ein
mangelfreies, ordnungsgemalles Ermittlungsverfahren durchgefihrt und in der Begrindung des angefochtenen
Bescheides die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens, die bei der Beweiswtrdigung mafRgebenden Erwagungen und
die darauf gestitzte Beurteilung in der Rechtsfrage klar und Ubersichtlich zusammengefasst hat. Der bP ist es nicht
gelungen, der Beweiswirdigung des Bundesasylamtes dermalRen konkret und substantiiert entgegen zu treten, dass
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Zweifel an der Beweiswurdigung des Bundesasylamtes aufgekommen waren. Von der bP wurde es unterlassen, durch
klare, konkrete und substantiierte Ausfuhrungen darzulegen, warum sie vom Vorliegen einer mangelhaften
Ermittlungstatigkeit durch das Bundesasylamt ausgeht, was jedoch unterblieb. Da somit weder aus dem amtswegigen
Ermittlungsergebnis im Beschwerdeverfahren noch aus den Ausfihrungen der bP ein substantiierter Hinweis auf
einen derartigen Mangel vorliegt, kann ein solcher nicht festgestellt werden.romisch zwei.1.6. Sofern in der
Beschwerde seitens der bP moniert wird, dass die Beweiswirdigung des Bundesasylamtes mangelhaft sei, wird
festgestellt, dass nach Ansicht des AsylGH wie bereits oben ausgefihrt das Bundesasylamt ein mangelfreies,
ordnungsgemales Ermittlungsverfahren durchgefihrt und in der Begrindung des angefochtenen Bescheides die
Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens, die bei der Beweiswirdigung maRgebenden Erwagungen und die darauf
gestitzte Beurteilung in der Rechtsfrage klar und Ubersichtlich zusammengefasst hat. Der bP ist es nicht gelungen, der
Beweiswirdigung des Bundesasylamtes dermaRen konkret und substantiiert entgegen zu treten, dass Zweifel an der
Beweiswirdigung des Bundesasylamtes aufgekommen waren. Von der bP wurde es unterlassen, durch klare, konkrete
und substantiierte Ausfiihrungen darzulegen, warum sie vom Vorliegen einer mangelhaften Ermittlungstatigkeit durch
das Bundesasylamt ausgeht, was jedoch unterblieb. Da somit weder aus dem amtswegigen Ermittlungsergebnis im
Beschwerdeverfahren noch aus den Ausfihrungen der bP ein substantiierter Hinweis auf einen derartigen Mangel
vorliegt, kann ein solcher nicht festgestellt werden.

I1.2. Rechtliche Beurteilungrémisch zwei.2. Rechtliche Beurteilung
I1.2.1. Zustandigkeitromisch zwei.2.1. Zustandigkeit

Gemall &8 61 (1) AsylG 2005BGBI | Nr. 100/2005 idgF entscheidet der Asylgerichtshof Gber Beschwerden gegen
Bescheide des Bundesasylamtes, weshalb im gegenstdandlichen Beschwerdefall die Zustandigkeit des erkennenden
Gerichts gegeben ist.Gemall Paragraph 61, (1) AsylG 2005 Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, idgF
entscheidet der Asylgerichtshof Uber Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes, weshalb im
gegenstandlichen Beschwerdefall die Zustandigkeit des erkennenden Gerichts gegeben ist.

I1.2.2. Entscheidung im Senatromisch zwei.2.2. Entscheidung im Senat

2. Gemal § 61 (1) AsylG 2005BGBI | Nr. 100/2005 idFBGBI | Nr. 4/2008 entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten
oder, soweit dies in Abs. 3 vorgesehen ist, durch Einzelrichter Uber2. GemaR Paragraph 61, (1) AsylG 2005
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008, entscheidet
der Asylgerichtshof in Senaten oder, soweit dies in Absatz 3, vorgesehen ist, durch Einzelrichter Gber

1. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes und

2.[....1]

(3) Der Asylgerichtshof entscheidet durch Einzelrichter Uber Beschwerden gegen

1. zurlckweisende Bescheide

Aufgrund der oben zitierten Bestimmung ist Gber die gegenstandliche Beschwerde im Senat zu entscheiden, zumal
keine Beschwerde Uber einen zurickweisenden Bescheid vorliegt.

11.2.3. Anzuwendendes Verfahrensrechtromisch zwei.2.3. Anzuwendendes Verfahrensrecht

Gem. § 23 (1) des Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof, BGBI. |, Nr. 4/2008 (Asylgerichtshofgesetz - AsylIGHG) idgF
sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBI. | Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor
dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBI. Nr. 51, mit
der Mal3gabe sinngemafR anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.Gem.
Paragraph 23, (1) des Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof, Bundesgesetzblatt rémisch eins, Nr. 4 aus 2008,
(Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG) idgF sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), Bundesgesetzblatt
réomisch eins Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), Bundesgesetzblatt Nr. 51, mit der MaRgabe sinngemaR
anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.
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GemalR 8 66 Abs. 4 AVG hat die erkennende Gericht, sofern die Beschwerde nicht als unzuladssig oder verspatet
zurtickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, im Spruch und in der Begriindung ihre
Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdrde zu setzen und demgemal den angefochtenen Bescheid nach jeder
Richtung abzudandern.Gemald Paragraph 66, Absatz 4, AVG hat die erkennende Gericht, sofern die Beschwerde nicht
als unzulassig oder verspatet zurlickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, im
Spruch und in der Begrindung ihre Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdrde zu setzen und demgemal? den

angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.

Gem. 8 73 (1) Asylgesetz 2005,BGBI | Nr. 100/2005 (AsylG 2005) tritt dieses Gesetz mit der Mal3gabe des 8 75 (1) leg. cit
in Kraft, wonach alle am 31. Dezember 2005 anhangigen Verfahren nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 zu
Ende zu fuhren sind, weshalb das Verfahren aufgrund der Antragstellung nach den Bestimmungen des AsylG 2005 in
der aktuellen Fassung des BGBI. | Nr. 38/2011 zu fihren istGem. Paragraph 73, (1) Asylgesetz 2005, Bundesgesetzblatt
Teil eins, Nr. 100 aus 2005, (AsylG 2005) tritt dieses Gesetz mit der MaRRgabe des Paragraph 75, (1) leg. cit in Kraft,
wonach alle am 31. Dezember 2005 anhangigen Verfahren nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 zu Ende zu
fUhren sind, weshalb das Verfahren aufgrund der Antragstellung nach den Bestimmungen des AsylG 2005 in der
aktuellen Fassung des Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 38 aus 2011, zu fuhren ist.

I1.2.4. Verweise, Wiederholungenromisch zwei.2.4. Verweise, Wiederholungen

I1.2.4.1. Das erkennende ist Gericht berechtigt, auf die auBer Zweifel stehende Aktenlage (VWGH 16. 12. 1999,
99/20/0524) zu verweisen, weshalb auch hierauf im gegenstandlichen Umfang verwiesen wirdrcémisch zwei.2.4.1. Das
erkennende ist Gericht berechtigt, auf die auBer Zweifel stehende Aktenlage (VWGH 16. 12. 1999, 99/20/0524) zu
verweisen, weshalb auch hierauf im gegenstandlichen Umfang verwiesen wird.

[1.2.4.2. Ebenso ist es nicht unzuldssig, Teile der Begrindung der Bescheide der Verwaltungsbehorde wortlich
wiederzugeben. Es widerspricht aber grundlegenden rechtsstaatlichen Anforderungen an die Begrindung von
Entscheidungen eines (insoweit erstinstanzlich entscheidenden) Gerichts, wenn sich der Sachverhalt, Beweiswurdigung
und rechtliche Beurteilung nicht aus der Gerichtsentscheidung selbst, sondern erst aus einer Zusammenschau mit der
Begrindung der Bescheide ergibt. Die fur die bekampfte Entscheidung maf3geblichen Erwagungen mussen aus der
Begrindung der Entscheidung hervorgehen, da nur auf diese Weise die rechtsstaatlich gebotene Kontrolle durch den
Verfassungsgerichtshof moglich ist (Erk. d. VfGH v. 7.11.2008, U67/08-9 mwN).romisch zwei.2.4.2. Ebenso ist es nicht
unzulassig, Teile der Begrindung der Bescheide der Verwaltungsbehérde wortlich wiederzugeben. Es widerspricht
aber grundlegenden rechtsstaatlichen Anforderungen an die Begrindung von Entscheidungen eines (insoweit
erstinstanzlich entscheidenden) Gerichts, wenn sich der Sachverhalt, Beweiswirdigung und rechtliche Beurteilung
nicht aus der Gerichtsentscheidung selbst, sondern erst aus einer Zusammenschau mit der Begrindung der Bescheide
ergibt. Die fUr die bekampfte Entscheidung maRgeblichen Erwdgungen muissen aus der Begrindung der Entscheidung
hervorgehen, da nur auf diese Weise die rechtsstaatlich gebotene Kontrolle durch den Verfassungsgerichtshof moglich
ist (Erk. d. VfGH v. 7.11.2008, U67/08-9 mwN).

I.2.4.3. Grundsatzlich ist im gegenstandlichen Fall anzufiihren, dass das Bundesasylamt ein mangelfreies,
ordnungsgemalies Ermittlungsverfahren durchfiihrte und in der Begriindung des angefochtenen Bescheides die
Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens, die bei der Beweiswirdigung maRgebenden Erwagungen und die darauf
gestutzte Beurteilung in der Rechtsfrage klar und Ubersichtlich zusammenfasste. Die Erstbehdrde hat sich sowohl mit
dem individuellen Vorbringen auseinander gesetzt, als auch ausfihrliche Sachverhaltsfeststellungen zur allgemeinen
Situation in Pakistan auf Grundlage ausreichend aktuellen und unbedenklichen Berichtsmaterials getroffen und in
zutreffenden Zusammenhang mit der Situation der bP gebracht. Auch die rechtliche Beurteilung begegnet keinen
Bedenken.romisch zwei.2.4.3. Grundsatzlich ist im gegenstandlichen Fall anzufiihren, dass das Bundesasylamt ein
mangelfreies, ordnungsgemaRes Ermittlungsverfahren durchfihrte und in der Begrindung des angefochtenen
Bescheides die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens, die bei der Beweiswirdigung maRgebenden Erwagungen und
die darauf gestutzte Beurteilung in der Rechtsfrage klar und Ubersichtlich zusammenfasste. Die Erstbehdrde hat sich
sowohl mit dem individuellen Vorbringen auseinander gesetzt, als auch ausfihrliche Sachverhaltsfeststellungen zur
allgemeinen Situation in Pakistan auf Grundlage ausreichend aktuellen und unbedenklichen Berichtsmaterials
getroffen und in zutreffenden Zusammenhang mit der Situation der bP gebracht. Auch die rechtliche Beurteilung
begegnet keinen Bedenken.
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Im Lichte der oa. Judikatur schlie3t sich das erkennende Gericht den Ausfiihrungen des Bundesasylamtes an und
konkretisiert diese wie folgt:

I1.2.5. Nichtzuerkennung des Status des Asylberechtigterrémisch zwei.2.5. Nichtzuerkennung des Status des
Asylberechtigten

Die hier mal3geblichen Bestimmungen des§ 3 AsylG lauten:Die hier mafgeblichen Bestimmungen des Paragraph 3,
AsylG lauten:

"§ 3. (1) Einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, ist, soweit dieser Antrag
nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zustdndigkeit eines anderen Staates zurlickzuweisen ist, der Status des
Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1
Abschnitt A Z 2 Genfer Flichtlingskonvention droht."§ 3. (1) Einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf
internationalen Schutz gestellt hat, ist, soweit dieser Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zustandigkeit eines
anderen Staates zurlckzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im

Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, Genfer Fliichtlingskonvention droht.

(2) ...

(3) Der Antrag auf internationalen Schutz ist bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abzuweisen,

wenn

1. dem Fremden eine innerstaatliche Fluchtalternative (8 11) offen steht oderl. dem Fremden eine innerstaatliche
Fluchtalternative (Paragraph 11,) offen steht oder

2. der Fremde einen Asylausschlussgrund (8§ 6) gesetzt hat2. der Fremde einen Asylausschlussgrund (Paragraph 6,)
gesetzt hat.

n

Gegenstandlicher Antrag war nicht wegen Drittstaatsicherheit § 4 AsylG) oder Zustandigkeit eines anderen Staates (& 5
AsylG)  zurlckzuweisen. Ebenso liegen bei Bertcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen keine
Asylausschlussgrinde vor, weshalb der Antrag der bP inhaltlich zu prtifen ist.Gegenstandlicher Antrag war nicht wegen
Drittstaatsicherheit (Paragraph 4, AsylG) oder Zustandigkeit eines anderen Staates (Paragraph 5, AsylG)
zuruickzuweisen. Ebenso liegen bei Bertcksichtigung sdmtlicher bekannter Tatsachen keine Asylausschlussgrinde vor,

weshalb der Antrag der bP inhaltlich zu prifen ist.

Fluchtling im Sinne von Art. 1 Abschnitt A Z 2 der GFK ist, wer aus wohlbegriindeter Furcht, aus Grinden der Rasse,
Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Gesinnung
verfolgt zu werden, sich auBerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese
Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen.Flichtling im Sinne von Artikel eins, Abschnitt A
Ziffer 2, der GFK ist, wer aus wohlbegrindeter Furcht, aus Grinden der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu
einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Gesinnung verfolgt zu werden, sich auBerhalb seines
Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses
Landes zu bedienen.

Eine Furcht kann nur dann wohlbegriindet sein, wenn sie im Licht der speziellen Situation des Asylwerbers unter
Berucksichtigung der Verhaltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob sich
eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsachlich firchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte
Person in dieser Situation aus Konventionsgrinden firchten wirde (VWGH 9.5.1996, Z1.95/20/0380).

Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensitdt in die vom Staat zu schitzende
personliche Sphare des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die
Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates zu begriinden. Die Verfolgungsgefahr steht
mit der wohlbegrindeten Furcht in engstem Zusammenhang und ist Bezugspunkt der wohlbegrindeten Furcht. Eine
Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maRgeblichen Wahrscheinlichkeit droht, die
entfernte Moglichkeit einer Verfolgung genugt nicht (z.B. VwGH vom 19.12.1995, ZI.94/20/0858, VwWGH vom
14.10.1998. ZI.98/01/0262).Die Verfolgungsgefahr muss nicht nur aktuell sein, sie muss auch im Zeitpunkt der
Bescheiderlassung vorliegen (VWGH 05.06.1996, ZI. 95/20/0194)
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Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in den in der Genfer Konvention genannten Griinden haben und muss
ihrerseits Ursache daflr sein, dass sich die betreffende Person auRerhalb ihres Heimatlandes befindet.

Wie im gegenstandlichen Fall bereits in der Beweiswiirdigung ausfuhrlich erdrtert wurde, war dem Vorbringen der bP
zum behaupteten Ausreisegrund insgesamt die Glaubwurdigkeit abzusprechen, weshalb die Glaubhaftmachung eines
Asylgrundes von vornherein ausgeschlossen werden kann. Es sei an dieser Stelle betont, dass die Glaubwurdigkeit des
Vorbringens die zentrale Rolle fur die Zuerkennung der Fllichtlingseigenschaft und Asylgewahrung [nunmehr "Status
eines Asylberechtigten"] einnimmt (vgl. VwGH v. 20.6.1990, ZI. 90/01/0041).Wie im gegenstandlichen Fall bereits in der
Beweiswurdigung ausfuhrlich erdrtert wurde, war dem Vorbringen der bP zum behaupteten Ausreisegrund insgesamt
die Glaubwurdigkeit abzusprechen, weshalb die Glaubhaftmachung eines Asylgrundes von vornherein ausgeschlossen
werden kann. Es sei an dieser Stelle betont, dass die Glaubwtrdigkeit des Vorbringens die zentrale Rolle fiir die
Zuerkennung der Fluchtlingseigenschaft und Asylgewahrung [nunmehr "Status eines Asylberechtigten"] einnimmt
vergleiche VWGH v. 20.6.1990, ZI. 90/01/0041).

Im gegenstandlichen Fall erachtet das erkennende Gericht im dem im Rahmen der Beweiswurdigung dargelegten
Umfang die Angaben als unwahr, sodass die von der bP behaupteten Fluchtgriinde nicht als Feststellung der
rechtlichen Beurteilung zugrunde gelegt werden kénnen, und es ist auch deren Eignung zur Glaubhaftmachung wohl
begriindeter Furcht vor Verfolgung nicht naher zu beurteilen (VwGH 9.5.1996, Z1.95/20/0380).

Es konnte im Rahmen einer Prognoseentscheidung (vgl. Putzer - Rohrbdck, Leitfaden Asylrecht (2007) [48]) nicht
festgestellt werden, dass die bP nach einer Rickkehr mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit mit einer weiteren aktuellen
Gefahr von Ubergriffen zu rechnen héatte (VWGH 05.06.1996, ZI. 95/20/0194). Hier wird auf die bereits getroffenen
Feststellungen verwiesen.Es konnte im Rahmen einer Prognoseentscheidung vergleiche Putzer - Rohrbock, Leitfaden
Asylrecht (2007) [48]) nicht festgestellt werden, dass die bP nach einer Rickkehr mit maf3geblicher Wahrscheinlichkeit
mit einer weiteren aktuellen Gefahr von Ubergriffen zu rechnen hitte (VWGH 05.06.1996, ZI. 95/20/0194). Hier wird auf
die bereits getroffenen Feststellungen verwiesen.

Da sich auch im Rahmen des sonstigen Ermittlungsergebnisses bei Berlcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen
keine Hinweise auf das Vorliegen der Gefahr einer Verfolgung aus einem in Art. 1 Abschnitt A Ziffer 2 der GFK genanten
Grund ergaben, scheidet die Zuerkennung des Status eines Asylberechtigten somit aus.Da sich auch im Rahmen des
sonstigen Ermittlungsergebnisses bei Bertcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen keine Hinweise auf das
Vorliegen der Gefahr einer Verfolgung aus einem in Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2 der GFK genanten Grund ergaben,
scheidet die Zuerkennung des Status eines Asylberechtigten somit aus.

I1.2.6. Nichtzuerkennung des Status subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaatdmisch zwei.2.6.
Nichtzuerkennung des Status subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat

Die hier maRRgeblichen Bestimmungen des§ 8 AsylG lauten:Die hier maf3geblichen Bestimmungen des Paragraph 8,
AsylG lauten:

"8 8. (1) Der Status des subsidiar Schutzberechtigten ist einem Fremden zuzuerkennen,

1. der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung
des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird oder

2. ..

wenn eine Zuruckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale
Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten
wurde oder fur ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher
Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde.wenn eine
Zuruckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer
Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wirde
oder fUr ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willklrlicher Gewalt
im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde.

(2) Die Entscheidung Uber die Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten nach Abs. 1 ist mit der
abweisenden Entscheidung(2) Die Entscheidung Uber die Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten
nach Absatz eins, ist mit der abweisenden Entscheidung
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nach § 3 ... zu verbindennach Paragraph 3, ... zu verbinden.

(3) Antrage auf internationalen Schutz sind bezlglich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten
abzuweisen, wenn eine innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11) offen steht.(3) Antrége auf internationalen Schutz sind
bezlglich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abzuweisen, wenn eine innerstaatliche
Fluchtalternative (Paragraph 11,) offen steht.

n

Bereits &8 8 AsylG 1997 beschrankte den Prifungsrahmen auf den "Herkunftsstaat" des Asylwerbers. Dies war dahin
gehend zu verstehen, dass damit derjenige Staat zu bezeichnen war, hinsichtlich dessen auch die
Fluchtlingseigenschaft des Asylwerbers auf Grund seines Antrages zu prifen ist (VWGH 22.4.1999, 98/20/0561;
20.5.1999, 98/20/0300). Diese Grundsatze sind auf die hier anzuwendende Rechtsmaterie insoweit zu Ubertragen, als
dass auch hier der Prufungsmalstab hinsichtlich des Bestehend der Voraussetzungen, welche allenfalls zur
Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten fuhren, sich auf den Herkunftsstaat beschranken.Bereits
Paragraph 8, AsylG 1997 beschrankte den Prifungsrahmen auf den "Herkunftsstaat" des Asylwerbers. Dies war dahin
gehend zu verstehen, dass damit derjenige Staat zu bezeichnen war, hinsichtlich dessen auch die
Fluchtlingseigenschaft des Asylwerbers auf Grund seines Antrages zu prifen ist (VWGH 22.4.1999, 98/20/0561;
20.5.1999, 98/20/0300). Diese Grundsatze sind auf die hier anzuwendende Rechtsmaterie insoweit zu Ubertragen, als
dass auch hier der PrifungsmaBstab hinsichtlich des Bestehend der Voraussetzungen, welche allenfalls zur
Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten flhren, sich auf den Herkunftsstaat beschranken.

Art. 2 EMRK lautet:Artikel 2, EMRK lautet:

"(1) Das Recht jedes Menschen auf das Leben wird gesetzlich geschitzt. Abgesehen von der Vollstreckung eines
Todesurteils, das von einem Gericht im Falle eines durch Gesetz mit der Todesstrafe bedrohten Verbrechens
ausgesprochen worden ist, darf eine absichtliche Tétung nicht vorgenommen werden.

(2) Die Totung wird nicht als Verletzung dieses Artikels betrachtet, wenn sie sich aus einer unbedingt erforderlichen
Gewaltanwendung ergibt:

a) um die Verteidigung eines Menschen gegentber rechtswidriger Gewaltanwendung sicherzustellen;

b) um eine ordnungsgemafe Festnahme durchzufiihren oder das Entkommen einer ordnungsgemald festgehaltenen

Person zu verhindern;
¢) um im Rahmen der Gesetze einen Aufruhr oder einen Aufstand zu unterdricken."

Wahrend das 6. ZPEMRK die Todesstrafe weitestgehend abgeschafft wurde, erklart das 13. ZPEMRK die Todesstrafe als
vollstandig abgeschafft.

Art. 3 EMRK lautet:Artikel 3, EMRK lautet:
"Niemand darf der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen werden."

Folter bezeichnet jede Handlung, durch die einer Person vorsatzlich grof3e kdrperliche oder seelische Schmerzen oder
Leiden zugefligt werden, zum Beispiel um von ihr oder einem Dritten eine Aussage oder ein Gestandnis zu erlangen,
um sie fUr eine tatsachlich oder mutmaRlich von ihr oder einem Dritten begangene Tat zu bestrafen, um sie oder einen
Dritten einzuschiichtern oder zu ndtigen oder aus einem anderen, auf irgendeiner Art von Diskriminierung
beruhenden Grund, wenn diese Schmerzen oder Leiden von einem Angehorigen des &ffentlichen Dienstes oder einer
anderen in amtlicher Eigenschaft handelnden Person, auf deren Veranlassung oder mit deren ausdricklichem oder
stillschweigendem Einverstandnis verursacht werden. Der Ausdruck umfasst nicht Schmerzen oder Leiden, die sich
lediglich aus gesetzlich zuldssigen Sanktionen ergeben, dazu gehoren oder damit verbunden sind (Art. 1 des UN-
Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
vom 10. Dezember 1984).Folter bezeichnet jede Handlung, durch die einer Person vorsatzlich groRe korperliche oder
seelische Schmerzen oder Leiden zugefugt werden, zum Beispiel um von ihr oder einem Dritten eine Aussage oder ein
Gestandnis zu erlangen, um sie fir eine tatsachlich oder mutmaRlich von ihr oder einem Dritten begangene Tat zu
bestrafen, um sie oder einen Dritten einzuschichtern oder zu nétigen oder aus einem anderen, auf irgendeiner Art

von Diskriminierung beruhenden Grund, wenn diese Schmerzen oder Leiden von einem Angehdrigen des &ffentlichen
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Dienstes oder einer anderen in amtlicher Eigenschaft handelnden Person, auf deren Veranlassung oder mit deren
ausdrucklichem oder stillschweigendem Einverstandnis verursacht werden. Der Ausdruck umfasst nicht Schmerzen
oder Leiden, die sich lediglich aus gesetzlich zuldssigen Sanktionen ergeben, dazu gehdéren oder damit verbunden sind
(Artikel eins, des UN-Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende
Behandlung oder Strafe vom 10. Dezember 1984).

Unter unmenschlicher Behandlung ist die vorsatzliche Verursachung intensiven Leides unterhalb der Stufe der Folter
zu verstehen (Walter/Mayer/Kucsko-Stadimayer, Bundesverfassungsrecht 10. Aufl. (2007), RZ 1394).

Unter einer erniedrigenden Behandlung die Zufugung einer Demutigung oder Entwulrdigung von besonderem Grad zu
verstehen (Naher Tomasovsky, FS Funk (2003) 579; Grabenwarter, Menschenrechtskonvention 134f).

Art. 3 EMRK enthalt keinen Gesetzesvorbehalt und umfasst jede physische Person (auch Fremde), welche sich im
Bundesgebiet aufhalt.Artikel 3, EMRK enthalt keinen Gesetzesvorbehalt und umfasst jede physische Person (auch
Fremde), welche sich im Bundesgebiet aufhalt.

Der EGMR geht in seiner standigen Rechtsprechung davon aus, dass die EMRK kein Recht auf politisches Asyl
garantiert. Die Ausweisung eines Fremden kann jedoch eine Verantwortlichkeit des ausweisenden Staates nach Art. 3
EMRK begriinden, wenn stichhaltige Grunde fur die Annahme bestehen, dass der betroffene Person im Falle seiner
Ausweisung einem realen Risiko ausgesetzt wirde, im Empfangsstaat einer Art. 3 EMRK widersprechenden
Behandlung unterworfen zu werden (vgl. etwa EGMR, Urteil vom 8. April 2008, NNYANZI gegen das Vereinigte
Konigreich, Nr. 21878/06).Der EGMR geht in seiner standigen Rechtsprechung davon aus, dass die EMRK kein Recht auf
politisches Asyl garantiert. Die Ausweisung eines Fremden kann jedoch eine Verantwortlichkeit des ausweisenden
Staates nach Artikel 3, EMRK begriinden, wenn stichhaltige Grinde fir die Annahme bestehen, dass der betroffene
Person im Falle seiner Ausweisung einem realen Risiko ausgesetzt wirde, im Empfangsstaat einer Artikel 3, EMRK
widersprechenden Behandlung unterworfen zu werden vergleiche etwa EGMR, Urteil vom 8. April 2008, NNYANZI
gegen das Vereinigte Kdnigreich, Nr. 21878/06).

Eine aufenthaltsbeendende MaRBnahme verletzt Art. 3 EMRK auch dann, wenn begrindete Anhaltspunkte daflr
bestehen, dass der Fremde im Zielland gefoltert oder unmenschlich behandelt wird (fir viele:Eine
aufenthaltsbeendende Malinahme verletzt Artikel 3, EMRK auch dann, wenn begriindete Anhaltspunkte daflr
bestehen, dass der Fremde im Zielland gefoltert oder unmenschlich behandelt wird (fur viele:

VfSlg 13.314; EGMR 7.7.1989, Soering, EUGRZ 1989, 314). Die Asylbehdrde hat daher auch Umstande im Herkunftsstaat
der bP zu beriicksichtigen, auch wenn diese nicht in die unmittelbare Verantwortlichkeit Osterreichs fallen. Als
Ausgleich fur diesen weiten Prifungsansatz und der absoluten Geltung dieses Grundrechts reduziert der EGMR jedoch
die Verantwortlichkeit des Staates (hier: Osterreich) dahingehend, dass er fiir ein "ausreichend reales Risiko" fiir eine
Verletzung des Art. 3 EMRK eingedenk des hohen Eingriffschwellenwertes ("high threshold") dieser Fundamentalnorm
strenge Kriterien heranzieht, wenn dem Beschwerdefall nicht die unmittelbare Verantwortung des Vertragstaates fur
einen moglichen Schaden des Betroffenen zu Grunde liegt (vgl. Karl Premissl in Migralex "Schutz vor Abschiebung von

Traumatisierten in "Dublin-Verfahren"", derselbe in Migralex: "Abschiebeschutz von Traumatisieren"; EGMR: Ovidenko
vs. Finnland; Hukic vs. Scheden, Karim, vs. Schweden, 4.7.2006, Appilic 24171/05, Goncharova & Alekseytev vs.
Schweden, 3.5.2007, Appilic 31246/06.VfSlg 13.314; EGMR 7.7.1989, Soering, EUGRZ 1989, 314). Die Asylbehdrde hat
daher auch Umstande im Herkunftsstaat der bP zu berlcksichtigen, auch wenn diese nicht in die unmittelbare
Verantwortlichkeit Osterreichs fallen. Als Ausgleich fiir diesen weiten Priifungsansatz und der absoluten Geltung
dieses Grundrechts reduziert der EGMR jedoch die Verantwortlichkeit des Staates (hier: Osterreich) dahingehend, dass
er fur ein "ausreichend reales Risiko" fur eine Verletzung des Artikel 3, EMRK eingedenk des hohen
Eingriffschwellenwertes ("high threshold") dieser Fundamentalnorm strenge Kriterien heranzieht, wenn dem
Beschwerdefall nicht die unmittelbare Verantwortung des Vertragstaates fur einen méglichen Schaden des Betroffenen
zu Grunde liegt vergleiche Karl Premissl in Migralex "Schutz vor Abschiebung von Traumatisierten in "Dublin-
Verfahren"", derselbe in Migralex: "Abschiebeschutz von Traumatisieren"; EGMR: Ovidenko vs. Finnland; Hukic vs.
Scheden, Karim, vs. Schweden, 4.7.2006, Appilic 24171/05, Goncharova & Alekseytev vs. Schweden, 3.5.2007, Appilic
31246/06.

Der EGMR geht weiters allgemein davon aus, dass aus Art. 3 EMRK grundsatzlich kein Bleiberecht mit der Begriindung
abgeleitet werden kann, dass der Herkunftsstaat gewisse soziale, medizinische od. sonst. unterstitzende Leistungen



nicht biete, die der Staat des gegenwartigen Aufenthaltes bietet. Nur unter auBerordentlichen, ausnahmsweise
vorliegenden Umstanden kann die Entscheidung, den Fremden aul3er Landes zu schaffen, zu einer Verletzung des Art.
3 EMRK flhren (vgl fur mehrere. z. B. Urteil vom 2.5.1997, EGMR 146/1996/767/964 ["St. Kitts-Fall"], oder auch
Application no. 7702/04 by SALKIC and Others against Sweden oder S.C.C. against Sweden v. 15.2.2000, 46553 / 99).Der
EGMR geht weiters allgemein davon aus, dass aus Artikel 3, EMRK grundsatzlich kein Bleiberecht mit der Begrindung
abgeleitet werden kann, dass der Herkunftsstaat gewisse soziale, medizinische od. sonst. unterstiitzende Leistungen
nicht biete, die der Staat des gegenwartigen Aufenthaltes bietet. Nur unter auflerordentlichen, ausnahmsweise
vorliegenden Umstanden kann die Entscheidung, den Fremden auller Landes zu schaffen, zu einer Verletzung des
Artikel 3, EMRK fuhren vergleiche fir mehrere. z. B. Urteil vom 2.5.1997, EGMR 146/1996/767/964 ["St. Kitts-Fall"], oder
auch Application no. 7702/04 by SALKIC and Others against Sweden oder S.C.C. against Sweden v. 15.2.2000, 46553 /
99).

Gem. der Judikatur des EGMR muss die bP die erhebliche Wahrscheinlichkeit einer aktuellen und ernsthaften Gefahr
schlissig darstellen (vgl. EKMR, Entsch. Vom 7.7.1987, Nr. 12877/87 - Kalema gg. Frankreich, DR 53, S. 254, 264). Dazu
ist es notwendig, dass die Ereignisse vor der Flucht in konkreter Weise geschildert und auf geeignete Weise belegt
werden. Rein spekulative Beflrchtungen reichen ebenso wenig aus (vgl. EKMR, Entsch. Vom 12.3.1980, Nr. 8897/80: X
u. Y gg. Vereinigtes Konigreich), wie vage oder generelle Angaben beziglich moglicher Verfolgungshandlungen (vgl.
EKMR, Entsch. Vom 17.10.1986, Nr. 12364/86: Kilic gg. Schweiz, DR 50, S. 280, 289). So fihrt der EGMR in stRsp aus,
dass es trotz allfalliger Schwierigkeiten fir den Antragsteller "Beweise" zu beschaffen, es dennoch ihm obliegt -so weit
als moglich- Informationen vorzulegen, die der Behdérde eine Bewertung der von ihm behaupteten Gefahr im Falle
einer Abschiebung ermdglicht ( z. B. EGMR Said gg. die Niederlande, 5.7.2005)Gem. der Judikatur des EGMR muss die
bP die erhebliche Wahrscheinlichkeit einer aktuellen und ernsthaften Gefahr schliissig darstellen vergleiche EKMR,
Entsch. Vom 7.7.1987, Nr. 12877/87 - Kalema gg. Frankreich, DR 53, S. 254, 264). Dazu ist es notwendig, dass die
Ereignisse vor der Flucht in konkreter Weise geschildert und auf geeignete Weise belegt werden. Rein spekulative
Beflirchtungen reichen ebenso wenig aus vergleiche EKMR, Entsch. Vom 12.3.1980, Nr. 8897/80: rémisch zehn u. Y gg.
Vereinigtes Konigreich), wie vage oder generelle Angaben bezlglich moéglicher Verfolgungshandlungen vergleiche
EKMR, Entsch. Vom 17.10.1986, Nr. 12364/86: Kilic gg. Schweiz, DR 50, S. 280, 289). So fihrt der EGMR in stRsp aus,
dass es trotz allfalliger Schwierigkeiten fir den Antragsteller "Beweise" zu beschaffen, es dennoch ihm obliegt -so weit
als moglich- Informationen vorzulegen, die der Behdrde eine Bewertung der von ihm behaupteten Gefahr im Falle
einer Abschiebung erméglicht ( z. B. EGMR Said gg. die Niederlande, 5.7.2005)

Auch nach Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes hat der Antragsteller das Bestehen einer aktuellen, durch
staatliche Stellen zumindest gebilligten oder nicht effektiv verhinderbaren Bedrohung der relevanten Rechtsguter
glaubhaft zu machen, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden
betreffender, durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist (VWGH 26.6.1997, ZI.
95/18/1293, VwGH 17.7.1997, ZI. 97/18/0336). Wenn es sich um einen der persdnlichen Sphare der Partei zugehorigen
Umstand handelt (zB ihre familidre (VwGH 14.2.2002, 99/18/0199 ua), gesundheitliche (VwSlg 9721 A/1978; VwGH
17.10.2002, 2001/20/0601) oder finanzielle (vgl VWGH 15.11.1994,94/07/0099) Situation), von dem sich die Behdrde
nicht amtswegig Kenntnis verschaffen kann (vgl auch VwGH 24.10.1980, 1230/78), besteht eine erhohte
Mitwirkungspflicht des  Asylwerbers (VWGH  18.12.2002, 2002/18/0279).Auch nach Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes hat der Antragsteller das Bestehen einer aktuellen, durch staatliche Stellen zumindest
gebilligten oder nicht effektiv verhinderbaren Bedrohung der relevanten Rechtsguter glaubhaft zu machen, wobei
diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden betreffender, durch entsprechende
Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist (VwGH 26.6.1997, ZI. 95/18/1293, VWGH 17.7.1997, ZI.
97/18/0336). Wenn es sich um einen der personlichen Sphare der Partei zugehérigen Umstand handelt (zB ihre
familiare (VwGH 14.2.2002, 99/18/0199 ua), gesundheitliche (VwSlg 9721 A/1978; VwGH 17.10.2002,2001/20/0601)
oder finanzielle vergleiche VwWGH 15.11.1994, 94/07/0099) Situation), von dem sich die Behorde nicht amtswegig
Kenntnis verschaffen kann vergleiche auch VwGH 24.10.1980, 1230/78), besteht eine erhdhte Mitwirkungspflicht des
Asylwerbers (VWGH 18.12.2002, 2002/18/0279).

Voraussetzung fur das Vorliegen einer relevanten Bedrohung ist auch in diesem Fall, dass eine von staatlichen Stellen
zumindest gebilligte oder nicht effektiv verhinderbare Bedrohung der relevanten Rechtsguter vorliegt oder dass im
Heimatstaat des Asylwerbers keine ausreichend funktionierende Ordnungsmacht (mehr) vorhanden ist und damit zu
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rechnen ware, dass jeder dorthin abgeschobene Fremde mit erheblicher Wahrscheinlichkeit der in [nunmehr] 8 8 Abs.
1 AsylG umschriebenen Gefahr unmittelbar ausgesetzt ware (vgl. VWGH 26.6.1997,95/21/0294).Voraussetzung fur das
Vorliegen einer relevanten Bedrohung ist auch in diesem Fall, dass eine von staatlichen Stellen zumindest gebilligte
oder nicht effektiv verhinderbare Bedrohung der relevanten Rechtsgliter vorliegt oder dass im Heimatstaat des
Asylwerbers keine ausreichend funktionierende Ordnungsmacht (mehr) vorhanden ist und damit zu rechnen ware,
dass jeder dorthin abgeschobene Fremde mit erheblicher Wahrscheinlichkeit der in [nunmehr] Paragraph 8, Absatz
eins, AsylG umschriebenen Gefahr unmittelbar ausgesetzt wére vergleiche VWGH 26.6.1997, 95/21/0294).

Der VWGH geht davon aus, dass der Beschwerdeflihrer vernunftiger Weise (VWGH 9.5.1996, ZI95/20/0380) damit
rechnen muss, in dessen Herkunftsstaat (Abschiebestaat) mit einer Uber die bloBe Mdoglichkeit (z.B. VWGH vom
19.12.1995, ZI. 94/20/0858, VwWGH vom 14.10.1998. Z1.98/01/0262) hinausgehenden mafigeblichen Wahrscheinlichkeit
von einer aktuellen (VWGH 05.06.1996, ZI. 95/20/0194) Gefahr betroffen zu sein. Wird dieses Wahrscheinlichkeitskalkul
nicht erreicht, scheidet die Gewahrung von subsididarem Schutz somit aus.

Umgelegt auf den gegenstandlichen Fall werden im Lichte der dargestellten nationalen und internationalen
Rechtssprechung folgende Uberlegungen angestellt:

Hinweise auf das Vorliegen einer allgemeinen existenzbedrohenden Notlage (allgemeine Hungersnot, Seuchen,
Naturkatastrophen oder sonstige diesen Sachverhalten gleichwertige existenzbedrohende Elementarereignisse) liegen
nicht vor, weshalb hieraus aus diesem Blickwinkel bei Berucksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen kein Hinweis
auf das Vorliegen eines Sachverhaltes gem. Art. 2 und/oder 3 EMRK abgeleitet werden kann.Hinweise auf das Vorliegen
einer allgemeinen existenzbedrohenden Notlage (allgemeine Hungersnot, Seuchen, Naturkatastrophen oder sonstige
diesen Sachverhalten gleichwertige existenzbedrohende Elementarereignisse) liegen nicht vor, weshalb hieraus aus
diesem Blickwinkel bei Bertiicksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen kein Hinweis auf das Vorliegen eines
Sachverhaltes gem. Artikel 2, und/oder 3 EMRK abgeleitet werden kann.

So war, was die Folgen des aktuellen Hochwassers in Pakistan nach den Monsunregenfallen 2011 betrifft, festzustellen,
dass dieses hauptsachlich den Bundesstaat Sindh getroffen hat. Der Bundesstaat Punjab etwa ist lediglich geringfugig
betroffen, so etwa sidlich der Stadt Lahore. Die Stadt Lahore im Punjab, gehort jedoch nicht zu den betroffenen
Gebieten, wie die Recherchen des AsylGH unter Einsichtnahme in die vom United Nations Office for the Coordination
of Humanitarian Affairs (UNOCHA) erstellte Karte zu den vom Hochwasser betroffenen Gebieten ergeben haben,
sodass aus diesem Grund von keiner Art. 3 EMRKI Relevanz im konkreten Fall des BF auszugehen ist. Zudem ist
internationale Hilfe bereits in der Folge des Hochwassers des vergangenen Jahres angelaufen, sodass von einer
Moglichkeit zur Versorgung auszugehen ist (vgl. Erk. des AsylGH vom 2.12.2011, ZI. C8 421.069-1/2011). Erganzend sei
festzustellen, dass der BF gegenteilige Bedenken nicht dargelegt hat.So war, was die Folgen des aktuellen Hochwassers
in Pakistan nach den Monsunregenfallen 2011 betrifft, festzustellen, dass dieses hauptsachlich den Bundesstaat Sindh
getroffen hat. Der Bundesstaat Punjab etwa ist lediglich geringflgig betroffen, so etwa sudlich der Stadt Lahore. Die
Stadt Lahore im Punjab, gehort jedoch nicht zu den betroffenen Gebieten, wie die Recherchen des AsylGH unter
Einsichtnahme in die vom United Nations Office for the Coordination of Humanitarian Affairs (UNOCHA) erstellte Karte
zu den vom Hochwasser betroffenen Gebieten ergeben haben, sodass aus diesem Grund von keiner Artikel 3, EMRKI
Relevanz im konkreten Fall des BF auszugehen ist. Zudem ist internationale Hilfe bereits in der Folge des Hochwassers
des vergangenen Jahres angelaufen, sodass von einer Mdglichkeit zur Versorgung auszugehen ist vergleiche Erk. des
AsylGH vom 2.12.2011, ZI. C8 421.069-1/2011). Erganzend sei festzustellen, dass der BF gegenteilige Bedenken nicht
dargelegt hat.

Auf Grund der Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens ergibt sich somit kein "reales Risiko", dass es derzeit durch die
Ruckfuhrung der beschwerdefiihrenden Partei in den Herkunftsstaat zu einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art 3 EMRK
oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten Uber die
Abschaffung der Todesstrafe kommen wirde.Auf Grund der Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens ergibt sich somit
kein "reales Risiko", dass es derzeit durch die Ruckfuhrung der beschwerdefiihrenden Partei in den Herkunftsstaat zu
einer Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutz
der Menschenrechte und Grundfreiheiten Uber die Abschaffung der Todesstrafe kommen wirde.

Da sich der Herkunftsstaat der bP nicht im Zustand willkUrlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder
innerstaatlichen Konfliktes befindet, kann bei Berlcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen nicht festgestellt
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werden, dass flur die bP als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge
willktrlicher Gewalt im Rahmen eines solchen internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes besteht.

Auch wenn sich die Lage der Menschenrechte im Herkunftsstaat der bP in wesentlichen Bereichen als problematisch
darstellt, kann nicht festgestellt werden, dass eine nicht sanktionierte, standige Praxis grober, offenkundiger,
massenhafter Menschenrechts-verletzungen (iSd VfSlg 13.897/1994, 14.119/1995, vgl. auch Art. 3 des UN-
Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
vom 10. Dezember 1984) herrschen wirde und praktisch, jeder der sich im Hoheitsgebiet des Staates aufhalt schon
alleine aufgrund des Faktums des Aufenthaltes aufgrund der allgemeinen Lage mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit
damit rechnen muss, von einem unter § 8 Abs. 1 AsylG subsumierbaren Sachverhalt betroffen ist Auch wenn sich die
Lage der Menschenrechte im Herkunftsstaat der bP in wesentlichen Bereichen als problematisch darstellt, kann nicht
festgestellt werden, dass eine nicht sanktionierte, standige Praxis grober, offenkundiger, massenhafter
Menschenrechts-verletzungen (iSd VfSlg 13.897 aus 1994, 14.119 aus 1995,, vergleiche auch Artikel 3, des UN-
Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
vom 10. Dezember 1984) herrschen wirde und praktisch, jeder der sich im Hoheitsgebiet des Staates aufhalt schon
alleine aufgrund des Faktums des Aufenthaltes aufgrund der allgemeinen Lage mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit
damit rechnen muss, von einem unter Paragraph 8, Absatz eins, AsylG subsumierbaren Sachverhalt betroffen ist.

Aus der sonstigen allgemeinen Lage im Herkunftsstaat kann ebenfalls bei Berlcksichtigung samtlicher bekannter
Tatsachen kein Hinweis auf das Bestehen eines unter &8 8 Abs. 1 AsylG subsumierbaren Sachverhalt abgeleitet
werden.Aus der sonstigen allgemeinen Lage im Herkunftsstaat kann ebenfalls bei Berlcksichtigung samtlicher
bekannter Tatsachen kein Hinweis auf das Bestehen eines unter Paragraph 8, Absatz eins, AsylG subsumierbaren
Sachverhalt abgeleitet werden.

Weitere, in der Person der bP begrindete Ruckkehrhindernisse kdnnen bei Berlcksichtigung samtlicher bekannter
Tatsachen ebenfalls nicht festgestellt werden.

Zur individuellen Versorgungssituation der bP wird weiters festgestellt, dass diese im Herkunftsstaat Uber eine
hinreichende Existenzgrundlage verfligt. Bei der bP handelt es sich um einen mobilen, jungen, gesunden,
arbeitsfahigen Menschen. Einerseits stammt die bP aus einem Staat, auf dessen Territorium die Grundversorgung der
Bevolkerung gewahrleistet ist und andererseits gehort die bP keinem Personenkreis an, von welchem anzunehmen ist,
dass er sich in Bezug auf seine individuelle Versorgungslage qualifiziert schutzbedurftiger darstellt als die Ubrige
Bevolkerung, welche ebenfalls fiir ihre Existenzsicherung aufkommen kann.

Auch steht es der bP frei, eine Beschaftigung bzw. zumindest Gelegenheitsarbeiten anzunehmen oder das -wenn auch
nicht sonderlich leistungsfahige- Sozialsystem des Herkunftsstaates in Anspruch zu nehmen.

Bei ebenso kam hervor, dass die bP im Herkunftsstaat nach wie vor Uber familidre Anknipfungspunkte verfugt. Sie
stammt aus einem Kulturkreis, in dem auf den familidren Zusammenhalt und die gegenseitige Unterstltzung im
Familienkreis groBer Wert gelegt wird und kann daher Unterstitzung durch ihre Familie erwarten.

Daruber hinaus ist es der bP unbenommen, Rickkehrhilfe in Anspruch zu nehmen und sich im Falle der Bedurftigkeit
an ein im Herkunftsstaat karitativ tatige Organisation zu wenden.

Die in der Beschwerdeschrift dargelegten Ausfihrungen, die Versorgungslage sei sehr verkirzt dargestellt worden und
es bliebe im Zusammenhang mit den Riuckkehrfragen offen, ob es dem BF in seiner Heimat méglich ware wieder Ful
zu fassen und es ihm wegen der speziellen Situation und der allgemeinen schweren Wirtschafts- und Soziallage in
Pakistan nicht ohne weiteres mdglich ware, sich sein Existenz aufzubauen, ohne diese Behauptung substantiiert
darzulegen, vermag an der oben dargelegten Beurteilung nichts zu andern. Auch der Antrag auf Einholung eines
landerkundlichen Sachverstandigen zum Beweis flr eine den BF bei der Ruckkehr nach Pakistan drohenden,
aussichtslosen und existenzbedrohenden Lebenssituation, erwies sich als Erkundungsbeweis und als nicht geeignet
der Beweiswurdigung der Erstbeh&érde wirksam entgegenzutreten.

Aufgrund der oa. Ausfihrungen ist letztlich im Rahmen einer Gesamtschau davon auszugehen, dass die bP im Falle
einer Ruckkehr in ihren Herkunftsstaat ihre dringendsten BedUrfnisse befriedigen kann und nicht tGber eine allfallige
Anfangsschwierigkeiten Uberschreitende dauerhaft aussichtslose Lage gerat.

Im Hinblick auf die Zumutbarkeit der Annahme einer -ggf. auch unattraktiven- Erwerbsmoglichkeit aus
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europarechtlicher Sicht wird auf die Richtlinie 2004/83/EG Uber Mindestnormen fur die Anerkennung und den Status
von Drittstaatangehdrigen oder Staatenlosen als Fllchtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz
bendtigen, und Uber den Inhalt des zu gewahrenden Schutzes (Status- bzw- Qualifikationsrichtlinie) aus der
nachstehenden deutsche Judikatur auszugsweise zitiert, welcher sich das erkennende Gericht vollinhaltlich anschlief3t:

"Nach den Ausfuhrungen des Bundesverwaltungsgerichts, denen der Senat folgt, bietet ein verfolgungssicherer Ort
erwerbsfahigen Personen das wirtschaftliche Existenzminimum grundsatzlich dann, wenn sie dort - was grundsatzlich
zumutbar ist - durch eigene und notfalls auch weniger attraktive und ihrer Vorbildung nicht entsprechende Arbeit oder
durch Zuwendungen von dritter Seite jedenfalls nach Uberwindung von Anfangsschwierigkeiten das zu ihrem
Lebensunterhalt unbedingt Notwendige erlangen kdnnen. Zu den regelmaRig zumutbaren Arbeiten gehdren dabei
auch Tatigkeiten, fir die es keine Nachfrage auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt gibt, die nicht Gberkommenen
Berufsbildern entsprechen, etwa weil sie keinerlei besondere Fahigkeiten erfordern, und die nur zeitweise, etwa zur
Deckung eines kurzfristigen Bedarfs ausgelbt werden kdnnen, auch soweit diese Arbeiten im Bereich einer 'Schatten-
oder Nischenwirtschaft' stattfinden. Der Verweis auf eine entwirdigende oder eine kriminelle Arbeit - etwa durch
Beteiligung an Straftaten im Rahmen 'mafidser' Strukturen - ist dagegen nicht zumutbar (BVerwG, Beschluss vom
17.05.2005 - 1 B 100/05 - ). Malgeblich ist grundsatzlich auch nicht, ob der Staat den Fllchtlingen einen durchgehend
legalen Aufenthaltsstatus gewahren wirde, vielmehr ist in tatsachlicher Hinsicht zu fragen, ob das wirtschaftliche
Existenzminimum zur Verfligung steht (vgl. BVerwG, Beschluss vom 31.08.2006 - 1 B 96/06 - a. a. O.; a. A. OVG
Magdeburg, Urteil v. 31.03.2006 - 2 L 40/06 - [35 S., M8244]), d. h. ob mit den erlangten Mitteln auch die notwendigsten
Aufwendungen flr Leben und Gesundheit aufgebracht werden koénnen.""Nach den Ausfihrungen des
Bundesverwaltungsgerichts, denen der Senat folgt, bietet ein verfolgungssicherer Ort erwerbsfahigen Personen das
wirtschaftliche Existenzminimum grundsétzlich dann, wenn sie dort - was grundsatzlich zumutbar ist - durch eigene
und notfalls auch weniger attraktive und ihrer Vorbildung nicht entsprechende Arbeit oder durch Zuwendungen von
dritter Seite jedenfalls nach Uberwindung von Anfangsschwierigkeiten das zu ihrem Lebensunterhalt unbedingt
Notwendige erlangen kdénnen. Zu den regelmaRig zumutbaren Arbeiten gehoéren dabei auch Tatigkeiten, fur die es
keine Nachfrage auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt gibt, die nicht iberkommenen Berufsbildern entsprechen, etwa
weil sie keinerlei besondere Fahigkeiten erfordern, und die nur zeitweise, etwa zur Deckung eines kurzfristigen Bedarfs
ausgelbt werden kdnnen, auch soweit diese Arbeiten im Bereich einer 'Schatten- oder Nischenwirtschaft' stattfinden.
Der Verweis auf eine entwirdigende oder eine kriminelle Arbeit - etwa durch Beteiligung an Straftaten im Rahmen
'mafidser' Strukturen - ist dagegen nicht zumutbar (BVerwG, Beschluss vom 17.05.2005 - 1 B 100/05 - ). Mal3geblich ist
grundsatzlich auch nicht, ob der Staat den Flichtlingen einen durchgehend legalen Aufenthaltsstatus gewahren wurde,
vielmehr ist in tatsachlicher Hinsicht zu fragen, ob das wirtschaftliche Existenzminimum zur Verfligung steht vergleiche
BVerwG, Beschluss vom 31.08.2006 - 1 B 96/06 - a. a. O.; a. A. OVG Magdeburg, Urteil v. 31.03.2006 - 2 L 40/06 - [35 S.,
M8244]), d. h. ob mit den erlangten Mitteln auch die notwendigsten Aufwendungen fir Leben und Gesundheit
aufgebracht werden kénnen."

Quelle: VGH Ba-WuU: Zum internen Schutz nach der Qualifikationsrichtlinie
Urteil vom 25.10.2006 - A 3 S 46/06

Unbestritten ist, dass nach der allgemeinen Rechtsprechung des EGMR zu Art. 3 EMRK und Krankheiten, die auch im
vorliegenden Fall maRgeblich ist, eine Uberstellung nach Pakistan nicht zulassig wére, wenn durch die Uberstellung
eine existenzbedrohende Situation drohte und diesfalls das Selbsteintrittsrecht der Dublin Il VO zwingend auszutben
ware.Unbestritten ist, dass nach der allgemeinen Rechtsprechung des EGMR zu Artikel 3, EMRK und Krankheiten, die
auch im vorliegenden Fall maRgeblich ist, eine Uberstellung nach Pakistan nicht zuldssig wére, wenn durch die
Uberstellung eine existenzbedrohende Situation drohte und diesfalls das Selbsteintrittsrecht der Dublin rémisch zwei
VO zwingend auszulben ware.

In diesem Zusammenhang ist vorerst auf das jingere diesbezligliche Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes (VfGH
vom 06.03.2008, ZI: B 2400/07-9) zu verweisen, welches die aktuelle Rechtsprechung des EGMR zur Frage der
Vereinbarkeit der Abschiebung Kranker in einen anderen Staat mit Art. 3 EMRK festhalt (D. v. the United Kingdom,
EGMR 02.05.1997, Appl. 30.240/96, newsletter 1997,93; Bensaid, EGMR 06.02.2001, Appl. 44.599/98, newsletter
2001,26; Ndangoya, EGMR 22.06.2004, Appl. 17.868/03; Salkic and others, EGMR 29.06.2004, Appl. 7702/04; Ovdienko,
EGMR 31.05.2005, Appl. 1383/04; Hukic, EGMR 29.09.2005, Appl. 17.416/05; EGMR Ayegh, 07.11.2006; Appl. 4701/05;
EGMR Goncharova & Alekseytsev, 03.05.2007, Appl. 31.246/06).In diesem Zusammenhang ist vorerst auf das jingere
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diesbezugliche Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes (VfGH vom 06.03.2008, ZI: B 2400/07-9) zu verweisen, welches
die aktuelle Rechtsprechung des EGMR zur Frage der Vereinbarkeit der Abschiebung Kranker in einen anderen Staat
mit Artikel 3, EMRK festhalt (D. v. the United Kingdom, EGMR 02.05.1997, Appl. 30.240/96, newsletter 1997,93; Bensaid,
EGMR 06.02.2001, Appl. 44.599/98, newsletter 2001,26; Ndangoya, EGMR 22.06.2004, Appl. 17.868/03; Salkic and
others, EGMR 29.06.2004, Appl. 7702/04; Ovdienko, EGMR 31.05.2005, Appl. 1383/04; Hukic, EGMR 29.09.2005, Appl.
17.416/05; EGMR Ayegh, 07.11.2006; Appl. 4701/05; EGMR Goncharova & Alekseytsev, 03.05.2007, Appl. 31.246/06).

Zusammenfassend fuhrt der VfGH aus, das sich aus den erwahnten Entscheidungen des EGMR ergibt, dass im
Allgemeinen kein Fremder ein Recht hat, in einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, blo3 um dort medizinisch
behandelt zu werden, und zwar selbst dann nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leidet oder
selbstmordgeféahrdet ist. Dass die Behandlung im Zielland nicht gleichwertig, schwerer zuganglich oder
kostenintensiver ist, ist unerheblich, solange es grundsatzlich Behandlungsmaoglichkeiten im Zielstaat bzw. in einem
bestimmten Teil des Zielstaates gibt. Nur bei Vorliegen auergewohnlicher Umstande fuhrt die Abschiebung zu einer
Verletzung in Art. 3 EMRK. Solche liegen etwa vor, wenn ein lebensbedrohlich Erkrankter durch die Abschiebung einem
realen Risiko ausgesetzt wurde, unter qualvollen Umstanden zu sterben (Fall D. v. the United
Kingdom).Zusammenfassend fuhrt der VfGH aus, das sich aus den erwdhnten Entscheidungen des EGMR ergibt, dass
im Allgemeinen kein Fremder ein Recht hat, in einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, bloR um dort
medizinisch behandelt zu werden, und zwar selbst dann nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leidet oder
selbstmordgefédhrdet ist. Dass die Behandlung im Zielland nicht gleichwertig, schwerer zuganglich oder
kostenintensiver ist, ist unerheblich, solange es grundsatzlich Behandlungsméglichkeiten im Zielstaat bzw. in einem
bestimmten Teil des Zielstaates gibt. Nur bei Vorliegen auBergewohnlicher Umstande fuhrt die Abschiebung zu einer
Verletzung in Artikel 3, EMRK. Solche liegen etwa vor, wenn ein lebensbedrohlich Erkrankter durch die Abschiebung
einem realen Risiko ausgesetzt wirde, unter qualvollen Umstanden zu sterben (Fall D. v. the United Kingdom).

Jingste Rechtsprechung des EGMR (N vs UK, 27.05.2008) und Literaturmeinungen (Premiszl, Migralex 2/2008, 54ff,
Schutz vor Abschiebung von Traumatisierten in "Dublin-Verfahren") bestatigen diese Einschatzung)ingste
Rechtsprechung des EGMR (N vs UK, 27.05.2008) und Literaturmeinungen (Premiszl, Migralex 2 aus 2008,, 54ff, Schutz
vor Abschiebung von Traumatisierten in "Dublin-Verfahren") bestatigen diese Einschatzung.

Aus diesen Judikaturlinien des EGMR ergibt sich jedenfalls der fir das vorliegende Beschwerdeverfahren relevante
Prifungsmalstab:

Nach der geltenden Rechtslage ist eine Uberstellung dann unzuléssig, wenn die Durchfiihrung eine in den Bereich des
Art 3 EMRK reichende Verschlechterung des Krankheitsverlaufs oder der Heilungsméglichkeiten bewirken wirde (siehe
Feststellungen des Innenausschusses zu§ 30 AsylG);, dabei sind die von den Asylbehdérden festzustellenden
Behandlungsmoglichkeiten im Zielstaat als Hintergrundinformation beachtlich, sodass es sich quasi um eine
"erweiterte Priifung der Transportfihigkeit" handelt.Nach der geltenden Rechtslage ist eine Uberstellung dann
unzuldssig, wenn die Durchfihrung eine in den Bereich des Artikel 3, EMRK reichende Verschlechterung des
Krankheitsverlaufs oder der Heilungsmdglichkeiten bewirken wiirde (siehe Feststellungen des Innenausschusses zu
Paragraph 30, AsylG); dabei sind die von den Asylbehdrden festzustellenden Behandlungsmoglichkeiten im Zielstaat
als Hintergrundinformation beachtlich, sodass es sich quasi um eine "erweiterte Prifung der Transportfahigkeit"
handelt.

Malgebliche Kriterien fur die Beurteilung der Art. 3 EMRK-Relevanz einer psychischen Erkrankung angesichts einer
Abschiebung sind Aufenthalte in geschlossenen Psychiatrien infolge von Einweisungen oder auch Freiwilligkeit, die
Haufigkeit, RegelmaRigkeit und Intensitdt der Inanspruchnahme medizinisch-psychiatrischer Leistungen, die
Moglichkeit einer wenn auch gemessen am Aufenthaltsstaat schlechteren medizinischen Versorgung im Zielstaat
sowie die vom Abschiebestaat gewahrleisteten Garantien in Hinblick auf eine mdglichst schonende Verbringung.
Rechtfertigen diese Kriterien eine Abschiebung, hat eine denkmdgliche Verschlechterung des Gesundheitszustandes
oder ungulnstige Entwicklung des Gesundheitszustands zumeist auBer Betracht zu bleiben, geschweige denn vermag
die Verursachung von uberstellungsbedingtem mentalen Stress eine Abschiebung unzuldssig machen.MaRgebliche
Kriterien fur die Beurteilung der Artikel 3, EMRK-Relevanz einer psychischen Erkrankung angesichts einer Abschiebung
sind Aufenthalte in geschlossenen Psychiatrien infolge von Einweisungen oder auch Freiwilligkeit, die Haufigkeit,
RegelmaRigkeit und Intensitat der Inanspruchnahme medizinisch-psychiatrischer Leistungen, die Mdglichkeit einer
wenn auch gemessen am Aufenthaltsstaat schlechteren medizinischen Versorgung im Zielstaat sowie die vom
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Abschiebestaat gewahrleisteten Garantien in Hinblick auf eine moglichst schonende Verbringung. Rechtfertigen diese
Kriterien eine Abschiebung, hat eine denkmdgliche Verschlechterung des Gesundheitszustandes oder ungunstige
Entwicklung des Gesundheitszustands zumeist aul3er Betracht zu bleiben, geschweige denn vermag die Verursachung
von Uberstellungsbedingtem mentalen Stress eine Abschiebung unzuldssig machen.

Im vorliegenden Fall konnten somit seitens der bP keine akut existenzbedrohenden Krankheitszustande oder Hinweise
einer unzumutbaren Verschlechterung der Krankheitszustande im Falle einer Uberstellung nach Pakistan belegt
werden, respektive die Notwendigkeit weitere Erhebungen seitens des Asylgerichtshofes begriinden. Aus der

Aktenlage sind keine Hinweise auf das Vorliegen (schwerer) Erkrankungen ersichtlich.

Aufgrund der getroffenen Ausfihrungen ist davon auszugehen, dass die bP nicht verninftiger Weise (VwWGH 9.5.1996,
Z1.95/20/0380) damit rechnen muss, in deren Herkunftsstaat mit einer Uber die bloRBe Mdoglichkeit (z.B. VWGH vom
19.12.1995, ZI. 94/20/0858, VwWGH vom 14.10.1998. ZI.98/01/0262) hinausgehenden maligeblichen Wahrscheinlichkeit
einer aktuellen (VwWGH 05.06.1996, ZI. 95/20/0194) Gefahr im Sinne des§ 8 AsylG ausgesetzt zu sein, weshalb die
Gewahrung von subsididren Schutz ausscheidet.Aufgrund der getroffenen Ausfihrungen ist davon auszugehen, dass
die bP nicht vernunftiger Weise (VWGH 9.5.1996, Z1.95/20/0380) damit rechnen muss, in deren Herkunftsstaat mit einer
Uber die bloBe Mdglichkeit (z.B. VWGH vom 19.12.1995, ZI. 94/20/0858, VwGH vom 14.10.1998. ZI.98/01/0262)
hinausgehenden mafigeblichen Wahrscheinlichkeit einer aktuellen (VwGH 05.06.1996, ZI. 95/20/0194) Gefahr im Sinne
des Paragraph 8, AsylG ausgesetzt zu sein, weshalb die Gewahrung von subsididren Schutz ausscheidet.

[1.2.7. Ausweisung in den Herkunftsstaatrémisch zwei.2.7. Ausweisung in den Herkunftsstaat

8 10 AsylG idFBGBI | 38/2011 lautet:Paragraph 10, AsylG in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 38 aus 2011,
lautet:

" (1) Eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz ist mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn
1. der Antrag auf internationalen Schutz zurtickgewiesen wird;

2. der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezuglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch

der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird;

3. einem Fremden der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des

subsidiar Schutzberechtigten kommt oder
4. einem Fremden der Status des subsidiar Schutzberechtigten aberkannt wird

und kein Fall der 88 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 vorliegtund kein Fall der Paragraphen 8, Absatz 3 a, oder 9 Absatz 2,

vorliegt.
(2) Ausweisungen nach Abs. 1 sind unzulassig, wenn(2) Ausweisungen nach Absatz eins, sind unzulassig, wenn
1. dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestltztes Aufenthaltsrecht zukommt oder

2. diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen wirden. Dabei sind insbesondere zu bertcksichtigen2. diese eine
Verletzung von Artikel 8, EMRK darstellen wiirden. Dabei sind insbesondere zu bertcksichtigen:

a) die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig

war;
b) das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens;
c) die Schutzwurdigkeit des Privatlebens;

d) der Grad der Integration;

e) die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden;
f) die strafgerichtliche Unbescholtenheit;

g) VerstoBe gegen die offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl, Fremdenpolizei- und

Einwanderungsrechts;

h) die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten
ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren;
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i) die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behdrden zurechenbaren Uberlangen
Verzogerungen begrindet ist.

(3) Wenn die Durchfuhrung der Ausweisung aus Grunden, die in der Person des Asylwerbers liegen, eine Verletzung
von Art. 3 EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer sind, ist die Durchfihrung fir die notwendige Zeit
aufzuschieben.(3) Wenn die Durchfuhrung der Ausweisung aus Griinden, die in der Person des Asylwerbers liegen,
eine Verletzung von Artikel 3, EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer sind, ist die Durchfiihrung fir die

notwendige Zeit aufzuschieben.

(4) Eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung gemal3 Abs. 1 Z 1 verbunden ist, gilt stets auch als Feststellung der
Zulassigkeit der Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung in den betreffenden Staat. Besteht eine
durchsetzbare Ausweisung, hat der Fremde unverzlglich auszureisen.(4) Eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung
gemal Absatz eins, Ziffer eins, verbunden ist, gilt stets auch als Feststellung der Zul3ssigkeit der Zurlckweisung,
Zuruckschiebung oder Abschiebung in den betreffenden Staat. Besteht eine durchsetzbare Ausweisung, hat der

Fremde unverzuglich auszureisen.

(5) Uber die Zuléssigkeit der Ausweisung ist jedenfalls begriindet, insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gemaR §
10 Abs. 2 Z 2 auf Dauer unzulassig ist, abzusprechen. Die Unzuldssigkeit einer Ausweisung ist nur dann auf Dauer,
wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf Umstanden beruht, die ihrem Wesen
nach nicht blof3 vortbergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Ausweisung schon allein auf Grund
des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf Osterreichische Staatsburger oder Personen, die Uber ein
gemeinschaftsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht (88 45 und 48 oder 8§ 51 ff
NAG) verfligen, unzulissig ware.(5) Uber die Zuldssigkeit der Ausweisung ist jedenfalls begriindet, insbesondere im
Hinblick darauf, ob diese gemal3 Paragraph 10, Absatz 2, Ziffer 2, auf Dauer unzuldssig ist, abzusprechen. Die
Unzulassigkeit einer Ausweisung ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und
Familienlebens auf Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht blof3 vortibergehend sind. Dies ist insbesondere
dann der Fall, wenn die Ausweisung schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf
Osterreichische Staatsblrger oder Personen, die Uber ein gemeinschaftsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein
unbefristetes Niederlassungsrecht (Paragraphen 45 und 48 oder Paragraphen 51, ff NAG) verfugen, unzulassig ware.

(6) Ausweisungen nach Abs. 1 bleiben binnen 18 Monaten ab einer Ausreise des Fremden aufrecht(6) Ausweisungen
nach Absatz eins, bleiben binnen 18 Monaten ab einer Ausreise des Fremden aufrecht.

(7) Wird eine Ausweisung durchsetzbar, gilt sie als durchsetzbare Ruickkehrentscheidung nach dem
Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG), BGBI. | Nr. 100, und hat der Fremde binnen einer Frist von 14 Tagen freiwillig
auszureisen. Eine Frist fur die freiwillige Ausreise besteht nicht, wenn gegen den Fremden ein Rickkehrverbot erlassen
wurde und fur die Falle einer zurlickweisenden Entscheidung gemaR 8 5 AsylG 2005 oder § 68 AVG sowie wenn eine
Entscheidung auf Grund eines Verfahrens gemaR § 38 durchflihrbar wird; in diesen Fallen hat der Fremde unverziglich
auszureisen.(7) Wird eine Ausweisung durchsetzbar, gilt sie als durchsetzbare Ruckkehrentscheidung nach dem
Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG), Bundesgesetzblatt romisch eins Nr. 100, und hat der Fremde binnen einer Frist von
14 Tagen freiwillig auszureisen. Eine Frist fir die freiwillige Ausreise besteht nicht, wenn gegen den Fremden ein
Ruckkehrverbot erlassen wurde und fur die Falle einer zurlickweisenden Entscheidung gemaR Paragraph 5, AsylG 2005
oder Paragraph 68, AVG sowie wenn eine Entscheidung auf Grund eines Verfahrens gemafl Paragraph 38,
durchfihrbar wird; in diesen Fallen hat der Fremde unverziglich auszureisen.

(8) Mit Erlassung der Ausweisung ist der Fremde Uber seine Pflicht zur unverziglichen oder fristgerechten Ausreise
und gegebenenfalls Uber die Moglichkeit eines Antrages auf Verlangerung der Frist fUr die freiwillige Ausreise bei der
ortlich zustandigen Fremdenpolizeibehdrde (8 55a FPG) zu informieren, insbesondere auf Ruckkehrhilfe, sowie auf
mogliche fremdenpolizeiliche Malinahmen zur Durchsetzung der Ausreiseverpflichtung (8 46 FPG) hinzuweisen."(8) Mit
Erlassung der Ausweisung ist der Fremde Uber seine Pflicht zur unverziglichen oder fristgerechten Ausreise und
gegebenenfalls Uber die Mdoglichkeit eines Antrages auf Verlangerung der Frist fur die freiwillige Ausreise bei der
ortlich zustandigen Fremdenpolizeibehérde (Paragraph 55 a, FPG) zu informieren, insbesondere auf Rlckkehrhilfe,
sowie auf mogliche fremdenpolizeiliche Malinahmen zur Durchsetzung der Ausreiseverpflichtung (Paragraph 46, FPG)
hinzuweisen."
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Der gegenstandliche Asylantrag war abzuweisen und es war weder internationaler, noch subsididrer Schutz zu
gewahren. Es liegt daher bei Erlassung dieses Bescheides kein rechtmaRiger Aufenthalt im Bundesgebiet mehr vor.

Im gegenstandlichen Fall kommt der bP kein nicht auf dieses Bundesgesetz gestltztes Aufenthaltsrecht zu.

Bei Ausspruch der Ausweisung kann ein Eingriff in das Recht auf Achtung des Privat- und Familienleben vorliegen (Art.
8 Abs 1 EMRK).Bei Ausspruch der Ausweisung kann ein Eingriff in das Recht auf Achtung des Privat- und Familienleben
vorliegen (Artikel 8, Absatz eins, EMRK).

Zum Prifungsumfang des Begriffes des 'Familienlebens' in Art. 8 EMRK ist nicht nur die Kleinfamilie von Eltern und
(minderjahrigen) Kindern umfasst, sondern auch zB auch Beziehungen zwischen Geschwistern (EKMR 14.3.1980, B
8986/80, EUGRZ 1982, 311) und zwischen Eltern und erwachsenen Kindern (etwa EKMR 6.10.1981, B 9202/80, EuGRZ
1983, 215). Dies allerdings nur unter der Voraussetzung, dass eine gewisse Beziehungsintensitat vorliegt. Es kann
namlich nicht von vornherein davon ausgegangen werden, dass zwischen Personen, welche miteinander verwandt
sind, immer auch ein ausreichend intensives Familienleben iSd Art. 8 EMRK besteht, vielmehr ist dies von den jeweils
gegebenen Umstanden, von der konkreten Lebenssituation abhdngig. Der Begriff des 'Familienlebens' in Art. 8 EMRK
setzt daher neben der Verwandtschaft auch andere, engere Bindungen voraus; die Beziehungen mussen eine gewisse
Intensitat aufweisen. So ist etwa darauf abzustellen, ob die betreffenden Personen zusammengelebt haben, ein
gemeinsamer Haushalt vorliegt oder ob sie (finanziell) voneinander abhangig sind (vgl. dazu EKMR 6.10.1981, B
9202/80, EUGRZ 1983, 215; EKMR 19.7.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.2.1979, 7912/77, EuGRZ 1981, 118;
EKMR 14.3.1980, 8986/80, EuGRZ 1982, 311; Frowein - Peukert, Europdische Menschenrechtskonvention, EMRK-
Kommentar, 2. Auflage (1996) Rz 16 zu Art. 8; Baumgartner, Welche Formen des Zusammenlebens schitzt die
Verfassung? 0JZ 1998, 761; vgl. auch Rosenmayr, Aufenthaltsverbot, Schubhaft und Abschiebung, ZfV 1988, 1, ebenso
VWGH vom 26.1.2006, 2002/20/0423, vgl. auch VwGH vom 8.6.2006, Z1.2003/01/0600-14, oder VWGH vom 26.1.2006,
Z1.2002/20/0235-9, wo der VwWGH im letztgenannten Erkenntnis feststellte, dass das Familienleben zwischen Eltern und
minderjahrigen Kindern nicht automatisch mit Erreichen der Volljahrigkeit beendet wird, wenn das Kind weiter bei den
Eltern lebt).Zum Prifungsumfang des Begriffes des 'Familienlebens' in Artikel 8, EMRK ist nicht nur die Kleinfamilie von
Eltern und (minderjahrigen) Kindern umfasst, sondern auch zB auch Beziehungen zwischen Geschwistern (EKMR
14.3.1980, B 8986/80, EUGRZ 1982, 311) und zwischen Eltern und erwachsenen Kindern (etwa EKMR 6.10.1981, B
9202/80, EUGRZ 1983, 215). Dies allerdings nur unter der Voraussetzung, dass eine gewisse Beziehungsintensitat
vorliegt. Es kann namlich nicht von vornherein davon ausgegangen werden, dass zwischen Personen, welche
miteinander verwandt sind, immer auch ein ausreichend intensives Familienleben iSd Artikel 8, EMRK besteht,
vielmehr ist dies von den jeweils gegebenen Umstanden, von der konkreten Lebenssituation abhangig. Der Begriff des
'Familienlebens' in Artikel 8, EMRK setzt daher neben der Verwandtschaft auch andere, engere Bindungen voraus; die
Beziehungen miissen eine gewisse Intensitdt aufweisen. So ist etwa darauf abzustellen, ob die betreffenden Personen
zusammengelebt haben, ein gemeinsamer Haushalt vorliegt oder ob sie (finanziell) voneinander abhangig sind
vergleiche dazu EKMR 6.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983, 215; EKMR 19.7.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR
28.2.1979, 7912/77, EuGRZ 1981, 118; EKMR 14.3.1980, 8986/80, EUGRZ 1982, 311; Frowein - Peukert, Europdische
Menschenrechtskonvention, EMRK- Kommentar, 2. Auflage (1996) Rz 16 zu Artikel 8,; Baumgartner, Welche Formen des
Zusammenlebens schiitzt die Verfassung? O)JZ 1998, 761; vergleiche auch Rosenmayr, Aufenthaltsverbot, Schubhaft
und Abschiebung, ZfV 1988, 1, ebenso VWGH vom 26.1.2006, 2002/20/0423, vergleiche auch VWGH vom 8.6.2006, ZI.
2003/01/0600-14, oder VwWGH vom 26.1.2006, Z12002/20/0235-9, wo der VwWGH im letztgenannten Erkenntnis
feststellte, dass das Familienleben zwischen Eltern und minderjahrigen Kindern nicht automatisch mit Erreichen der
Volljahrigkeit beendet wird, wenn das Kind weiter bei den Eltern lebt).

Sowohl eheliche als auch uneheliche Kinder aus einer Familienbeziehung, die unter Art 8 EMRK fallt, werden von ihrer
Geburt an ipso iure Teil der Familie (Peter Chvosta: "Die Ausweisung von Asylwerbern und Art. 8 MRK", 0JZ 2007/74;
VfSlg 16.777/2003; ferner Giil gg Schweiz, O)Z 1996, 593; 5. 2 2004, 60457/00, Kosmopoulou gg Griechenland; 18. 1.
2007, 73819/01, Estrikh gg Litauen). Umgekehrt werden Kinder erst vom Moment ihrer Geburt an rechtlich Teil der
Familie. Zu noch ungeborenen Kindern liegt somit bis dahin (noch) kein schitzenswertes Familienleben iSd Art 8 EMRK
vor (vgl. zB VFGH 24.02.2003, B 1670/01; EGMR 19.02.1996, GUL vs Switzerland)Sowoh! eheliche als auch uneheliche
Kinder aus einer Familienbeziehung, die unter Artikel 8, EMRK fallt, werden von ihrer Geburt an ipso iure Teil der
Familie (Peter Chvosta: "Die Ausweisung von Asylwerbern und Artikel 8, MRK", OJZ 2007/74; VfSlg 16.777 aus 2003,
ferner Gul gg Schweiz, 0JZ 1996, 593; 5. 2 2004, 60457/00, Kosmopoulou gg Griechenland; 18. 1. 2007, 73819/01,
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Estrikh gg Litauen). Umgekehrt werden Kinder erst vom Moment ihrer Geburt an rechtlich Teil der Familie. Zu noch
ungeborenen Kindern liegt somit bis dahin (noch) kein schitzenswertes Familienleben iSd Artikel 8, EMRK vor
vergleiche zB VfGH 24.02.2003, B 1670/01; EGMR 19.02.1996, GUL vs Switzerland).

Der Begriff des Familienlebens ist dartber hinaus nicht auf Familien beschrankt, die sich auf eine Heirat grinden,
sondern schliel3t auch andere de facto Beziehungen ein; maligebend ist beispielsweise das Zusammenleben eines
Paares, die Dauer der Beziehung, die Demonstration der Verbundenheit durch gemeinsame Kinder oder auf andere
Weise (EGMR Marckx, EGMR 23.04.1997, X ua). Bei dem Begriff "Familienleben im Sinne des Art. 8 EMRK" handelt es
sich nach gefestigter Ansicht der Konventionsorgane um einen autonomen Rechtsbegriff der Konvention.Der Begriff
des Familienlebens ist dartber hinaus nicht auf Familien beschrankt, die sich auf eine Heirat griinden, sondern schlieR3t
auch andere de facto Beziehungen ein; mal3gebend ist beispielsweise das Zusammenleben eines Paares, die Dauer der
Beziehung, die Demonstration der Verbundenheit durch gemeinsame Kinder oder auf andere Weise (EGMR Marckx,
EGMR 23.04.1997, rémisch zehn ua). Bei dem Begriff "Familienleben im Sinne des Artikel 8, EMRK" handelt es sich nach
gefestigter Ansicht der Konventionsorgane um einen autonomen Rechtsbegriff der Konvention.

Ist von einer aufenthaltsbeendenden MaBRnahme die gesamte Familie betroffen, greift sie lediglich in das Privatleben
der Familienmitglieder und nicht auch in ihr Familienleben ein; auch dann, wenn sich einige Familienmitglieder der
Abschiebung durch Untertauchen entziehen (EGMR in Cruz Varas).

Die bP hat in Osterreich keine Verwandten und lebt auch sonst mit keiner nahe stehenden Person zusammen. Sie
méchte offensichtlich sein kiinftiges Leben in Osterreich gestalten und hilt sich bereits seit seiner am 20.7.2011
erfolgten Einreise im Bundesgebiet auf. Sie reiste rechtswidrig und mit Hilfe einer Schlepperorganisation in das
Bundesgebiet ein.

Die Ausweisung stellt somit keinen Eingriff in das Recht auf Familienleben dar, jedoch einen solchen in das Recht auf
Privatleben, wenngleich dieser schon alleine durch den erst -bezogen auf ihr Lebensalter- kurzen Aufenthalt und den
niedrigen Integrationsgrad, welcher dartber hinaus nur durch die unbegriindete Stellung eines Asylantrages erreicht
werden konnte, in Osterreich relativiert wird.

Gem. Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer 6ffentlichen Behdrde in die Ausibung des Rechts auf das Privat- und
Familienleben ist nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine MaRnahme darstellt, welche
in einer demokratischen Gesellschaft fur die nationale Sicherheit, die offentliche Ruhe und Ordnung, das
wirtschaftliche Wohl des Landes, der Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen,
zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist.Gem.
Artikel 8, Absatz 2, EMRK ist der Eingriff einer 6ffentlichen Behdrde in die Ausibung des Rechts auf das Privat- und
Familienleben ist nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine MaRnahme darstellt, welche
in einer demokratischen Gesellschaft fur die nationale Sicherheit, die offentliche Ruhe und Ordnung, das
wirtschaftliche Wohl des Landes, der Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen,
zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist.

Zweifellos handelt es sich sowohl beim Bundesasylamt als auch beim AsylGH um o&ffentliche Behdrden im Sinne des
Art. 8 Abs. 2 EMRK und ist der Eingriff in § 8 Abs. 2 AsylG gesetzlich vorgesehen.Zweifellos handelt es sich sowohl beim
Bundesasylamt als auch beim AsylGH um o&ffentliche Behdérden im Sinne des Artikel 8, Absatz 2, EMRK und ist der
Eingriff in Paragraph 8, Absatz 2, AsylG gesetzlich vorgesehen.

Es ist in weiterer Folge zu prifen, ob ein Eingriff in das Recht auf Achtung des Privat- und/oder Familienlebens des
Beschwerdefiihrers im gegenstandlichen Fall durch den Eingriffsvorbehalt des Art. 8 EMRK gedeckt ist und ein in einer
demokratischen Gesellschaft legitimes Ziel, namlich die Aufrechterhaltung der &ffentlichen Ordnung iSv. Art. 8 (2)
EMRK, in verhaltnismaRiger Wiese verfolgt.Es ist in weiterer Folge zu priufen, ob ein Eingriff in das Recht auf Achtung
des Privat- und/oder Familienlebens des Beschwerdefihrers im gegenstandlichen Fall durch den Eingriffsvorbehalt des
Artikel 8, EMRK gedeckt ist und ein in einer demokratischen Gesellschaft legitimes Ziel, namlich die Aufrechterhaltung
der offentlichen Ordnung iSv. Artikel 8, (2) EMRK, in verhaltnismaRiger Wiese verfolgt.

Bereits vor Inkrafttreten des BGBI 29/2009 [nunmehr 135/2009] entwickelten die Gerichtshéfe des 6ffentlichen Rechts
in den Erk. d. VfGH vom 29.9.2007, Zahl B 1150/07-9 und Erk. d. VWGH vom 17.12.2007, Zahl2006/01/0216 bis 219-6
unter ausdricklichen Bezug auf die Judikatur des EGMR nachstehende Richtlinien (in den Medien der vielgenannte
"Kriterienkatalog") im Rahmen der Interessensabwagung gem. Art. 8 Abs. EMRK, welche zu bertcksichtigen sind:Bereits
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vor Inkrafttreten des Bundesgesetzblatt 29 aus 2009, [nunmehr 135/2009] entwickelten die Gerichtshofe des
offentlichen Rechts in den Erk. d. VfGH vom 29.9.2007, Zahl B 1150/07-9 und Erk. d. VwWGH vom 17.12.2007, Zahl
2006/01/0216 bis 219-6 unter ausdrucklichen Bezug auf die Judikatur des EGMR nachstehende Richtlinien (in den
Medien der vielgenannte "Kriterienkatalog") im Rahmen der Interessensabwagung gem. Artikel 8, Abs. EMRK, welche zu
berucksichtigen sind:

e Strichaufzéhlung
Aufenthaltsdauer, die vom EGMR an keine fixen zeitlichen Vorgaben geknupft wird (EGMR 31.1.2006, Fall
Rodrigues da Silva und Hoogkamer, Appl. 50.435/99, OJZ 2006, 738 = EUGRZ 2006, 562; 16.9.2004, Fall Ghiban,
Appl. 11.103/03, NVwZ 2005, 1046),

e Strichaufzéhlung
das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens (EGMR 28.5.1985, Fall Abdulaziz ua., Appl. 9214/80, 9473/81,
9474/81, EUGRZ 1985, 567; 20.6.2002, Fall Al-Nashif, Appl. 50.963/99, O)JZ 2003, 344; 22.4.1997, Fall X, Y und Z,
Appl. 21.830/93, 0)Z 1998, 271)das tatsichliche Bestehen eines Familienlebens (EGMR 28.5.1985, Fall Abdulaziz
ua., Appl. 9214/80, 9473/81, 9474/81, EUGRZ 1985, 567; 20.6.2002, Fall Al-Nashif, Appl. 50.963/99, OJZ 2003, 344;
22.4.1997, Fall rémisch zehn, Y und Z, Appl. 21.830/93, OJZ 1998, 271)

e Strichaufzahlung
und dessen Intensitat (EGMR 2.8.2001, Fall Boultif, Appl. 54.273/00),

e Strichaufzahlung

die Schutzwurdigkeit des Privatlebens,

e Strichaufzahlung
den Grad der Integration des Fremden, der sich in intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, der
Selbsterhaltungsfahigkeit, der Schulausbildung, der Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der
Beschaftigung und dhnlichen Umstanden manifestiert (vgl. EGMR 4.10.2001, Fall Adam, Appl. 43.359/98, EuGRZ
2002, 582;den Grad der Integration des Fremden, der sich in intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden,
der Selbsterhaltungsfahigkeit, der Schulausbildung, der Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der
Beschaftigung und ahnlichen Umstanden manifestiert vergleiche EGMR 4.10.2001, Fall Adam, Appl. 43.359/98,
EuGRZ 2002, 582;
9.10.2003, Fall Slivenko, Appl. 48.321/99, EuGRZ 2006, 560;

16.6.2005, Fall Sisojeva, Appl. 60.654/00, EuGRZ 2006, 554; vgl. auch VwGH 5.7.2005,2004/21/0124; 11.10.2005,
2002/21/0124),16.6.2005, Fall Sisojeva, Appl. 60.654/00, EuGRZ 2006, 554; vergleiche auch VwWGH 5.7.2005,
2004/21/0124; 11.10.2005, 2002/21/0124),

e Strichaufzahlung
die Bindungen zum Heimatstaat,

e Strichaufzahlung
die strafgerichtliche Unbescholtenheit, aber auch

e -Strichaufzahlung
VerstolRe gegen das Einwanderungsrecht und

e Strichaufzahlung
Erfordernisse der 6ffentlichen Ordnung (vgl. zB EGMR 24.11.1998, Fall Mitchell, Appl. 40.447/98; 11.4.2006, Fall
Useinov, Appl. 61.292/00) fur maRgeblich erachtet.Erfordernisse der 6ffentlichen Ordnung vergleiche zB EGMR
24.11.1998, Fall Mitchell, Appl. 40.447/98; 11.4.2006, Fall Useinov, Appl. 61.292/00) fir mal3geblich erachtet.

Auch

e Strichaufzahlung
die Frage, ob das Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres
unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, ist bei der Abwagung in Betracht zu ziehen (EGMR 24.11.1998, Fall
Mitchell, Appl. 40.447/98; 5.9.2000, Fall Solomon, Appl. 44.328/98; 31.1.2006, Fall Rodrigues da Silva und
Hoogkamer, Appl. 50.435/99, O)Z 2006, 738 = EUGRZ 2006, 562).
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Bereits vor Inkrafttreten des durch BGBI | 38/2011 in 8 10 Abs. 2 Z 2 AsylG eingeftigten lit. i warf der VfGH in seinem Erk.
B 950-954/10-08, S. 19 die Frage auf, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstanden ist,
in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthalts bewusst waren. Der Verfassungsgerichtshof stellt dazu fest,
dass das Gewicht der Integration nicht allein deshalb als gemindert erachtet werden darf, weil ein stets unsicherer
Aufenthalt des Betroffenen zugrunde liege, so dass eine Verletzung des Art. 8 EMRK durch die Ausweisung
ausgeschlossen sei. Vielmehr musse die handelnde Behérde sich dessen bewusst sein, dass es in der Verantwortung
des Staates liegt, Voraussetzungen zu schaffen, um Verfahren effizient fuhren zu kénnen und damit einhergehend
prufen, ob keine schuldhafte Verzégerungen eingetreten sind, die in der Sphare des Betroffenen liegen (ahnlich VfGH
10.03.2011, B1565/10).Bereits vor Inkrafttreten des durch Bundesgesetzblatt Teil eins, 38 aus 2011, in Paragraph 10,
Absatz 2, Ziffer 2, AsylG eingefligten Litera i, warf der VfGH in seinem Erk. B 950-954/10-08, S. 19 die Frage auf, ob das
Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstanden ist, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren
Aufenthalts bewusst waren. Der Verfassungsgerichtshof stellt dazu fest, dass das Gewicht der Integration nicht allein
deshalb als gemindert erachtet werden darf, weil ein stets unsicherer Aufenthalt des Betroffenen zugrunde liege, so
dass eine Verletzung des Artikel 8, EMRK durch die Ausweisung ausgeschlossen sei. Vielmehr musse die handelnde
Behorde sich dessen bewusst sein, dass es in der Verantwortung des Staates liegt, Voraussetzungen zu schaffen, um
Verfahren effizient fuhren zu kénnen und damit einhergehend prufen, ob keine schuldhafte Verzdgerungen
eingetreten sind, die in der Sphare des Betroffenen liegen (ahnlich VfGH 10.03.2011, B1565/10).

Ein mogliches Organisationsverschulden durch die handelnden Behérden soll daher als zusatzliche Tatsache bei der
Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK berucksichtig werden, andererseits stellte der
VfGH in seinem Erkenntnis v. 12.6.2010, Gz. U 613/10-10 unmissverstandlich fest, dass die zeitliche Komponente dann
in den Hintergrund tritt, wenn sich die Verweil- bzw. Verfahrensdauer aus dem Verhalten der beschwerdeflihrenden
Partei ergibt (vgl. hierzu auch Urteil des EGMR Urteil vom 8. April 2008, NNYANZI gegen das Vereinigte Konigreich, Nr.
21878/06).Ein mdgliches Organisationsverschulden durch die handelnden Behérden soll daher als zusatzliche Tatsache
bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Artikel 8, EMRK berucksichtig werden, andererseits
stellte der VfGH in seinem Erkenntnis v. 12.6.2010, Gz. U 613/10-10 unmissverstandlich fest, dass die zeitliche
Komponente dann in den Hintergrund tritt, wenn sich die Verweil- bzw. Verfahrensdauer aus dem Verhalten der
beschwerdeflihrenden Partei ergibt vergleiche hierzu auch Urteil des EGMR Urteil vom 8. April 2008, NNYANZI gegen
das Vereinigte Konigreich, Nr. 21878/06).

Im Einzelnen ergibt sich aus einer Zusammenschau der in § 10 (2) 2 AsylG genannten Determinanten im Lichte der
soeben zitierten Judikatur im Einzelnen Folgendes:Im Einzelnen ergibt sich aus einer Zusammenschau der in Paragraph
10, (2) 2 AsylG genannten Determinanten im Lichte der soeben zitierten Judikatur im Einzelnen Folgendes:

e Strichaufzahlung
Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt rechtswidrig war:

Die bP ist seit 11 Monaten in Osterreich aufhaltig. Sie reiste rechtswidrig in das Bundesgebiet ein und konnte ihren
Aufenthalt lediglich durch die Stellung eines unbegriindeten Asylantrages vortbergehend legalisieren. Hatte sie diesen
unbegrindeten Asylantrag nicht gestellt, ware sie rechtswidrig im Bundesgebiet aufhaltig bzw. ware davon
auszugehen, dass der rechtswidrige Aufenthalt bereits durch entsprechende aufenthaltsbeendende MaRnahmen in
der Vergangenheit beendet worden ware und sie sich nicht mehr im Bundesgebiet aufhalten wirde.

e Strichaufzahlung
das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens [Privatlebens]

Die bP verfligt Uber keine familidren bzw. nennenswerten privaten Anknipfungspunkte.

e Strichaufzahlung
die Schutzwurdigkeit des Familienlebens [Privatlebens]

Die bP begriindete ihr Privat- bzw. Familienleben zu einem Zeitpunkt, als der Aufenthalt durch die Stellung eines
unbegrindeten Asylantrages. Auch war der Aufenthalt der bP zum Zeitpunkt der Begrindung der familidren
Anknupfungspunkte ungewiss und nicht dauerhaft, sondern auf die Dauer des Asylverfahrens beschrankt.

e Strichaufzahlung
Grad der Integration
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Die beschwerdefihrende Partei ist -in Bezug auf ihr Lebensaltererst einen relativ kurzen Zeitraum in Osterreich
aufhaltig, hat hier keine qualifizierten Anknipfungspunkte und war im Asylverfahren nicht in der Lage, ihren Antrag
ohne die Beiziehung eines Dolmetschers zu begriinden.

Ebenso geht aus dem Akteninhalt nicht hervor, dass die bP selbsterhaltungsfahig ware bzw. ernsthafte Bemihungen
zur Herstellung der Selbsterhaltungsfahigkeit unternommen hatte.

Der Beschwerdefiihrer bezieht seit seiner Einreise in das Bundesgebiet Grundversorgung (Anfrage am 13.6.2012).

e Strichaufzéhlung
Bindungen zum Herkunftsstaat

Die bP verbrachte den tberwiegenden Teil ihres Lebens in Pakistan, wurde dort sozialisiert, bekennt sich zum dortigen
Mehrheitsglauben (Sunnit) und spricht die dortige Mehrheitssprache auf muttersprachlichem Niveau. Ebenso ist davon
auszugehen, dass in Pakistan Bezugspersonen etwa im Sinne eines gewissen Freundesund/oder Bekanntenkreises des
Beschwerdeflhrers existieren, da nichts darauf hindeutet, dass die bP vor ihrer Ausreise in ihrem Herkunftsstaat in
volliger sozialer Isolation gelebt hatte. Er verfligt nach wie vor Uber ein familidres Netzwerk im Heimatland. Es deutet
daher nichts darauf hin, dass es der bP im Falle einer Rickkehr in dessen Herkunftsstaat nicht moglich ware, sich in die

dortige Gesellschaft erneut zu integrieren.

e Strichaufzahlung

strafrechtliche Unbescholtenheit
Die bP ist strafrechtlich unbescholten.

e -Strichaufzéhlung
VerstolRe gegen die 6ffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-. Fremdenpolizei- und

Einwanderungsrechts

Die bP reist schlepperunterstitzt und unter Umgehung der Grenzkontrolle in das Gebiet der Europaischen Union und

in weiterer Folge rechtswidrig in des Bundesgebiet ein.

e Strichaufzéhlung
die Frage, ob das Privat- und Familienleben zu einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres

unsicheren Aufenthaltstaates bewusst waren

Der bP musste bei der Antragstellung klar sein, dass der Aufenthalt in Osterreich im Falle der Abweisung des
Asylantrages nur ein Vorubergehender ist. Ebenso indiziert die rechtswidrige und schlepperunterstitzte Einreise den
Umstand, dass der bP die Unmdglichkeit der legalen Einreise und dauerhaften Niederlassung bewusst war, da davon
auszugehen ist, dass sie in diesem Fall diese weitaus weniger beschwerliche und kostenintensive Art der legalen

Einreise und Niederlassung gewahlt hatte.

e Strichaufzahlung

weitere Erwagungen

Der EGMR wiederholt in stRsp, dass es den Vertragsstaaten zukommt, die 6ffentliche Ordnung aufrechtzuerhalten,
insb. in AusUbung ihres Rechts nach anerkanntem internationalem Recht und vorbehaltlich ihrer vertraglichen
Verpflichtungen, die Einreise und den Aufenthalt von Fremden zu regeln. Die Entscheidungen in diesem Bereich
mussen insoweit, als sie in ein durch Art. 8 (1) EMRK geschitztes Recht eingreifen, in einer demokratischen
Gesellschaft notwendig sein, dh. durch ein dringendes soziales Bedurfnis gerechtfertigt und va. dem verfolgten
legitimen Ziel gegenlber verhaltnismalig sein.Der EGMR wiederholt in stRsp, dass es den Vertragsstaaten zukommt,
die 6ffentliche Ordnung aufrechtzuerhalten, insb. in Austbung ihres Rechts nach anerkanntem internationalem Recht
und vorbehaltlich ihrer vertraglichen Verpflichtungen, die Einreise und den Aufenthalt von Fremden zu regeln. Die
Entscheidungen in diesem Bereich mussen insoweit, als sie in ein durch Artikel 8, (1) EMRK geschuitztes Recht
eingreifen, in einer demokratischen Gesellschaft notwendig sein, dh. durch ein dringendes soziales Bedurfnis
gerechtfertigt und va. dem verfolgten legitimen Ziel gegentber verhaltnismaRig sein.

Nach standiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes kommt den Normen, die die Einreise und den Aufenthalt von
Fremden regeln, aus der Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung (Artikel 8 Abs. 2
EMRK) ein hoher Stellenwert zu (VwGH 16.01.2001, ZI.2000/18/0251, uva).Nach standiger Judikatur des
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Verwaltungsgerichtshofes kommt den Normen, die die Einreise und den Aufenthalt von Fremden regeln, aus der Sicht
des Schutzes und der Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung (Artikel 8 Absatz 2, EMRK) ein hoher Stellenwert zu
(VWGH 16.01.2001, ZI. 2000/18/0251, uva).

Der VWGH hat festgestellt, dass beharrliches illegales Verbleiben eines Fremden nach rechtskraftigem Abschluss des
Asylverfahrens bzw. ein langer dauernder illegaler Aufenthalt eine gewichtige Gefahrdung der 6ffentlichen Ordnung im
Hinblick auf ein geordnetes Fremdenwesen darstellen wirde, was eine Ausweisung als dringend geboten erscheinen
lasst (VwGH 31.10.2002, ZI. 2002/18/0190).

Ebenso wird durch die wirtschaftlichen Interessen an einer geordneten Zuwanderung und das nur fur die Dauer des
Asylverfahrens erteilte Aufenthaltsrecht, das fremdenpolizeiliche Malinahmen nach (negativer) Beendigung des
Asylverfahrens vorhersehbar erscheinen lasst, die Interessensabwagung anders als in jenen Féllen, in welchen der
Fremde aufgrund eines nach den Bestimmungen des NAG erteilten Aufenthaltstitels aufenthaltsberechtigt war, zu
Lasten des (abgelehnten) Asylsuchenden beeinflusst (vgl. Fe3l/Holzschuster, AsylG 2005, Seite 348).Ebenso wird durch
die wirtschaftlichen Interessen an einer geordneten Zuwanderung und das nur fur die Dauer des Asylverfahrens
erteilte Aufenthaltsrecht, das fremdenpolizeiliche MalRnahmen nach (negativer) Beendigung des Asylverfahrens
vorhersehbar erscheinen lasst, die Interessensabwagung anders als in jenen Fallen, in welchen der Fremde aufgrund
eines nach den Bestimmungen des NAG erteilten Aufenthaltstitels aufenthaltsberechtigt war, zu Lasten des
(abgelehnten) Asylsuchenden beeinflusst vergleiche FeRI/Holzschuster, AsylG 2005, Seite 348).

Es ist nach der Rechtssprechung des Verwaltungsgerichtshofes fiir die Notwendigkeit einer Ausweisung von Relevanz,
ob der Fremde seinen Aufenthalt vom Inland her legalisieren kann. Ist das nicht der Fall, kdnnte sich der Fremde bei
der Abstandnahme von der Ausweisung unter Umgehung der aufenthaltsrechtlichen Bestimmungen den tatsachlichen
(illegalen) Aufenthalt im Bundesgebiet auf Dauer verschaffen, was dem 6ffentlichen Interesse an der Aufrechterhaltung
eines geordneten Fremdenrechts zuwiderlaufen wirde.

Gem. Art 8 Abs 2 EMRK ist ein Eingriff in das Grundrecht auf Privatund/oder Familienleben zulassig, wenn dies zur
Erreichung der in Abs 2 leg cit genannten Ziele notwendig ist. Die zitierte Vorschrift nennt als solches Ziel u.a. die
Aufrechterhaltung der o&ffentlichen Ordnung, worunter nach der Judikatur des VwWGH auch die geschriebene
Rechtsordnung zu subsumieren ist. Die fir den Aufenthalt von Fremden maRgeblichen Vorschriften finden sich -
abgesehen von den spezifischen Regelungen des AsylG- seit 1.1.2006 nunmehr im NAG bzw. FPG.Gem. Artikel 8, Absatz
2, EMRK ist ein Eingriff in das Grundrecht auf Privatund/oder Familienleben zuldssig, wenn dies zur Erreichung der in
Absatz 2, leg cit genannten Ziele notwendig ist. Die zitierte Vorschrift nennt als solches Ziel u.a. die Aufrechterhaltung
der offentlichen Ordnung, worunter nach der Judikatur des VwGH auch die geschriebene Rechtsordnung zu
subsumieren ist. Die fur den Aufenthalt von Fremden maRgeblichen Vorschriften finden sich -abgesehen von den
spezifischen Regelungen des AsylG- seit 1.1.2006 nunmehr im NAG bzw. FPG.

Die geordnete Zuwanderung von Fremden ist fir die Gesellschaft von wesentlicher Bedeutung und diese Wertung des
Gesetzgebers geht auch aus dem Fremdenrechtspaket 2005 klar hervor. Demnach ist es gemaf3 den nun geltenden
fremdenrechtlichen Bestimmungen fur den Beschwerdeflhrer grundsatzlich nicht mehr moglich seinen Aufenthalt
vom Inland her auf Antrag zu legalisieren, da eine Erstantragsstellung fir solche Fremde nur vom Ausland aus mdoglich
ist. Wie aus dem 2. Hauptstiick des NAG ersichtlich ist, sind auch Fremde, die Familienangehérige von in Osterreich
dauernd wohnhaften dsterreichischen Staatsburgern sind, davon nicht ausgenommen. Im gegenstandlichen Fall ist bei
BerUcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen kein Sachverhalt ersichtlich, welcher die Annahme rechtfertigen
wulrde, dass dem Beschwerdefihrer gem. § 21 (2) und (3) NAG die Legalisierung seines Aufenthaltes vom Inland aus
offen steht, sodass ihn mit rechtskraftigen Abschluss des Asylverfahrens eine unbedingte Ausreiseverpflichtung trifft,
zu deren Durchsetzung es einer der Ausweisung des Fremden bedarf.Die geordnete Zuwanderung von Fremden ist fir
die Gesellschaft von wesentlicher Bedeutung und diese Wertung des Gesetzgebers geht auch aus dem
Fremdenrechtspaket 2005 klar hervor. Demnach ist es gemaR den nun geltenden fremdenrechtlichen Bestimmungen
fir den Beschwerdefihrer grundsatzlich nicht mehr moglich seinen Aufenthalt vom Inland her auf Antrag zu
legalisieren, da eine Erstantragsstellung fir solche Fremde nur vom Ausland aus moglich ist. Wie aus dem 2.
Hauptstick des NAG ersichtlich ist, sind auch Fremde, die Familienangehérige von in Osterreich dauernd wohnhaften
Osterreichischen Staatsbirgern sind, davon nicht ausgenommen. Im gegenstandlichen Fall ist bei Berlcksichtigung
samtlicher bekannter Tatsachen kein Sachverhalt ersichtlich, welcher die Annahme rechtfertigen wirde, dass dem
Beschwerdefihrer gem. Paragraph 21, (2) und (3) NAG die Legalisierung seines Aufenthaltes vom Inland aus offen
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steht, sodass ihn mit rechtskraftigen Abschluss des Asylverfahrens eine unbedingte Ausreiseverpflichtung trifft, zu

deren Durchsetzung es einer der Ausweisung des Fremden bedarf.

Bei rechtskraftigem Abschluss des Asylverfahrens ist der Beschwerdeflihrer somit nicht rechtmaRig im Bundesgebiet
aufhaltig. Es bleibt ihm aber trotz Ausweisung unbenommen -wie anderen Fremden auch- danach vom Ausland aus
einen Aufenthaltstitel zu beantragen und bei Erflllung der gesetzlichen Voraussetzungen so auf legale Art und Weise

einzureisen bzw. hier zu leben.

Der Ausspruch einer Ausweisung bedeutet mit deren Durchsetzbarkeit fiir den Fremden die Verpflichtung Osterreich
unverziglich zu verlassen. Nur im Falle der Verhdngung einer Ausweisung kann die Sicherheitsbehérde diese, im
Interesse eines geordneten Fremdenwesens notwendige, Ausreiseverpflichtung erforderlichenfalls -dh. mangels
Freiwilligkeit des Fremden- auch durch eine behérdliche Malinahme durchsetzen.

Zur Gewichtung der offentlichen Interessen sei erganzend das Erkenntnis des VfGH 17. 3. 2005, G 78/04 ua erwahnt, in
dem dieser erkennt, dass auch das Gewicht der 6ffentlichen Interessen im Verhaltnis zu den Interessen des Fremden
bei der Ausweisung von Fremden, die sich etwa jahrelang legal in Osterreich aufgehalten haben, und Asylwerbern, die
an sich uber keinen Aufenthaltstitel verfigen und denen bloRR wahrend des Verfahrens Abschiebeschutz zukommt,
unterschiedlich zu beurteilen sind.

Der EGMR wiederholt in stRsp, dass es den Vertragsstaaten zukommt, die 6ffentliche Ordnung aufrechtzuerhalten,
insb. in Austbung ihres Rechts nach anerkanntem internationalem Recht und vorbehaltlich ihrer vertraglichen
Verpflichtungen, die Einreise und den Aufenthalt von Fremden zu regeln. Die Entscheidungen in diesem Bereich
mussen insoweit, als sie in ein durch Art. 8 (1) EMRK geschitztes Recht eingreifen, in einer demokratischen
Gesellschaft notwendig sein, dh. durch ein dringendes soziales Bedurfnis gerechtfertigt und va. dem verfolgten
legitimen Ziel gegenlber verhaltnismalig sein.Der EGMR wiederholt in stRsp, dass es den Vertragsstaaten zukommt,
die 6ffentliche Ordnung aufrechtzuerhalten, insb. in Austbung ihres Rechts nach anerkanntem internationalem Recht
und vorbehaltlich ihrer vertraglichen Verpflichtungen, die Einreise und den Aufenthalt von Fremden zu regeln. Die
Entscheidungen in diesem Bereich mussen insoweit, als sie in ein durch Artikel 8, (1) EMRK geschitztes Recht
eingreifen, in einer demokratischen Gesellschaft notwendig sein, dh. durch ein dringendes soziales Bedurfnis
gerechtfertigt und va. dem verfolgten legitimen Ziel gegenlber verhaltnismaRig sein.

Der Rechtssprechung des EGMR folgend (vgl. aktuell SISOJEVA u.a. gg. Lettland, 16.06.2005, Bsw. Nr. 60.654/00)
garantiert die Konvention Ausldndern kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem bestimmten Staat. Unter
gewissen Umstanden kénnen von den Staaten getroffene Entscheidungen auf dem Gebiet des Aufenthaltsrechts (z. B.
eine Ausweisungsentscheidung) aber auch in das nach Artikel 8 EMRK geschutzte Privatleben eines Fremden
eingreifen. Dies beispielsweise dann, wenn ein Fremder den gréRten Teil seines Lebens in einem Gastland zugebracht
(wie im Fall SISOJEVA u.a. gg. Lettland) oder besonders ausgepragte soziale oder wirtschaftliche Bindungen im
Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene zum eigentlichen Herkunftsstaat an Intensitat deutlich Ubersteigen (vgl. dazu
BAGHLI gg. Frankreich, 30.11.1999, Bsw. Nr. 34374/97; ebenso die Rsp. des Verfassungsgerichtshofes; vgl. dazu VfSlg
10.737/1985; VfSlg 13.660/1993).Der Rechtssprechung des EGMR folgend vergleiche aktuell SISOJEVA u.a. gg. Lettland,
16.06.2005, Bsw. Nr. 60.654/00) garantiert die Konvention Auslandern kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem
bestimmten Staat. Unter gewissen Umstanden kénnen von den Staaten getroffene Entscheidungen auf dem Gebiet
des Aufenthaltsrechts (z. B. eine Ausweisungsentscheidung) aber auch in das nach Artikel 8 EMRK geschitzte
Privatleben eines Fremden eingreifen. Dies beispielsweise dann, wenn ein Fremder den gréRten Teil seines Lebens in
einem Gastland zugebracht (wie im Fall SISOJEVA u.a. gg. Lettland) oder besonders ausgepragte soziale oder
wirtschaftliche Bindungen im Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene zum eigentlichen Herkunftsstaat an Intensitat
deutlich Ubersteigen vergleiche dazu BAGHLI gg. Frankreich, 30.11.1999, Bsw. Nr. 34374/97; ebenso die Rsp. des
Verfassungsgerichtshofes; vergleiche dazu VfSlg 10.737 aus 1985,; VfSlg 13.660 aus 1993,).

Im Lichte der Rechtsprechung des EGMR zur Ausweisungs- und Abschiebungspraxis der Vertragsstaaten durfte es fur
den Schutzbereich des Anspruches auf Achtung des Privatlebens nach Artikel 8 EMRK hingegen nicht ausschlaggebend
sein, ob der Aufenthalt des Auslanders - im Sinne einer Art "Handreichung des Staates" - zumindest voribergehend
rechtmaRig war (vgl. Ghiban gg. Deutschland, 16.09.2004, 11103/03; Dragan gg. Deutschland, 07.10.2004, Bsw. Nr.
33743/03; SISOJEVA (aa0.)) bzw. inwieweit die Behdrden durch ihr Verhalten dazu beigetragen haben, dass der
Aufenthalt des Betreffenden bislang nicht beendet wurde. Der EGMR hat diese Frage zwar noch nicht abschliefend



entschieden, jedoch in Fallkonstellationen das Recht auf Privatleben erodrtert, in denen ein legaler Aufenthalt der
Beschwerdefiihrer nicht vorlag. Hat er in der Rechtssache GHIBAN (aa0.) zu einem rumanischen Staatsangehdrigen,
der wegen Staatenlosigkeit nicht abgeschoben werden konnte, die Frage letztlich noch offen gelassen ("Selbst wenn
man davon ausgeht, dass der Aufenthalt des Bf. unter diesen Umstanden eine ausreichende Grundlage fur die
Annahme eines Privatlebens war..."), so nahm er in der bereits mehrfach zitierten Rechtssache Sisojeva (aa0.) einen
Eingriff in das Privatleben an, obwohl die Beschwerdefiihrer in Lettland keinen rechtmaRigen Aufenthalt hatten.Im
Lichte der Rechtsprechung des EGMR zur Ausweisungs- und Abschiebungspraxis der Vertragsstaaten durfte es fur den
Schutzbereich des Anspruches auf Achtung des Privatlebens nach Artikel 8 EMRK hingegen nicht ausschlaggebend
sein, ob der Aufenthalt des Auslanders - im Sinne einer Art "Handreichung des Staates" - zumindest voribergehend
rechtmaRig war vergleiche Ghiban gg. Deutschland, 16.09.2004, 11103/03; Dragan gg. Deutschland, 07.10.2004, Bsw.
Nr. 33743/03; SISOJEVA (aa0.)) bzw. inwieweit die Behérden durch ihr Verhalten dazu beigetragen haben, dass der
Aufenthalt des Betreffenden bislang nicht beendet wurde. Der EGMR hat diese Frage zwar noch nicht abschlie3end
entschieden, jedoch in Fallkonstellationen das Recht auf Privatleben erortert, in denen ein legaler Aufenthalt der
Beschwerdefiihrer nicht vorlag. Hat er in der Rechtssache GHIBAN (aa0.) zu einem rumanischen Staatsangehdrigen,
der wegen Staatenlosigkeit nicht abgeschoben werden konnte, die Frage letztlich noch offen gelassen ("Selbst wenn
man davon ausgeht, dass der Aufenthalt des Bf. unter diesen Umstdnden eine ausreichende Grundlage fir die
Annahme eines Privatlebens war..."), so nahm er in der bereits mehrfach zitierten Rechtssache Sisojeva (aa0.) einen
Eingriff in das Privatleben an, obwohl die Beschwerdefiihrer in Lettland keinen rechtmaRigen Aufenthalt hatten.

Wenn man - wie die aktuelle Judikaturentwicklung des EGMR auch erkennen ladsst - dem Aufenthaltsstatus des
Fremden fir die Beurteilung des Vorliegens eines Eingriffes in das durch Artikel 8 EMRK geschiitzte Privatleben keine
Relevanz beimisst, so wird die Frage der RechtmaRigkeit des Aufenthalts jedenfalls im Rahmen der Schrankenprifung
nach Artikel 8 Absatz 2 EMRK Berucksichtigung zu finden haben.

In seinem jlingeren Erkenntnis Rodrigues da Silva and Hookkamer v. the Netherlands vom 31. Janner 2006, Zahl
50435/99 filhrte der EGMR unter Verweis auf seine Vorjudikatur aus, dass es ua. eine wichtige Uberlegung darstellt, ob
das Familienleben zu einem Zeitpunkt entstand, an dem sich die betreffenden Personen bewusst waren, dass der
Aufenthaltsstatus eines Familienmitgliedes derart war, dass der Forbestand des Familienlebens im Gastland vom
vornherein unsicher war. Er stellte auch fest, dass die Ausweisung eines auslandischen Familienmitgliedes in solchen
Fallen nur unter ganz speziellen Umstanden eine Verletzung von Art. 8 EMRK bewirkt.In seinem jungeren Erkenntnis
Rodrigues da Silva and Hookkamer v. the Netherlands vom 31. Janner 2006, Zahl 50435/99 fuhrte der EGMR unter
Verweis auf seine Vorjudikatur aus, dass es ua. eine wichtige Uberlegung darstellt, ob das Familienleben zu einem
Zeitpunkt entstand, an dem sich die betreffenden Personen bewusst waren, dass der Aufenthaltsstatus eines
Familienmitgliedes derart war, dass der Forbestand des Familienlebens im Gastland vom vornherein unsicher war. Er
stellte auch fest, dass die Ausweisung eines auslandischen Familienmitgliedes in solchen Fallen nur unter ganz
speziellen Umstanden eine Verletzung von Artikel 8, EMRK bewirkt.

Der GH fuhrte weiters -wiederum auf seine Vorjudikatur verweisendaus, dass Personen, welche die Behdrden eines
Vertragsstaates ohne die geltenden Rechtsvorschriften zu erfillen, als fait accompli mit ihrem Aufenthalt
konfrontieren, grundsatzlich keinerlei Berechtigung haben, mit der Ausstellung eines Aufenthaltstitels zu rechnen. Im
geschilderten Fall wurde letztlich dennoch eine Entscheidung zu Gunsten der Beschwerdeflhrer getroffen, weil es der
Erstbeschwerdefuihrerin grundsatzlich moglich gewesen ware, ihren Aufenthalt vom Inland aus zu legalisieren, weil sie
mit dem Vater des Zweitbeschwerdefihrers , einem Staatsburger der Niederlande vom Juni 1994 bis Janner 1997 eine
dauerhafte Beziehung fuhrte. Es war daher der Fall Erstbeschwerdeflhrerin trotz ihres vorwerfbaren sorglosen
Umganges mit den niederlandischen Einreisebestimmungen von jenen Fallen zu unterscheiden, in denen der EGMR
befand, dass die betroffenen Personen zu keinem Zeitpunkt verninftiger Weise erwarten konnten, ihr Familienleben
im Gastland weiterzufuhren. Ebenso wurde in diesem Fall der Umstand des besonderen Verhaltnisses zwischen dem
Kleinkind und der Mutter besonders gewirdigt.

Weiters wird hier auf das Urteil des EGMR Urteil vom 8. April 2008, NNYANZI gegen das Vereinigte Konigreich, Nr.
21878/06 verwiesen, wo dieser folgende Kernaussagen traf:

Im gegenstandlichen Fall erachtete es der EGMR nicht erforderlich, sich mit der von der Beschwerdeflhrerin
vorgetragenen Frage auseinanderzusetzen, ob durch das Studium der Beschwerdefiihrerin im UK, ihr Engagement in
der Kirche sowie ihre Beziehung unbekannter Dauer zu einem Mann wahrend ihres fast 10-jahrigen Aufenthalts ein



Privatleben iS von Art. 8 EMRK entstanden ist.Im gegenstandlichen Fall erachtete es der EGMR nicht erforderlich, sich
mit der von der Beschwerdeflhrerin vorgetragenen Frage auseinanderzusetzen, ob durch das Studium der
Beschwerdefiihrerin im UK, ihr Engagement in der Kirche sowie ihre Beziehung unbekannter Dauer zu einem Mann

wahrend ihres fast 10-jahrigen Aufenthalts ein Privatleben iS von Artikel 8, EMRK entstanden ist.

Dies wird damit begrindet, dass im vorliegenden Fall auch das Bestehen eines Privatlebens ohne Bedeutung fur die
Zulassigkeit der Abschiebung ware, da einerseits die beabsichtigte Abschiebung im Einklang mit dem Gesetz steht und
das legitime Ziel der Aufrechterhaltung und Durchsetzung einer kontrollierten Zuwanderung verfolgt; und andererseits
jegliches zwischenzeitlich etabliertes Privatleben im Rahmen einer Interessenabwagung gegen das legitime 6ffentliche
Interesse an einer effektiven Einwanderungskontrolle nicht dazu fuhren koénnte, dass ihre Abschiebung als
unverhaltnismaliiger Eingriff zu werten ware.

Die zusténdige Kammer merkt dazu an, dass es sich hier im Gegensatz zum Fall UNER gg. Niederlande (EGMR Urteil
vom 05.07.2005, Nr. 46410/99) bei der Beschwerdefihrerin um keinen niedergelassenen Zuwanderer handelt,
sondern ihr niemals ein Aufenthaltsrecht erteilt wurde und ihr Aufenthalt im UK daher wahrend der gesamten Dauer
ihres Asylverfahrens und ihrer humanitaren Antrége unsicher war.

Ihre Abschiebung in Folge der Abweisung dieser Antrage wird auch durch eine behauptete Verzégerung der Behdrden
bei der Entscheidung Uber diese Antrage nicht unverhaltnismagig.

Die Feststellung, wonach die bP strafrechtlich unbescholten sei, stellt laut Judikatur weder eine Starkung der
persoénlichen Interessen noch eine Schwachung der 6ffentlichen Interessen dar (VWGH 21.1.1999, Zahl 98/18/0420).
Der VwGH geht wohl davon aus, dass es von einem Fremden, welcher sich im Bundesgebiet aufhalt als
selbstverstandlich anzunehmen ist, dass er die geltenden Rechtsvorschriften einhalt.

Letztlich ist festzustellen, dass im Rahmen einer Gesamtschau nicht festgestellt werden kann, dass eine
Gegeniiberstellung der von der bP in ihrem Herkunftsstaat vorzufindenden Verhéltnissen mit jenen in Osterreich im
Rahmen einer Interessensabwégung zu einem Uberwiegen der privaten Interessen der bP am Verbleib in Osterreich
gegenuber den Offentlichen Interessen an einem Verlassen des Bundesgebietes fihren wiirde.

Wiurde sich ein Fremder nunmehr generell in einer solchen Situation wie der Beschwerdefihrer erfolgreich auf sein
Privat- und Familienleben berufen kénnen, so wirde dies dem Ziel eines geordneten Fremdenwesens und dem
geordneten Zuzug von Fremden zuwiderlaufen.

Koénnte sich ein Fremder nunmehr in einer solchen Situation erfolgreich auf sein Privat- und Familienleben berufen,
wlrde dies darUber hinaus dazu flhren, dass Fremde, welche die unbegriindete bzw. rechtsmissbrauchliche
Asylantragstellung allenfalls in Verbindung mit einer illegalen Einreise in das 6sterreichische Bundesgebiet in Kenntnis
der Unbegrindetheit bzw. Rechtsmissbrauchlichkeit des Antrag unterlassen, letztlich schlechter gestellt waren, als
Fremde, welche genau zu diesen Mitteln greifen um sich ohne jeden sonstigen Rechtsgrund den Aufenthalt in
Osterreich legalisieren, was in letzter Konsequenz zu einer verfassungswidrigen unsachlichen Differenzierung der
Fremden untereinander fiihren wirde (vgl. hierzu auch das Estoppel-Prinzip ['no one can profit from his own
wrongdoing"], auch den allgemein anerkannten Rechtsgrundsatz, wonach aus einer unter Missachtung der
Rechtsordnung geschaffenen Situation keine Vorteile gezogen werden darfen [VWGH 11.12.2003,
2003/07/0007]).Kénnte sich ein Fremder nunmehr in einer solchen Situation erfolgreich auf sein Privat- und
Familienleben berufen, wirde dies darlber hinaus dazu flihren, dass Fremde, welche die unbegrindete bzw.
rechtsmissbrauchliche Asylantragstellung allenfalls in Verbindung mit einer illegalen Einreise in das &sterreichische
Bundesgebiet in Kenntnis der Unbegrindetheit bzw. Rechtsmissbrauchlichkeit des Antrag unterlassen, letztlich
schlechter gestellt waren, als Fremde, welche genau zu diesen Mitteln greifen um sich ohne jeden sonstigen
Rechtsgrund den Aufenthalt in Osterreich legalisieren, was in letzter Konsequenz zu einer verfassungswidrigen
unsachlichen Differenzierung der Fremden untereinander fihren wirde vergleiche hierzu auch das Estoppel-Prinzip
['no one can profit from his own wrongdoing"], auch den allgemein anerkannten Rechtsgrundsatz, wonach aus einer
unter Missachtung der Rechtsordnung geschaffenen Situation keine Vorteile gezogen werden durfen [VwGH
11.12.2003, 2003/07/00071]).

Die VerhaltnismaRigkeit der MalBnahme der Verhdngung der Ausweisung ergibt sich aus dem Umstand, dass es sich
hierbei um das gelindeste femdenpolizeiliche Mittel (etwa im Vergleich zu den in 88 60 ff FPG 2005 idgF) handelt,
welches zur Erreichung des angestrebten Zwecks geeignet erscheint.Die VerhaltnismaRigkeit der Malinahme der
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Verhdngung der Ausweisung ergibt sich aus dem Umstand, dass es sich hierbei um das gelindeste femdenpolizeiliche
Mittel (etwa im Vergleich zu den in Paragraphen 60, ff FPG 2005 idgF) handelt, welches zur Erreichung des
angestrebten Zwecks geeignet erscheint.

Aus den o.a. Erwagungen geht somit hervor, dass der Eingriff in die durch Art. 8 (1) EMRK geschitzten Rechte des
Beschwerdefihrers zuldssig ist, weil im Rahmen einer Interessensabwagung gem. Abs. 2 leg. cit. festzustellen ist, dass
das das offentliche Interesse an der Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung im Sinne eines geordneten Vollzugs
des Fremdenwesens, ebenso wie die wirtschaftlichen Interessen an einer geordneten Zuwanderung deutlich den
Interessen der bP an einem Verbleib im Bundesgebiet Uberwiegen und dieser Eingriff zur Erreichung der genannten
Ziele notwendig und darlber hinaus verhaltnismaRig ist.Aus den o.a. Erwagungen geht somit hervor, dass der Eingriff
in die durch Artikel 8, (1) EMRK geschitzten Rechte des Beschwerdeflhrers zuldssig ist, weil im Rahmen einer
Interessensabwagung gem. Absatz 2, leg. cit. festzustellen ist, dass das das offentliche Interesse an der
Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung im Sinne eines geordneten Vollzugs des Fremdenwesens, ebenso wie die
wirtschaftlichen Interessen an einer geordneten Zuwanderung deutlich den Interessen der bP an einem Verbleib im
Bundesgebiet Uberwiegen und dieser Eingriff zur Erreichung der genannten Ziele notwendig und dartber hinaus
verhaltnismaRig ist.

Gegenstandliche Ausweisung ist von der sachlich und oértlich zustandigen Fremdenbehdrde zu vollziehen.

11.2.8 Gemal 8 41 Abs. 7 AsylG hat der Asylgerichtshof 8 67d AVG mit der Mal3gabe anzuwenden, dass eine mundliche
Verhandlung unterbleiben kann, wennrémisch zwei.2.8 Gemal3 Paragraph 41, Absatz 7, AsylG hat der Asylgerichtshof
Paragraph 67 d, AVG mit der Mal3gabe anzuwenden, dass eine mindliche Verhandlung unterbleiben kann, wenn

e Strichaufzéhlung
der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint

oder

e Strichaufzéhlung
sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht.

Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zur auller Kraft getretenen Regelung des Art. Il Abs. 2 lit. D Z 43a
EGVG war der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Berufung nicht als geklart anzusehen, wenn die
erstinstanzliche Beweiswurdigung in der Berufung substantiiert bekampft wird oder der Berufungsbehorde
erganzungsbedurftig oder in entscheidenden Punkten nicht richtig erscheint, wenn rechtlich relevante Neuerungen
vorgetragen werden oder wenn die Berufungsbehdrde ihre Entscheidung auf zusatzliche Ermittlungsergebnisse
stitzen will (VwGH 02.03.2006, 2003/20/0317 mit Hinweisen auf VwGH 23.01.2003,2002/20/0533; 12.06.2003,
2002/20/0336). GemaR dieser Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes konnte im vorliegenden Fall die
Durchfuhrung einer mindlichen Verhandlung beim Asylgerichtshof unterbleiben, da der maf3gebliche Sachverhalt aus
der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart war. Was das Vorbringen der bP in der Beschwerde betrifft,
so findet sich in dieser kein neues bzw. kein ausreichend konkretes Tatsachenvorbringen hinsichtlich allfalliger
sonstiger Fluchtgrinde. Auch tritt die bP in der Beschwerde den seitens der Behdrde erster Instanz getatigten
Ausfuhrungen nicht in ausreichend konkreter Weise entgegen.Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zur
auBer Kraft getretenen Regelung des Artikel romisch zwei, Absatz 2, lit. D Ziffer 43 a, EGVG war der Sachverhalt aus der
Aktenlage in Verbindung mit der Berufung nicht als geklart anzusehen, wenn die erstinstanzliche Beweiswurdigung in
der Berufung substantiiert bekampft wird oder der Berufungsbehdrde erganzungsbedurftig oder in entscheidenden
Punkten nicht richtig erscheint, wenn rechtlich relevante Neuerungen vorgetragen werden oder wenn die
Berufungsbehorde ihre Entscheidung auf zusatzliche Ermittlungsergebnisse stitzen will (VwGH 02.03.2006,
2003/20/0317 mit Hinweisen auf VwGH 23.01.2003,2002/20/0533; 12.06.2003,2002/20/0336). Gemal} dieser
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes konnte im vorliegenden Fall die Durchfiihrung einer mindlichen
Verhandlung beim Asylgerichtshof unterbleiben, da der mal3gebliche Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit
der Beschwerde geklart war. Was das Vorbringen der bP in der Beschwerde betrifft, so findet sich in dieser kein neues
bzw. kein ausreichend konkretes Tatsachenvorbringen hinsichtlich allfalliger sonstiger Fluchtgriinde. Auch tritt die bP
in der Beschwerde den seitens der Behdrde erster Instanz getatigten Ausfihrungen nicht in ausreichend konkreter
Weise entgegen.

Auch ergibt sich im gegenstandlichen Fall aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei, dass das Vorbringen der bP zur
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Bedrohungssituation nicht den Tatsachen entspricht (8 41 Abs. 7 2. Alt). Aus der im Klammerausdruck zitierten
Bestimmung ist im Umkehrschluss erschlieBbar, dass eine Verhandlung bei nicht Vorliegen der 1. Alt. leg. cit, sowie des
Nichtvorliegens der Voraussetzungen des § 67d AVG nur dann zu erfolgen hat, wenn noch nicht zweifelsfrei feststeht,
dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Dies kann nur dann der Fall sein, wenn sich das Vorbringen der
bP als wahr erweist, bzw. nach der Durchfuhrung der entsprechenden Ermittlungen (noch) Restzweifel an der
Unwahrheit des vorgebrachten ausreisekausalen Sachverhalt bestehen, welche nur dadurch beseitigt werden kénnen,
indem sich das Gericht ein personliches Bild von der bP macht bzw. offene Fragen nur durch persénliche Befragung
des bP in einer offentlichen Verhandlung durch das erkennende Gericht geklart werden kdnnen, da sonstige
Umstande, die diese Zweifel hervorrufen, auch ohne die Durchfuhrung einer Verhandlung ermittelt werden
kénnen.Auch ergibt sich im gegenstandlichen Fall aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei, dass das Vorbringen
der bP zur Bedrohungssituation nicht den Tatsachen entspricht (Paragraph 41, Absatz 7, 2. Alt). Aus der im
Klammerausdruck zitierten Bestimmung ist im Umkehrschluss erschlieBbar, dass eine Verhandlung bei nicht Vorliegen
der 1. Alt. leg. cit, sowie des Nichtvorliegens der Voraussetzungen des Paragraph 67 d, AVG nur dann zu erfolgen hat,
wenn noch nicht zweifelsfrei feststeht, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Dies kann nur dann der
Fall sein, wenn sich das Vorbringen der bP als wahr erweist, bzw. nach der Durchfuhrung der entsprechenden
Ermittlungen (noch) Restzweifel an der Unwahrheit des vorgebrachten ausreisekausalen Sachverhalt bestehen, welche
nur dadurch beseitigt werden kdnnen, indem sich das Gericht ein personliches Bild von der bP macht bzw. offene
Fragen nur durch personliche Befragung des bP in einer ¢ffentlichen Verhandlung durch das erkennende Gericht
geklart werden koénnen, da sonstige Umstande, die diese Zweifel hervorrufen, auch ohne die Durchfiihrung einer
Verhandlung ermittelt werden kénnen.

Im gegenstandlichen Fall steht schon aufgrund der sich aus den bisherigen Ermittlungen ergebenden objektiven
Faktenlage fest, dass sich das Vorbringen der bP als zweifelsfrei nicht den Tatsachen entsprechend erweist. Es bleiben
keinerlei Restzweifel, welche das erkennende Gericht nur dadurch beseitigen kann, indem es sich einen persénlichen
Eindruck von der bP verschafft oder offene Fragen nur durch (eine weitere) personliche Befragung der bP geklart
werden konnen. Eine Verhandlung konnte daher auch aufgrund des § 41 (7) 2. Alt. unterbleiben (vgl. ho. Erk. Gz. E10
265.923-1/2008-24E, eine dagegen eingebrachte Beschwerde an den VfGH wurde von diesem mit Beschluss vom
8.6.2010, U 916/10-4 abgelehnt).Im gegenstandlichen Fall steht schon aufgrund der sich aus den bisherigen
Ermittlungen ergebenden objektiven Faktenlage fest, dass sich das Vorbringen der bP als zweifelsfrei nicht den
Tatsachen entsprechend erweist. Es bleiben keinerlei Restzweifel, welche das erkennende Gericht nur dadurch
beseitigen kann, indem es sich einen personlichen Eindruck von der bP verschafft oder offene Fragen nur durch (eine
weitere) persoénliche Befragung der bP geklart werden koénnen. Eine Verhandlung konnte daher auch aufgrund des
Paragraph 41, (7) 2. Alt. unterbleiben vergleiche ho. Erk. Gz. E10 265.923-1/2008-24E, eine dagegen eingebrachte
Beschwerde an den VfGH wurde von diesem mit Beschluss vom 8.6.2010, U 916/10-4 abgelehnt).

11.2.9 Soweit die bP nochmals die persénliche Einvernahme beantragt, wird festgestellt, dass in der Beschwerde nicht
angefuhrt wird, was bei einer solchen - inzwischen schon wiederholt stattgefundenen personlichen Einvernahmen (das
in diesen Einvernahmen erstattete Vorbringen, sowie der Verlauf der Einvernahmen wurde in entsprechenden
Niederschriften, denen die Beweiskraft des8 15 AVG unwiderlegt zukommt, festgehalten)- konkret an
entscheidungsrelevantem und zu bertcksichtigendem Sachverhalt noch hervorkommen hatte kénnen, insbesondere,
womit sie die aufgetretenen und fir die Entscheidung mafgeblichen Widerspriuche und Unplausibilitaten, die zur
Nichtglaubhaftmachung seiner ausreisekausalen Grunde fuhrten, aufzuklaren beabsichtige. So argumentiert auch der
Verwaltungsgerichtshof in standiger Rechtsprechung, dass schon in der Beschwerde darzulegen ist, was seine
erganzende Einvernahme an diesen Widersprichen hatte dandern kénnen bzw. welche wesentlichen Umstande
(Relevanzdarstellung) dadurch hervorgekommen waren. (zB. VWGH 4.7.1994, 94/19/0337). Wird dies unterlassen, so
besteht keine Verpflichtung zur neuerlichen Einvernahme iSe hier weiteren Beschwerdeverhandlung.romisch zwei.2.9
Soweit die bP nochmals die persénliche Einvernahme beantragt, wird festgestellt, dass in der Beschwerde nicht
angefuhrt wird, was bei einer solchen - inzwischen schon wiederholt stattgefundenen persénlichen Einvernahmen (das
in diesen Einvernahmen erstattete Vorbringen, sowie der Verlauf der Einvernahmen wurde in entsprechenden
Niederschriften, denen die Beweiskraft des Paragraph 15, AVG unwiderlegt zukommt, festgehalten)- konkret an
entscheidungsrelevantem und zu bertcksichtigendem Sachverhalt noch hervorkommen hatte kénnen, insbesondere,
womit sie die aufgetretenen und fir die Entscheidung maRgeblichen Widerspriche und Unplausibilitdten, die zur
Nichtglaubhaftmachung seiner ausreisekausalen Grinde fuhrten, aufzuklaren beabsichtige. So argumentiert auch der
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Verwaltungsgerichtshof in standiger Rechtsprechung, dass schon in der Beschwerde darzulegen ist, was seine
erganzende Einvernahme an diesen Widersprichen hatte dandern kdnnen bzw. welche wesentlichen Umstande
(Relevanzdarstellung) dadurch hervorgekommen waren. (zB. VWGH 4.7.1994, 94/19/0337). Wird dies unterlassen, so
besteht keine Verpflichtung zur neuerlichen Einvernahme iSe hier weiteren Beschwerdeverhandlung.

11.2.10. Aufgrund der oa. Ausfuihrungen ist dem Bundesasylamt letztlich im Rahmen einer Gesamtschau jedenfalls
beizupflichten, dass kein Sachverhalt hervorkam, welcher bei Berlcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen den
Schluss zulieRBe, dass die bP im Falle einer Ruckkehr nach Pakistan dort mit der erforderlichen maRgeblichen
Wahrscheinlichkeit einer Gefahr im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK bzw. § 8 Abs. 1 AsylG ausgesetzt ware, bzw.
eine Uberstellung in den Herkunftsstaat einen unzuléssigen Eingriff in das durch Art. 8 EMRK gewdhrleistete Recht auf
das Privat- und/oder Familienleben darstellt, weshalb die Beschwerde in allen Punkten abzuweisen war.rémisch
zwei.2.10. Aufgrund der oa. Ausfihrungen ist dem Bundesasylamt letztlich im Rahmen einer Gesamtschau jedenfalls
beizupflichten, dass kein Sachverhalt hervorkam, welcher bei BerUcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen den
Schluss zulieBe, dass die bP im Falle einer Rickkehr nach Pakistan dort mit der erforderlichen maRgeblichen
Wahrscheinlichkeit einer Gefahr im Sinne des Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, GFK bzw. Paragraph 8, Absatz eins, AsylG
ausgesetzt wire, bzw. eine Uberstellung in den Herkunftsstaat einen unzuldssigen Eingriff in das durch Artikel 8, EMRK
gewadhrleistete Recht auf das Privat- und/oder Familienleben darstellt, weshalb die Beschwerde in allen Punkten

abzuweisen war.
Schlagworte

Ausreiseverpflichtung, Ausweisung, EMRK, gesteigertes Vorbringen, Glaubwurdigkeit, Interessensabwagung,
mangelnde Asylrelevanz, non refoulement, vorlaufige Aufenthaltsberechtigung
Zuletzt aktualisiert am

29.06.2012

Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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